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Nachdruck vom 22. 12. 1993 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz geändert wird 
(20. Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­

rungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, 
BGBI. Nr.560/1978, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz· BGBI. Nr. 336/1993, wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

"Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 1 a. Soweit im folgenden personenbezogene 
. Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt 
sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in 
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte 
Personen ist' die jeweils geschlechtsspezifische Form 
zu verwenden." 

2. § 29 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"Zu den Pensionen sowie zu den Pensionssonder­
zahlungen zählen auch die Kinderzuschüsse und die 
Ausgleichszulagen. " 

3. § 34 lautet: 

"Beitrag des Bundes 

§ 34. (1) In der Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz hat der Bund dem Versicherungsträ­
ger aus dem Steueraufkommen der nach diesem 
Bundesgesetz Pflichtversicherten für jedes Ge­
schäftsjahr einen Betrag in der Höhe der für dieses 
Jahr fällig gewordenen Beiträge zur Pensionsversi­
cherung gemäß § 27 zu überweisen. 

(2) Über den Betrag gemäß Abs. 1 hinaus leistet 
der Bund für jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in 
der Höhe des Betrages, um .den 100,2 vH der 
Aufwendungen die Erträge übersteigen. Hiebei sind 
bei den Aufwendungen die Ausgleichszulagen, bei 
den Erträgen der Bundesbeitrag gemäß Abs. 2 und 
die Ersätze für Ausgleichszulagen außer Betracht zu 
lassen. 

(3) Der dem Versicherungsträger als Träger der 
Pensionsversicherung gemäß Abs. 1 und 2 gebüh­
rende Beitrag des Bundes ist monatlich im 
erforderlichen Ausmaß unter Bedachtnahme auf die 
Kassenlage des Bundes zu bevorschussen." 

4. Der bisherige Inhalt des § 34 a erhält die 
Bezeichnung Abs. 1; folgender Abs. 2 wird ange­
fügt: 

;,(2) Abweichend von § 34 Abs. 2 leistet der Bund 
für das Geschäftsjahr 1994 einen Beitrag in der 
Höhe des Betrages, um den die Aufwendungen die 
Erträge übersteigen. Hiebei sind bei den Aufwen­
dungen die Ausgleichszulagen, bei den Erträgen der 
Bundesbeitrag gemäß § 34 a Abs. 2 und die Ersätze 
für Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen." 

5. § 35 a lautet: 

"Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge zur 
Pensionsversicherung bei Ausübung mehrerer 
versicherungspflichtiger Erwerbstätigkeiten 

§ 35 a. (1) Übt ein nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung 
Pflichtversicherter auch eine Erwerbstätigkeit aus, 
die die Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setz begründet, und macht der Versicherte glaub­
haft, daß die Summe aus den monatlichen 

. Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung 
nach dem Allgemeine~ Sozialversicherungsgesetz 
einschließlich der Sonderzahlungen und den Bei­
tragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz die Summe der monatlichen 
Gesamtbeitragsgrundlagen in einem Kalenderjahr 
(§ 127 bzw. § 127 a Abs. 5) überschreiten wird, so ist 
die Beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung 
nach diesem Bundesgesetz für die Monate eines 
gleichzeitigen Bestandes der Pflichtversicherung in 
der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz und nach diesem Bun­
desgesetz vorläufig in einer Höhe festzusetzen, die 
voraussichtlich nicht zu einer solchen Überschrei­
tung führt. Können die vorgenannten V orausset­
zungen erst nach Ablauf des Beitragsjahres 
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festgestellt werden, so ist eine vorläufige Festset­
zung der Beitragsgrundlage so lange zulässig, als die 
Summe der monatlichen Gesamtbeitragsgrundlagen 
für dieses Kalenderjahr noch-nicht endgültig 
festgestellt werden kann. 

(2) . Ergibt sich in den Fällen des Abs. 1 nach 
Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage, daß 
noch Beiträge zur Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz zu entrichten sind, so sind 
diese Beiträge mit dem Ablauf des zweiten Monates 
des Kalendervierteljahres fällig, in dem die V or­
schreibung erfolgt." 

6. § 44 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Die Mittel des Unterstützungsfonds können 
in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen, 
insbesondere in Berücksichtigung der Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des zu 
Unterstützenden, für Unterstützungen nach Maß­
gabe der hiefür vom Vorstand zu erlassenden 
Richtlinien verwendet werden." 

7. § 116 a lautet: 

,,§ 116 a. (1) Als Ersatzzeiten gelten unter der 
Voraussetzung, daß eine Beitragszeit nach diesem 
Bundesgesetz vorangeht oder nachfolgt, überdies 
bei einer (einem) Versicherten, die (der) ihr (sein) 
Kind (Abs. 2) tatsächlich und überwiegend erzogen 
hat, die Zeit dieser Erziehung im Inland im Ausmaß 
von höchstens 48 Kalendermonaten, gezählt ab der 
Geburt des Kindes. 

(2) Als Kind im Sinne des Abs. 1 gelten: 
1. die ehelichen und die legitimierten Kinder des 

( der) Versicherten; 
2. die unehelichen Kinder einer weiblichen 

Versicherten; 
3. die unehelichen Kinder eines männlichen 

Versicherten, wenn seine Vaterschaft durch 
Urteil oder durch Anerkenntnis festgestellt ist 
(§ 163 bABGB); 

4. die Stiefkinder; 
5. die Wahlkinder; 
6. die Pflegekinder, sofern die Übernahme der 

unentgeltlichen Pflege nach dem 31. Dezem­
ber 1987 erfolgte. 

(3) Liegt die Geburt (Annahme an Kindes Statt, 
Übernahme der unentgeltlichen Pflege des Kindes) 
eines weiteren Kindes vor dem Ablauf der 
48-Kalendermonate-Frist, so erstreckt sich diese nur 
bis zu dieser neuerlichen Geburt (Annahme an 
Kindes Statt, Übernahme der unentgeltlichen Pflege 
des Kindes); endet die Erziehung des weiteren 
Kindes (Abs. 1) vor Ablauf dieser 48-Kalendermo­
nate-Frist, sind die folgenden Kalendermonate bis 
zum Ablauf wieder zu zählen. Der Erziehung des 
Kindes im Inland steht eine solche in einem 
Mitgliedstaat des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum (EWR) gleich, wenn für 
dieses Kind Anspruch auf eine Geldleistung aus dem· 

Versicherungsfall der Mutterschaft nach diesem 
oder einem anderen Bundesgesetz bzw. auf 
Betriebshilfe nach dem· BetriebshiIfegesetz besteht 
bzw. bestanden hat und die Zeit der Kindererzie­
hung nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens 
liegt. 

(4) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in 
den jeweiligen Zeiträumen nur für die Person, die 
das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 
Für die Zuordnung zum jeweiligen Elternteil gelten 
die Abs. 5, 6 und 7. 

(5) Für den Elternteil, 
1. der im maßgeblichen Zeitraum Karenzur­

laubsgeld, Sondernotstandshilfeoder eine 
Leistung nach dem Betriebshilfegesetz bezo­
gen hat, oder 

2. der im maßgeblichen Zeitraum nicht der 
Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung unterlag, während der andere Elternteil 
in der Pensionsversicherung pflichtversichert 
war, 

besteht die Vermutung, daß er das Kind tatsächlich 
und überwiegend erzogen hat. Hinsichtlich der in 
Z 2 genannten Personen kann der Elternteil, der im 
maßgeblichen Zeitraum der Pflichtversicherung in 
der Pensionsversicherung unterlegen ist, diese 
Vermutung widerlegen. 

(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversi­
cherung pflichtversichert oder lag bei keinem der 
Elternteile eine Pflichtversicherung in der Pensions­
versicherung bzw. ein Karenzurlaubsgeldbezug vor 
oder bezogenbeide Elternteile Karenzurlaubsgeld 
(Karenzurlaubsgeld bei Teilzeitbeschäftigung), be­
steht die Vermutung,.daß die weibliche Versicherte 
das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 
Der männliche Versicherte kann diese Vermutung 
widerlegen. 

(7) Im Falle der Abs. 5 und 6 ist die Widerlegung 
der Vermutung bis spätestens zu dem Zeitpunkt 
zulässig, zu dem der Pensions antrag eines der 
beiden Elternteile bescheidmäßig erledigt ist." 

8. § 127 b Abs. 1 erster Satz erster Halbsatz 
lautet: 

"Überschreitet in einem Kalenderjahr bei versiche­
. rungspflichtigen Erwerbstätigkeiten nach diesem 
Bundesgesetz oder nach diesem Bundesgesetz und 
nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz oder 
bei versicherungspflichtigen Beschäftigungen nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und 
selbständigen Erwerbstätigkeiten in einem Kalen­
derjahr die Summe aller Beitragsgrundlagen der 
Pflichtversicherung einschließlich der Sonderzah­
lungendie Summe der monatlichen Höchstbeitrags­
grundlagen gemäß § 48 für die im Kalenderjahr 
liegenden Beitragsmonate der Pflichtversicherung, 
wobei sich deckende Beitragsmonate nur einmal zu 
zählen sind, so gilt der Beitrag zur Pensionsversi­
cherung, der auf den Überschreitungsbetrag ent-
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fällt, wenn nicht nach Abs. 2 Beiträge erstattet 
wurden, im Rahmen der Bestimmungen des § 33 als 
Beitrag zur Höherversicherung;" 

9. Im § 127 b Abs. 1 letzter Satz wird der 
Ausdruck "Eintritt des Versicherungsfalles" durch 
den Ausdruck ,,Anfall einer Leistung aus den 
Versicherungsfällen des Alters oder der dauernden 
Erwerbsunfähigkeit" ersetzt. 

10. Dem § 127 b Abs.2 wird folgender Satz 
angefügt: 

"Wird eine Pflichtversicherung, die in dem 
betreffenden Kalenderjahr eine Mehrfachversiche­
rung bewirkt, erst nach Ablauf des betreffenden 
Kalenderjahres festgestellt, dann verlängert sich die 
Antragsfrist bis zum Ende des auf die Feststellung 
der Mehrfachversicherung folgenden Kalendermo­
nates." 

11. § 139 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Hundertsatz gemäß Abs. 1 beträgt 
1. für Versicherungsmonate mit Ausnahme von 

Versicherungsmonaten für Zeiten der Kinder­
erziehung (§ 116 a) für je zwölf Versiche­
,rungsmonate 
bis zum 360. Monat ....... , .......... 1,9, 
vom 361. Monat an ................ ' .. 1,5; 

2. für Versicherungsmonate für Zeiten der 
Kindererziehung für je zwölf Versicherungs­
monate 1,9. 

Ein Rest von weniger als zwölf V ersicherungsmona­
ten wird in der Weise berücksichtigt, daß für jeden 
restlichen Monat ein Zwolftel des nach der 
zeitlichen Lagerung in ,Betracht kommenden 
Hundertsatzes heranzuziehen ist; der sich erge­
bende Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu 
runden." 

12. § 139 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Der Steigerungsbetrag gemäß Abs. 1 darf 
80 vH der höchsten zur Anwendung kommenden 
Bemessungsgrundlage (§§ 122 Abs. 1, 123 Abs. 1, 
126) nicht übersteigen." 

13. § 140 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 
gebührt für je zwölf Kalendermonate ab dem 
Stichtag bis zum Monatsersten nach Vollendung des 
56. Lebensjahres mit 1,9 vH der Bemessungsgrund­
lage (§§ 122 Abs. 1 oder 126) mit der Maßgabe, daß 
er zusammen mit dem Steigerungsbetrag gemäß 
§ 139 Abs. 1 60 vH der höchsten zur Anwendung 
kommenden Bemessungsgrundlage (§§ 122 Abs. 1, 
123 Abs. 1,126) nicht übersteigen darf. § 139 Abs. 2 
letzter Satz ist anzuwenden." 

14. Im § 140 Abs. 3 wird der Klammerausdruck 
,,(§§ 126, 127 bzw. 127 a)" durch den Klammeraus­
druck ,,(§§ 122 Abs. 1 oder 126)" ersetzt. 

15. § 143 Abs. 3 letzter Satz entfällt. 

16. § 143 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der 
Hundertsatz gemäß Abs. 3 der zum auf den 
Zeitpunkt der Einstellung der Erwerbstätigkeit oder, 
des Erreichens des Anfallsalters für die Alterspen­
sion gemäß § 130 Abs. 1 folgenden Monatsersten zu 
ermittelnden Bemessungsgrundlage. Er darf den 
jeweiligen zu erhöhenden Steigerungsbetrag nicht 
unterschreiten. Er darf überdies 80 vH der höchsten 
zur Anwendung kommenden Bemessungsgrundlage 
(§§ 122 Abs.l, 123 Abs. 1, 126) nicht übersteigen." 

17. Im § 143 Abs.5 letzter Satz wird der 
Ausdruck ,,Abs. 3 dritter bis fünfter Satz" durch den 
Ausdruck "Abs. 3 dritter und vierter Satz" ersetzt. 

18. Dem § 143 Abs. 6 werden folgende Sätze 
angefügt: ' 

"Er darf den jeweiligen zu erhöhenden Steigerungs­
betrag nicht unterschreiten. Er darf überdies 80 vH 

, der höchsten zur Anwendung kommenden Bemes­
sungsgrundlage (§§ 122 Abs. 1, 123 Abs. 1, 126) 
nicht übersteigen." 

19. § 149 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Nettoeinkommen im Sinne der Abs. 1 und 2 
ist, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt 
wird, die Summe sämtlicher Einkünfte in Geld oder 
Geldeswert nach Ausgleich mit Verlusten und 
vermindert um die gesetzlich geregelten Abzüge. ' 
Für die Bewertung der Sachbezüge gilt, soweit nicht 
Abs. 7 anzuwenden' ist, die Bewertung für Zwecke 
der Lohnsteuer mit der Maßgabe, daß als Wert der 
vollen freien Station der' Betrag Von 2 654 S 
heranzuziehen ist; an die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 
1994, der unter Bedachtnahme auf § 51 mit dem 
Anpassungsfaktor (§ 47) vervielfachte Betrag. Im 
Falle des Bezuges einer Hinterbliebenenpension 
(§ 135) vermindert sich dieser Betrag, wenn für die 
Ermittlung der Ausgleichszulage 'zur Pension des 
verstorbenen Ehegatten (Elternteiles) Abs. 7 anzu­
wenden war oder anzuwenden gewesen wäre und 
der (die) Hinterbliebene nicht Eigentümer (Mitei­
gentümer) des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes 
war, für Einheitswerte unter 60 000 S im Verhältnis 
des maßgeblichen Einheitswertes zu dem genannten 
Einheitswert, gerundet auf volle Schilling; entspre­
chendes gilt auch bei der Bewertung von sonstigen 
Sachbezügen. " 

20. § 150 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Richtsatzbeträgt unbeschadet der 
Bestimmungen des Abs. 2 

a) für Pensions berechtigte aus eige­
ner Pensionsversicherung, 
aa) wenn sie mit dem Ehegatten 

(der Ehegattin) im gemeinsa-
men Haushalt leben ...... " 10700 S, 

bb) wenn die Voraussetzungen 
, nach aa) nicht zutreffen. . . . . 7 500 S, 

-1 
1 
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b) für Pensionsberechtigte auf Wit-
wen(Witwer)pension . . . . . . . . . . . 7 500 S, 

c) für Pensionsberechtigte auf Wai­
senpensIOn : 
aa) bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres .......... 2 801 S, 
falls beide Elternteile verstor-
ben sind ................. 4 206 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Le--
bensjahres . . . . . . . . . . . . . . . . 4976 S, 
falls beide Elternteile verstor-
ben sind ................. 7 500 S. 

Der Richtsatz gemäß lit. a erhöht sich um 799 S für 
jedes Kind (§ 128), dessen Nettoeinkommen den 
Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur 
Vollendung des 24. Lebensjahres nicht erreicht." 

21. § 150 Abs. 2 lautet: 

,,(2) An die Stelle der Richtsätze und der 
Richtsatzerhöhung gemäß Abs. 1 treten ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1995, die 
ünter Bedachtnahme auf § 51 mit dem Anpassungs­
faktor (§ 47) vervielfachten Beträge." 

22. Die Abschnitte I bis III des Vierten Teiles 
lauten: 

"ABSCHNITT I 

Haupt-, Landes- und Außenstellen 

§ 195. (1) Die Verwaltung des Versicherungsträ­
gers ist durch die HauptsteIle, durch Landesstellen 
nach Maßgabe der Abs. 3, 5, 6 und 7 und, soweit 
dies nach Abs. 4 vorgesehen ist, durch Außenstellen 
zu führen. 

(2) Die HauptsteIle ist am Sitz des Versicherungs­
trägers eingerichtet. Die HauptsteIle hat die 
Verwaltung des Versicherungsträgers zu führen, 
soweit nicht einzelne Aufgaben durch Gesetz den 
Landesstellen zugewiesen sind. 

(3) Der Versicherungsträger führt die Verwal­
tung durch Landesstellen in Wien für das Land 
Wien, in Linz für das Land Oberösterreich, in 
Salzburg für das Land Salzburg, in Innsbruck für 
das Land Tirol, in Feldkirch für das Land 
V orarlberg, in Klagenfurt für das Land Kärnten, in 
Graz für das Land Steiermark und in Eisenstadt für 
das Land Burgenland. Die Landesstelle für das Land 
Niederösterreich ist nach Maßgabe des Abs. 6 in 
Wien und in Baden bei Wien eingerichtet. 

(4) Der Versicherungsträger kann, soweit eine im 
Verhältnis zu den Versicherten örtlich nahe 
Verwaltung zweckmäßig ist, Außen stellen einrich­
ten. 

(5) Die Landesstelien haben unbeschadet des 
Abs. 6 für den Bereich ihres Sprengels folgende 
Aufgaben zu besorgen: 

1. Entgegennahme der Meldungen; 
2. Standesführung und Kontrolle der Versi­

cherten und Leistungsempfänger ; 

3. Feststellung der Versicherungspflicht und der 
Versicherungsberechtigung; 

4. Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhe­
bung und Eintreibung der Beiträge sowie der 
Kostenan teile; 

5. Entgegennahme von Leistungsanträgen; 
6. Feststellung der Leistungen aus der Kranken­

versicherung und Mitwirkung an der Fest­
stellung aller übrigen Leistungen sowie 
Vorlage der Leistungsanträge an den zur 
Entscheidung zuständigen Verwaltungskör­
per; 

7. Mitwirkung an der Durchführung der 
Rehabilitation und der Maßnahmen der 
Gesundheitsvorsorge sowie zur Festigung der 
Gesundheit; 

8. Mitwirkung bei der Durchführung der 
Gesamtverträge und der damit verbundenen 
Kontroll- und Verrechnungstätigkeit; 

9. Bestellung von Bevollmächtigten zur Vertre­
tung des Versicherungsträgers bei den für 
ihren Sprengel in Betracht kommenden 
Landesgerichten als Arbeits- und Sozialge­
richte bzw. dem Arbeits- und Sozialgericht 
Wien, dem Oberlandesgericht und dem 
Landeshauptmann sowie bei anderen Behör­
den für das in Betracht kommende Land; 

10. Verwaltung des Liegenschaftsvermögens der 
aufgelösten Gewerblichen Selbständigen­
krankenkassen, die im Bereich ihres Spren­
gels ihren Sitz hatten. 

(6) Die Landesstelle für Niederösterreich hat an 
ihrem Sitz in Baden bei Wien für den Bereich ihres 
Sprengels folgende Aufgaben zu besorgen: 

1. im Bereich der Kranken- und Pensionsversi­
cherung 
a) Standesführung der Versicherten; 
b) Feststellung der Versicherungspflicht und 

der Versicherungsberechtigung; 
c) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhe­

bung und Eintreibung der Beiträge; 
2. im Bereich der Krankenversicherung 

a) Entgegennahme der Meldungen und Kon­
trolle der Versicherten und Leistungsemp­
fänger; 

b) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhe­
bung und Eintreibung der Kostenanteile ; 

c) Entgegennahme von Leistungsanträgen 
und Feststellung der Leistungen. 

Die Besorgung aller übrigen den Landesstellen 
gemäß Abs. 5 zustehenden Aufgaben hat die 
Landesstelle für Niederösterreich an ihrem Sitz in 
Wien vorzunehmen. 

(7) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstelle 
richtet sich nach dem Standort des Betriebes bzw. in 
Ermangelung eines solchen nach dem Wohnsitz des 
Versicherten. 

(8) Auftraggeber im Sinne des § 3· Z 3 des 
Datenschutzgesetzes, BGBI. Nr. 565/1978, ist hin-
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sichtlich der in den Abs. 5 und 6 genannten 
Aufgaben stets die Hauptstelle des Versicherungs­
trägers. 

(9) Die den Landesstellen nach den am 
31. Dezember 1993 in Geltung stehenden Satzungs­
bestimmungen übertragenen Aufgaben gelten ab 
1. Jänner 1994 als durch den Vorstand gemäß § 207 
Abs. 1 übertragene Obliegenheiten. 

ABSCHNITT II 

Verwaltungskörper 

Arten der Verwaltungskörper 

§ 196. Die Verwaltungskörper des Versiche-
rungsträgers sind 

1. der Vorstand; 
2. die Generalversammlung; 
3. die Kontrollversammlung; 
4. die Landesstellenausschüsse. 

Versicherungsvertreter 

§ 197. (1) Die Verwaltungskörper bestehen aus 
Vertretern der V ersicherten~ (Versicherungsvertre­
ter). 

(2) Versicherungsvertreter können nur österrei­
chische Staatsbürger sein, die nicht vom Wahlrecht 
in die gesetzgebenden Organe ausgeschlossen sind, 
am Tag der Berufung das 19. Lebensjahr vollendet 
und ihren Wohnort oder Betriebssitz im Gebiet der 
Republik Österreich haben. Sie müssen entweder 
seit mindestens sechs Monaten in Österreich eine 
die Pflichtversicherung in der Kranken- bzw. 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz 
begründende selbständige Erwerbstätigkeit ausüben 
oder Vorstandsmitglieder oder Bedienstete einer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung oder einer 
Berufsvereinigung der nach diesem Bundesgesetz 
pflichtversicherten selbständig Erwerbstätigen sein. 

(3) Jeder Versicherungsvertreter muß, sofern es 
sich nicht um ein Vorstandsmitglied oder um einen 
Bediensteten einer gesetzlichen beruflichen Vertre­
tung oder einer Berufsvereinigung der nach diesem 
Bundesgesetz pflichtversicherten selbständig Er­
werbstätigen handelt, im Zeitpunkt seiner Entsen­
dung dem Versicherungsträger als Pflichtversicher­
ter oder als freiwillig Versicherter angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungskörpers darf 
in diesem mehr als eine Stimme führen. 

(5) Die Tätigkeit als Mitglied eines Verwaltungs­
körpers edolgt auf Grund einer öffentlichen 
Verpflichtung und begründet kein Dienstverhältnis 
zum Versicherungsträger. Hiefür gebühren Ent­
schädigungen nach folgenden Grundsätzen: 

1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben 
Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufent-

haltskosten gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 der Reisege­
bührenvorschrift 1955, BGBL Nr. 133. 

2. Der Obmann und die Obmann-Stellvertreter, 
der Vorsitzende und der Vorsitzende-Stellver­
treter der Kontrollversammlung und die 
Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stellvertreter 
der Landesstellenausschüsse haben Anspruch 
auf Funktionsgebühren. Das Nähere hat der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach 
Anhörung des Hauptverbandes durch Verord­
nung unter Bedachtnahme auf den örtlichen 
Wirkungsbereich, die Zahl der Versicherten 
des Versiche~rungsträgers und eine Mindest­
dauer der Funktion zu bestimmen; dabei darf 
die für einen Monat zustehende Funktionsge­
bühr 90 vH des Betrages nicht übersteigen, der 
dem Anfangsbezug eines Mitgliedes des 
Nationalrates entspricht. 

3. Die Mitglieder der Verwaltungskörper, soweit 
sie nicht unter Z 2 fallen, haben Anspruch auf 
Sitzungsgeld, dessen Höhe durch Verordnung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
nach Anhörung des Hauptverbandes festzu­
setzen ist. 

§ 76 Abs; 4 ist anzuwenden. 

(6) Bedienstete eines Versicherungsträgers und 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialver­
sicherungsträger sowie Personen, die auf Grund 
einer von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit 
diesen Stellen in regelmäßigen geschäftlichen 
Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren 
Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet ist, sind 
von der Entsendung in das Amt eines Versiche­
rungsvertreters ausgeschlossen. 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 198. (1) Die Versicherungsvertreter sind von 
den sachlich zuständigen gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen der nach diesem Bundesgesetz Versi­
cherten nach ihrer fachlichen Eignung in die 
Verwaltungskörper des Versicherungsträgers zu 
entsenden. Bestehen solche Interessenvertretungen 
nicht, so sind die Versicherungsvertreter vom 
Bundesminister für Arbeit und Soziales zu .entsen­
den. Die gleichzeitige Entsendung ein und dersel­
ben Person als Versicherungsvertreter sowohl in die 
Kontrollversammlung als auch in die Generalver­
sammlung desselben Versicherungsträgers ist unzu­
lässig. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat die auf die einzelnen entsendeberechtigten 
Stellen entfallende Zahl von Versicherungsvertre­
tern unter Bedachtnahme auf die Zahl der in der 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz 
Pflichtversicherten in den den einzelnen Stellen 
zugehörigen Versichertengruppen festzusetzen. Die 
Zahl der Pflichtversicherten ist auf Grund einer im 
Monat Juli des der Neubestellung der Verwaltungs-

2 
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körper zweitvorangegangenen Kalenderjahres 
durchzuführenden Stichtagserhebung zu ermitteln. 
Die Berechnung der auf die einzelnen Stellen 
entfallenden Zahl von Versicherungsvertretern hat 
unter Berücksichtigung des § 203 Abs. 2 nach dem 
System d'Hondt zu erfolgen. Die Wahl zahl ist 
ungerundet zu errechnen. Haben nach dieser 
Berechnung mehrere Stellen den gleichen Anspruch 
auf einen Versicherungsvertreter, so entscheidet das 
Los. Die Auf teilung gilt jeweils für die betreffende 
Amtsdauer. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat die in Betracht kommenden entsendeberechtig­
ten Stellen aufzufordern, die Vertreter· innerhalb 
einer angemessenen Frist, die mindestens einen. 
Monat zu betragen hat, zu entsenden. Werden die 
Vertreter innerhalb dieser Frist nicht entsendet, so 
hat sie der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
zu bestellen, ohne. an einen Vorschlag gebunden zu 
sem. 

(4 ) Vor Auf teilung der Zahl der Versicherungs­
vertreter im Sinne des Abs. 2 ist den in Betracht 
kommenden entsendeberechtigten Stellen Gelegen­
heit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Für jeden Versicherungsvertreter ist gleichzei­
tig mit dessen Bestellung und auf dieselbe Art ein 
Stellvertreter zu bestellen. Der bestellte Stellvertre­
ter hat das Mitglied zu vertreten, wenn es an der 
Ausübung seiner Funktion in Verwaltungskörpern 
oder Ausschüssen verhindert ist. Mitglieder von 
Venyaltungskörpern oder Ausschüssen können ihre 
Stellvertretung im Einzelfall auch einem Mitglied 
der Generalversammlung i.\bertragen. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
dauernd aus, so hat die Stelle, die den Ausgeschiede­
nen bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein 
neues Mitglied (einen neuen' Stellvertreter) zu 
bestellen. Bis zur Bestellung des neuen Mitgliedes 
gilt Abs. 5 zweiter Satz. Ist die Bestellung des neuen 
Mitgliedes (Stellvertreters) durch eine Enthebung 
des ausgeschiedenen Mitgliedes (Stellvertreters) von 
seinem Amt (§ 200) erforderlich geworden und tritt 
nachträglich die Entscheidung über diese Enthe­
bung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen 
Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der Bestellung 
des neuen Mitgliedes (Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 199. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) darf nur aus wichtigen Gründen 
abgelehnt werden. Nach mindestens zweijähriger 
Amtsführung kann eine Wiederbestellung für die 
nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) 
hat von der Annahme seiner Bestellung (§ 198) den 
Versicherungsträger nachweislich in Kenntnis zu 
setzen und ist unbeschadet des § 202 zweiter Satz ab 

dem Zeitpunkt des Einlangensdieser Mitteilung 
beim Versicherungsträger zur Ausübung seines 
Amtes ab dem Zeitpunkt, ab dem er bestellt ist, 
berechtigt. 

Enthebung von Versicherungsvertretern 
(Stellvertretern) 

§ 200. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertre­
ter) ist seines Amtes zu entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine 
Bestellung ausschließen würden; 

2. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertre­
ter) seine Pflichten verletzt; 

3. unbeschadet der Bestimmung des § 197 Abs. 2 
zweiter Satz, wenn ein Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) seit mehr als drei Monaten 
aufgehört hat, der Gruppe der Versicherten 
anzugehören, für die er bestellt wurde; 

4. wenn ein wichtiger persönlicher Grund zur 
Enthebung vorliegt und der Versicherungsver­
treter (Stellvertreter) seine Enthebung unter 
Berufung darauf beantragt; 

5. wenn einer der im § 197 Abs. 6 genannten 
Ausschließungsgründe nach der Entsendung 
eingetreten ist. 

Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) gemäß Z 4 oder 5 ist die zur 
Entsendung berufene Stelle anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes, des Vorsitzen­
den der Kontrollversammlung und der Landesstel­
lenausschüsse sowie deren Stellvertreter steht dem 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als Auf­
sichtsbehörde, die der sonstigen Mitglieder der 
Kontrollversammlung dem Vorsitzenden dieser 
Versammlung, die der sonstigen Versicherungsver­
treter (Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) auf begründeten Antrag der zur 
Entsendung berufenen Stelle ihres Amtes entheben. 

(4 ) Vor der Enthebung eines Versicherungsver­
treters (Stellvertreters) gemäß Abs. 1 2 1 bis 3, 
Abs. 2 und 3 ist diesem Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben und gleichzeitig die zur Entsendung 
berufene Stelle zu verständigen. Dem vom Obmann 
oder vom Vorsitzenden ,der Kontrollversammlung . 
Enthobenen steht das Recht der Beschwerde zu. Sie 
ist binnen zwei Wochen. nach Zustellung des 
Beschlusses über die Enthebung beim Bundesmini­
ster für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde 
einzubringen. Dieser entscheidet endgültig. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde hat dem Antrag einer zur 
Entsendung berufenen gesetzlichen beruflichen 
Vertretung auf Enthebung der von dieser entsende­
ten Versicherungsvertreter (Stellvertreter) zu ent­
sprechen, wenn der Antrag aus dem Grunde der 
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Neuwahl in die betreffende gesetzliche berufliche 
Venretung innerhalb von sechs Monaten nach der 
Neuwahl gestellt wird. In diesem Fall entfällt die 
Anhörung der zu enthebenden Versicherungsver­
treter (Stellvenreter). 

(6) Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers 
gleichzeitig auch Mitglied eines anderen Verwal­
tungskörpers beim Versicherungsträger (§ 203 
Abs. 2), so erstreckt sich die Enthebung auch auf das 
Amt in anderen Verwaltungskörpern. 

(7) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde 
in Kenntnis zu setzen, die die entsendeberechtigte 
Stelle zur Entsendung eines neuen Versicherungs­
venreters (Stellvenreters) aufzufordern hat. 

(8) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines 
Versicherungsvenreters (Stellvenreters) von seinem 
Amt kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine 
Aufhebung der Entscheidung über die Enthebung 
eines Versicherungsvenreters (Stellvenreters) wirkt 
nicht zurück. 

Pflichten und Haftung. der Versicherungsvertreter 

§ 201. Die Mitglieder der Verwaltungskörper des 
Versicherungsträgers haben bei der Ausübung ihres 
Amtes die Gesetze der Republik Österreich, die 
Satzung des Versicherungsträgers und die darauf 
beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften zu beach­
ten. Sie sind zur Amtsverschwiegenheit sowie zur 
gewissenhaften und unpaneiischen Ausübung ihres 
Amtes verpflichtet. Sie haften unbeschadet der 
Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes für jeden 
Schaden, der dem Versicherungsträger aus der 
Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst. Der 
Versicherungsträger kann auf Ansprüche aus der 
Haftung nur mit Genehmigung des Bundesministers 
für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde 
verzichten. Macht der Versicherungsträger trotz 
mangelnder Genehmigung die Haftung nicht 
geltend, so kann der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales als Aufsichtsbehörde die Haftung an Stelle 
und auf Kosten des Versicherungsträgers geltend 
machen. 

Amtsdauer 

§ 202. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper 
wähn jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der 
Amtsdauer hat der alte Verwaltungskörper die 
Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neue 
Verwaltungskörper . zusammentritt Die Zeit der 
Weiterführung der Geschäfte durch den alten 
Verwaltungskörper zählt auf die fünf jährige Amts­
dauer des neuen Verwaltungskörpers. 

. Zusammensetzung der Verwaltungskörper 

§ 203. (1) Die Zahl der Versicherungsvertreter 
beträgt: 

1. in der Generalversammlung ... . . . . . . .. 60, 
2. im Vorstand ........................ 14, 

3. in der Kontrollversammlung . . . . . . . . .. . 9, 
4. in jedem Landesstellenausschuß . . . . . . . . 5. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes und der 
Landesstellenausschüsse gehören gleichzeitig der 
Generalversammlung an. Ihre Zahl ist auf die Zahl 
der Versicherungsvenreter in der Generalversamm­
lung in der Gruppe anzurechnen, der sie im 
Vorstand und in den Landesstellenausschüssen 
angehören. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpem 

§ 204. (1) Den Vorsitz im Vorstand und in der 
Generalversammlung hat der vom Vorstand auf 
dessen Amtsdauer gewählte Obmann zu führen. 
Der Obmann ist aus der Mitte des Vorstandes zu 
wählen. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit aller 
Versicherungsvertreter im Vorstand erforderlich. 

(2) Im Anschluß an die Wahl des Obmannes sind 
für diesen aus der Mitte des Vorstandes zwei 
Stellvenreter zu wählen. 

(3) Den Vorsitzenden der Kontrollversammlung 
hat die Versammlung aus ihrer Mitte zu wählen. Im 
Anschluß daran ist ein Stellvenreter des V orsitzen­
den zu wählen. 

(4) Den Vorsitzenden des Landesstellenausschus­
ses hat dieser Ausschuß aus seiner Mitte zu wählen. 
Im Anschluß daran ist ein Stellvenreter des 
Vorsitzenden zu wählen. 

(5) Der gewählte Obmann und die sonstigen 
Vorsitzenden von Verwaltungskörpern sowie ihre 
Stellvenreter sind, wenn sie die Annahme der Wahl 
dem zur Wahl berufenen Verwaltungskörper 
ausdrücklich erklän haben, sofon oder ab einem 
anläßlich der Wahl vom Verwaltungskörper festge­
legten Zeitpunkt zur Ausübung ihrer Funktion 
berechtigt. 

(6) Scheidet ein Vorsitzender (Stellvenreter) 
eines Verwaltungskörpers infolge einer Enthebung 
von seinem Amt als Versicherungsvenreter (§ 200) 
aus und tritt nachträglich die Entscheidung über 
diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem 
gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer 
bereits erfolgten Wahl seines Nachfolgers, und es ist 
neuerlich eine entsprechende Wahl durchzuführen. 

Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 205. Der Obmann und die sonstigen Vorsitzen­
den der Verwaltungskörper sowie ihre Stellvertreter 
sind von der Aufsichtsbehörde, die übrigen 
Versicherungsvenreter vom Obmann bzw. vom 
vorläufigen Verwalter anzugeloben und dabei 
nachweislich auf ihre Pflichten gemäß § 201 
hinzuweisen. 
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ABSCHNITT III 

Aufgaben der Vecwaltungskörper 

Aufgaben der Generalversammlung 

§ 206. (1) Die Generalversammlung hat jährlich 
mindestens einmal zusammenzutreten. Sie ist vom 
Vorstand einzuberufen. Ihr ist vorbehalten: 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoran­
schlag (Haushaltsplan); 

2. die Beschlußfassung über den aus dem 
Rechnungsabschluß und den Statistischen 
Nachweisungen bestehenden Jahresbericht 

. des Vorstindes und über dessen Entlastung; 
3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisun­

gen an den Unterstützungsfonds; 
4. die Beschlußfassung über die Satzung und 

deren Änderung; 
5. die Entscheidung über die Verfolgung von 

Ansprüchen, die dem Versicherungsträger 
gegen Mitglieder der Verwaltungskörper aus 
deren Amtsführung erwachsen, und die 
Bestellung der zur Verfolgung dieser Ansprü­
che Beauftragten; 

6. die Beschlußfassung über die Zahl der 
Mitglieder des Beirates und deren Bestellung. 

(2) Über die im Abs. 1 Z 2 und 4 genannten 
Gegenstände kann nur mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß 
gefaßt werden. Die Aufsichtsbehörde kann eine 
vorläufige Verfügung treffen, wenn innerhalb einer 
von ihr festgesetzten Frist ein gültiger Beschluß der 
Generalversammlung über die Satzung und deren 
Änderung nicht zustande kommt. Die vorläufige 
Verfügung der Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, 
sobald ein gesetzmäßiger gültiger Beschluß der 
Generalversammlung über die Satzung bzw. deren 
Änderung gefaßt und der Aufsichtsbehörde zur 
Kenntnis gebracht worden ist. Bei Ablehnung der 
Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu entscheiden. 

Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des 
Versicherungsträgers 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäfts­
führung, soweit diese nicht durch das Gesetz der 
Generalversammlung oder einem Landesstellenaus­
schuß zugewiesen ist, sowie die Vertretung des 
Versicherungsträgers. Er kann unbeschadet seiner 
eigenen Verantwortlichkeit Ausschüsse aus Mitglie­
dern der Generalversammlung einsetzen und diesen 
sowie einem Landesstellenausschuß einzelne seiner 
Obliegenheiten übertragen; darüber hinaus kann er 
einzelne seiner Obliegenheiten dem Obmann bzw. 
dem Vorsitzenden eines Landesstellenausschusses 
und die Besorgung bestimmter laufender Angele­
genheiten dem Büro des Versicherungsträgers 
übertragen. 

(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die 
Vertretung des Versicherungsträgers übertragen 
hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbefugnis 

. eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Der Vorstand ist berechtigt, an den Sitzungen 
der Kontrollversammlung durch drei Vertreter mit· 
beratender Stimme teilzunehmen. Er ist deshalb von 
jeder Sitzung der Kontrollversammlung ebenso in 
Kenntnis zu setzen wie deren Mitglieder; in gleicher 
Weise ist er auch mit den den Mitgliedern der 
Kontrollversammlung etwa zur Verfügung gestell­
ten Behelfen (Tagesordnung, Ausweise, Berichte 
und andere Behelfe) zu beteilen. 

Aufgaben der Landesstellenausschüsse 

§ 208. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt 
die Geschäftsführung hinsichtlich der den Landes­
stellen zugewiesenen Aufgaben. Der Landesstellen­
ausschuß kann unbeschadet seiner eigenen Verant­
wortlichkeit einzelne seiner Obliegenheiten dem 
Vorsitzenden und die Besorgung bestimmter 
laufender Angelegenheiten dem Büro der Landes­
stelle übertragen. 

(2) Die Landesstellenausschüsse sind bei ihrer 
Geschäftsführung an die Beschlüsse des Vorstandes 
gebunden. Dieser kann auch Beschlüsse der 
genannten Ausschüsse aufheben oder abändern. 

Aufgaben der Kontrollversammlung 

§ 209. (1) Die Kontrollversammlung ist berufen, 
die gesamte Gebarung des Versicherungsträgers 
ständig zu überwachen, zu diesem Zweck insbeson­
dere die Buch- und Kassenführung und den 
Rechnungsabschluß zu überprüfen, über ihre 
Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die 
entsprechenden Anträge zu stellen. Insbesondere 
hat sie den Antrag auf Genehmigung des Rech­
nungsabschlusses und Entlastung des Vorstandes in 
der Generalversammlung zu stellen. 

(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte des 
Versicherungsträgers sind verpflichtet, der Kon­
trollversammlung alle Aufklärungen zu geben und 
alle Belege und Behelfe vorzulegen, die sie zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit benötigt. Der Kontroll­
versammlung ist vor der Beschlußfassung über den 
Jahresvoranschlag Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 

(3) Die Kontrollversammlung ist berechtigt, an 
den Sitzungen der Generalversammlung und des 
Vorstandes durch je drei Vertreter mit beratender 
Stimme teilzunehmen. Sie ist deshalb von jeder 
Sitzung der Generalversammlung und des Vorstim­
des ebenso in Kenntnis zu setzen wie deren 
Mitglieder; in gleicherWeise ist sie auch mit den 
den Mitgliedern der Generalversammlung oder des 
Vorstandes etwa zur Verfügung gestellten Behelfen 
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(Tagesordnung, Ausweisen, Berichten und anderen 
Behelfen) zu beteilen. 

(4) Auf Begehren des Vorstandes hat die 
Kontrollversammlung ihre Anträge samt deren 
Begründung dem Vorstand auch schriftlich ausge­
fertigt zu übergeben. Die Kontrollversammlung ist 
berechtigt, ihre Ausführungen binnen drei Tagen 
nach der durch den Vorstand erfolgten Beschlußfas­
sung zu ergänzen. Handelt es sich um Beschlüsse 
des Vorstandes, die zu ihrem Vollzug der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales bedürfen, so hat er dem Ansuchen um 
Erteilung dieser Genehmigung die Ausführungen 
der Kontrollversammlung beizuschließen. 

(5) Die Kontrollversammlung kann mit Zweidrit­
telmehrheit die Einberufung einer außerordentli­
chen Generalversammlung beschließen. Der Ob­
mann ist verpflichtet, einen solchen Beschluß der 
Kontrollversammlung ohne Verzug zu vollziehen. 

(6) Beschließt die Generalversammlung ungeach­
tet eines Antrages der Kontrollversammlung auf 
Verfolgung von Ansprüchen gegen Mitglieder des 
Vorstandes von einer Verfolgung abzusehen, so hat 
die Kontrollversammlung hievon die Aufsichtsbe­
hörde in Kenntnis zu setzen. Diese kann in einem 
solchen Fall auf Antrag der Kontrollversammlung 
deren Vorsitzenden beauftragen, die Verfolgung 
namens des Versicherungsträgers einzuleiten. 

Zustimmung der Kontrollversammlung 

§ 210. (1) In folgenden Angelegenheiten bedürfen 
Beschlüsse des Vorstandes zu ihrer Wirksamkeit der 
Zustimmung der Kontrollversammlung: 

1. die dauernde Veranlagung von Vermögensbe­
ständen, soweit sie nicht unter Z 2 fallen; 

2. die Beschlußfassung über Veränderungen im 
Bestand von Liegenschaften, insbesondere 
über die Erwerbung, Belastung oder Veräuße­
rung von Liegenschaften, ferner über die 
Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden; 
das gleiche gilt bei der Schaffung von 
Einrichtungen, die Zwecken der Verwaltung, 
der Krankenbehandlung, der Zahnbehand­
lung, der Anstaltspflege, der Jugendlichen­
und Vorsorge(Gesunden)untersuchungen, der 
Rehabilitation, der Maßnahmen zur Festigung 
der Gesundheit, der Krankheitsverhütung 
oder der Gesundheitsvorsorge dienen sollen, 
in eigenen oder fremden Gebäuden, sowie für 
Umbauten von Gebäuden, wenn damit eine 
Änderung des Verwendungszweckes verbun­
den ist; Erhaltungs- oder Instandsetzungsar­
beiten oder die Erneuerung des Inventars 
bedürfen nicht der Zustimmung der Kontroll­
versammlung, sofern sie nicht mit diesen 
Vorhaben in einem ursächlichen Zusammen­
hang stehen; 

3. die Beschlußfassung über eine Beteiligung an 
fremden Einrichtungen gemäß § 15 Abs. 2; 

4. die Beschlußfassung über die Bestellung, 
Kündigung und Entlassung des leitenden 
Angestellten und des leitenden Arztes sowie 
deren ständigen Stellvertreter; 

5. die Regelung der dienst-, besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Verhältnisse der Bedien­
steten und die Erstellung von Dienstpostenplä­
hen; 

6. der Abschluß von Verträgen mit den im 
Dritten Teil dieses Bundesgesetzes bezeichne­
ten und sonstigen Vertragspartnern, wenn 
diese Verträge eine wesentliche dauernde 
Belastung des Versicherungsträgers herbeifüh­
ren; 

7. die Erlassung von Richtlinien gemäß § 44 
Abs. 4 über die Verwendung der Mittel des 
Unterstützungsfonds. 

(2) Stimmt die Kontrollversammlung in den in 
Abs. 1 bezeichneten Angelegenheiten dem Beschluß 
des Vorstandes nicht zu, so hat eine außerordentli­
che Generalversammlung hierüber zu beschließen 
und diesen Beschluß der Kontrollversammlung zu 
seiner Wirksamkeit zur Zustimmung vorzulegen. 
Die außerordentliche Generalversammlung ist in­
nerhalb einer angemessenen Frist vom Obmann 
einzuberufen. 

(3) Stimmt die Kontrollversammlung auch dem 
Beschluß der außerordentlichen Generalversamm­
lung gemäß Abs. 2 nicht zu, so hat sie den Obmann 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen und die 
Angelegenheit dem Bundesminister für Arbeit und 
Soziales zur Entscheidung vorzulegen. Dieser hat 
diesen Beschluß der außerordentlichen Generalver­
sammlung entweder zu bestätigen oder aufzuheben. 
Ein bestätigter Beschluß der außerordentlichen 
Generalversammlung ist zu vollziehen. 

Sitzungen 

§ 211. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper 
sind nichtöffentlich. Der leitende Angestellte und 
seine Stellvertreter sind berechtigt, an den Sitzungen 
der Verwaltungskörper und ihrer Ausschüsse mit 
beratender Stimme teilzunehmen. Der Obmann 
kann die Teilnahme von Bediensteten des Versiche­
rungsträgers verfügen. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwal­
tungskörper ist bei Anwesenheit eines Vorsitzenden 
und von mindestens der Hälfte der Versicherungs­
vertreter beschlußfähig. Der Vorsitzende zählt 
hiebe i auf die erforderliche Mindestzahl von 
anwesenden Versicherungsvertretern. 

(3) In den Sitzungen der Verwaltungskörper hat 
auch der Vorsitzende Stimmrecht, bei Stimmen­
gleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag, sofern 
dieses Bundesgesetz nichts anderes bestimmt. 
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(4 ) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskör­
pers gegen eine Rechtsvorschrift oder in einer 
wichtigen Frage gegen den Grundsatz der Zweck­
mäßigkeit der Gebarung des Versicherungsträgers, 
so hat der Obmann oder der Vorsitzende des 
Verwaltungskörpers ihre Durchführung vorläufig 
aufzuschieben und unter gleichzeitiger Angabe der 
Gründe für seine Vorgangsweise die Entscheidung 
der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen 
der Verwaltungskörper des Versicherungsträgers 

§ 212. (1) An den Sitzungen der Generalver­
sammlung, des Vorstandes und der Landesstellen­
ausschüsse und, insoweit Angelegenheiten zur 
Erörterung stehen,' die Belange der Bediensteten 
berühren, auch an den Sitzungen der Ausschüsse 
(§ 207 Abs. 1) ist die Betriebsvertretung des 
Versicherungsträgers mit zwei Vertretern mit 
beratender Stimme teilnahmeberechtigt. 

. (2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, 
BGBI. Nr. 2211974, in Betracht kommende Organ 
der Betriebsvertretung hat dem Obmann des 
Versicherungsträgers die für die Teilnahme an den 
Sitzungen der Verwaltungskörper vorgesehenen 
Vertreter namhaft zu machen. Diese Vertreter sind 

. von jeder Sitzung des Verwaltungskörpers ebenso in 
Kenntnis zu setzen wie die Mitglieder dieses 
Verwaltungskörpers; es sind ihnen auch die diesen 
zur Verfügung gestellten Behelfe (Tagesordnung, 
Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu 
übermitteln." 

23. Nach dem Abschnitt III des Vierten Teiles 
wird folgender Abschnitt III a eingefügt: 

"ABSCHNITT III a 

Beirat 

Aufgaben des Beirates 

§ 213. (1) Der Versicherungsträger hat zur 
Wahrnehmung sozialversicherungsrechtlicher An­
liegen der Versicherten und der Leistungsbezieher 
(§ 214) an seinem Sitz einen Beirat zu errichten. 

(2) Der Beirat hat jährlich mindestens einmal 
zusammenzutreten. Er ist vom Vorsitzenden des 
Beirates einzuberufen. 

(3) Der Beirat kann unter Bedachtnahme auf die 
Aufgaben des Versicherungsträgers in Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung seine Anhörung verlan­
gen. Darüber kann nur mit der absoluten Mehrheit 
der Stimmen aller Mitglieder des Beirates Beschluß 
gefaßt werden. Der Obmann oder ein von ihm 
bestimmter Versicherungsvertreter und der leitende 
Angestellte oder ein von ihm bestimmter Bedienste­
ter haben an den Sitzungen des Beirates mit 

. beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Das Nähere über die Sitzungen und die 
Beschlußfassung hat die vom Beirat zu beschlie­
ßende Geschäftsordnung zu bestimmen. Für die 
Beschlußfassung der Geschäftsordnung und jede 
ihrer Änderungen gilt Abs. 3 zweiter Satz. 

Mitglieder des Beirates 

§ 214. (1) Der beim Versicherungsträger errich­
tete Beirat besteht aus Vertretern von 

1. Beziehern einer Pension, sofern sie auf Dauer 
aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind, 

2. nach diesem Bundesgesetz Pflichtversicherten, 
3. Beziehern einer Leistung nach dem Bundes­

pflegegeldgesetz oder nach einer gleichartigen 
landesgesetzlichen Vorschrift, sofern sie die 
Voraussetzungen bezüglich der Altersgrenze 
für eine Leistung aus einem der Versiche­
rungsfälle des Alters nicht erfüllen. 

(2) Die Beiratsmitglieder müssen im Zeitpunkt 
ihrer Bestellung das 19. Lebensjahr vollendet und 
ihren Wohnsitz oder Betriebssitz im Gebiet der 
Republik Österreich haben. Überdies müssen sie zu 
diesem Zeitpunkt dem Versicherungsträger als 
Leistungsberechtigte oder Pflichtversicherte ange­
hören. Beiratsmitglieder können auch V orstands­
mitglieder oder Bedienstete von gemäß § 214 b 
Abs. 2 vorschlags berechtigten Vereinen und deren 
Verbänden sein. 

(3) Versicherungsvertreter, Bedienstete eines 
Versicherungsträgers und des Hauptverbandes sind 
von der Bestellung als Beiratsmitglied ausgeschlos­
sen. 

(4) § 197 Abs. 5 Z 1 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß Reise- und Aufenthaltskosten 

1. höchstens viermal im Kalenderjahr, be­
schränkt auf die Teilnahme an Sitzungen des 
Beirates gemäß § 213 Abs. 2, 

2. für die Teilnahme an Sitzungen der General­
versammlung und des Vorstandes (§ 225 
Abs. 1 Z 5) 

gebühren. 

Pflichten der Beiratsmitglieder 

§ 214 a. (1) Den Mitgliedern des Beirates obliegt 
es, 

1. zum Zwecke der Information und Vertretung 
im sozialversicherungsrechtlichen Bereich 
Verbindung zu möglichst vielen Mitgliedern 
jenes Personenkreises aufzunehmen, als des­
sen Vertreter sie bestellt worden sind, und 

2. an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen 
und dabei unter Bedachtnahme auf die 
Aufgaben des Versicherungsträgers die sozial­
versicherungsrechtlichen Interessen des von 
ihnen zu vertretenden Personenkreises durch 
die Anregung von und die Teilnahme an 
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darauf abzielenden Erörterungen sowie die 
Einbringung entsprechender Anträge an den 
Beirat wahrzunehmen. 

(2) § 201 erSter und zweiter Satz ist anzuwenden. 

Bestellung der Beiratsmitglieder 

§ 214 b. (1) Die Mitglieder des beim Versiche­
rungsträger errichteten Beirates werden über V or­
schlag eines gemäß Abs. 2 in Betracht kommenden 
Vereins von der Generalversammlung des Versiche­
rungsträgers für die Amtsdauer der Verwaltungskör­
per (§ 202) bestellt. Für jedes Mitglied des Beirates ist 
gleichzeitig mit dessen Bestellung auf dieselbe Art ein 
Stellvertreter zu bestellen. Bei der Bestellung der Bei­
ratsmitglieder ist für jede der im Beirat vertretenen 
Gruppen im Verhältnis der Zahl der den Vereinen 
angehörenden Mitgliedern nach dem System 
d'Hondt vorzugehen und nach Möglichkeit auf re­
gionale, betriebliche oder wirtschaftliche Interessen 
der Gruppen Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Vorschlagsrecht steht Vereinen zu, die 
sich beim Versicherungsträger angemeldet haben 
und der Generalversammlung glaubhaft machen, 
daß sie durch die Zahl ihrer Mitglieder und durch 
die Qualität ihrer Vereinstätigkeit die Interessen des 
von ihnen vertretenen Personenkreises wirksam 
vertreten können. Sofern sie diese Voraussetzungen 
erfüllen, stehen Vorschlagsrechte insbesondere 
folgenden Vereinen zu: 

1. Hinsichtlich der Vertreter von Pensionsbezie­
hern jenen Vereinen, zu deren Vereinszwek­
ken die Wahrnehmung oder ,Förderung der 
Interessen von Pensionsbeziehern gehört, 

2. hinsichtlich der Vertreter von beim Versiche­
rungsträger Pflichtversicherten jenen Verei­
nen, zu deren Vereinszwecken die Wahrneh­
mung oder Förderung der Interessen auch 
solcher Versicherter gehört, 

3. hinsichtlich der Vertreter der im § 214 Abs. 1 
Z 3 genannten Leistungsbezieher jenen Verei­
nen, die von ihrer Tätigkeit her dazu geeignet 
erscheinen, die Interessen dieses Personen­
kreises wahrzunehmen oder zumindest wirk­
sam zu fördern. 

(3) Die Bestellungsvorschläge sind spätestens am 
Tag vor Beginn einer neuen Amtsdauer zugleich mit 
dem Nachweis der Voraussetzungen nach Abs.2 
beim Versicherungsträger einzubringen. 

Enthebung von Beiratsmitgliedem (Stellvertretern) 

§ 214 c. (1) Ein Mitglied des Beirates (Stellvertre-
ter) ist von seinem Amt zu entheben: . 

l. wenn die im § 214 Abs. 2 genannten Bedin­
gungen nicht mehr zutreffen; 

2. wenn einer der im § 214 Abs. 3 bezeichneten 
Aus~chließungsgründe nach der Bestellung 
eingetreten ist. 

Überdies findet § 200 Abs. 1 Z 1 bis 4 Anwendung. 

(2) Die Enthebung des Vorsitzenden des Beirates 
steht der Generalversammlung, die Enthebung der 
sonstigen Mitglieder (Stellvertreter) des Beirates 
dem Vorstand zu. 

Zusammensetzung des Beirates 

§ 214 d. (1) Die Generalversammlung hat unter 
Berücksichtigung des sachlichen und örtlichen 
Wirkungskreises des Versicherungsträgers die Zahl 
der Mitglieder des Beirates festzusetzen; sie muß 
durch sechs teilbar sein und darf 18 nicht 
übersteigen. 

(2) Die Mitglieder des Beirates setzen sich 
zusammen zu 

l. zwei Sechsteln aus Vertretern der im § 214 
Abs. 1 Z 1 bezeichneten Gruppe, 

2. drei Sechsteln aus Vertretern der im § 214 
Abs. 1 Z 2 bezeichneten Gruppe, 

3. einem Sechstel aus Vertretern der 1m § 214 
Abs. 1 Z 3 bezeichneten Gruppe. 

Vorsitz im Beirat, Sitzungen 

§ 214 e. (1) Den Vorsitz im Beirat hat der vom 
Beirat aus de.r Gruppe der im § 214 Abs. 1 Z 1 und 
Z 3 genannten Personen und für dessen Amtsdauer 
gewählte Vorsitzende zu führen. Für die Wahl ist 
die einfache Mehrheit sowohl aller Beiratsmitglie­
der als auch jener Gruppe der Beiratsmitglieder, 
welcher der zu Wählende angehört, erforderlich. 
Gleichzeitig ist auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu 
wählen. Der Vorsitzende hat unbeschadet des 
Abs. 2 zu den Sitzungen einzuberufen. 

(2) Die erstmalige Sitzung des Beirates ist vom 
Obmann des Versicherungsträgers einzuberufen. Er 
hat dabei auf die Wahl des Vorsitzenden des 
Beirates hinzuwirken. Bis zu dessen Wahl hat seine 
Obliegenheiten der Obmann wahrzunehmen. 

(3) Die Sitzungen des Beirates sind nichtöffent­
lich. Der ordnungsgemäß einberufene Beirat ist bei 
Anwesenheit des Vorsitzenden und von mindestens 
zwei Drittel seiner Mitglieder beschlußfähig." 

24. Im § 216 Abs.5 wird der Ausdruck 
"Hauptversammlung" durch den Ausdruck "Gene­
ralversammlung" ersetzt. 

25. Im § 218 Abs.l zweiter Satz wird der 
Ausdruck "der Bestimmungen des § 219" durch den 
Ausdruck "des Abs. 3 und des § 219" ersetzt. 

26. § 218 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von 
den Vorschriften der Abs, 1 und 2 abweichende 
Vermögens anlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Finanzen: Gegenstand solcher Beschlüsse 

1379 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 11 von 69

www.parlament.gv.at



12 1379 der Beilagen 

können sowohl konkrete Vermögensanlagen in 
einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraus­
sichtlich vorzunehmende Vermögens anlagen sein; 
letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerk­
male (zB die Art und die sonstigen näheren 
Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, 
insbesondere auch der vorzusehende Mindester­
trag) im Beschlußwortlaut festzulegen." 

27. § 219 lautet: 

"Genehmigung der Veränderungen von 
Vermögensbeständen 

§ 219. Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Veränderungen im Bestand von Liegenschaften, 
insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung von Liegenschaften, ferner über die 
Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedür­
fen - nach Zustimmung ·des Hauptverbandes 
gemäß § 31 Abs. 7 Z 1 des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes - zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Finanzen. Das gleiche gilt für Umbauten von 
Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwen­
dungszweckes verbunden ist. Erhaltungs- oder 

. Instandsetzungsarbeiten, sofern sie nicht mit diesen 
Vorhaben in einem ursächlichen Zusammenhang 
stehen, fallen nicht unter die Genehmigungspflicht." 

28. Die Abschnitte V und VI des Vierten Teiles 
lauten: 

"ABSCHNITT V 

Aufsicht des Bundes 

Aufsichtsbehörde 

§ 220. (1) Der Versicherungsträger samt seinen 
Anstalten und Einrichtungen unterliegt der Aufsicht 
des Bundes. Die Aufsicht ist vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales auszuüben. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann bestimmte Bedienstete des Bundesministe­
riums für Arbeit und Soziales mit der Aufsicht. über 
den Versicherungsträger betrauen. Der Bundesmi­
nister für Finanzen kann zu den Sitzungen der 
Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen 
Vertreter zur Wahrung der finanziellen Interessen 
des Bundes entsenden. Den mit der Ausübung der 
Aufsicht bzw. mit der Wahrung der finanziellen 
Interessen des Bundes betrauten Bediensteten 
(deren Stellvertretern) sind Aufwandsentschädigun­
gen zu gewähren, deren Höhe 60 vH der 
niedrigsten Funktionsgebühr (§ 197 Abs. 5) des 
Vorsitzenden (des Stellvertreters des Vorsitzenden) 
der Kontrollversammlung des beaufsichtigten Ver­
sicherungsträgers entspricht. Bei mehrfacher Auf­
sichtstätigkeit nach diesem Bundesgesetz, nach dem 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Bau­
ern-Sozialversicherungsgesetz; dem Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz oder dem 
Notarversicherungsgesetz 1972 gebührt nur eine, 
und zwar die jeweils höhere Aufwandsentschädi­
gung. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann 
gegen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers, die 
gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, der Vertreter 
des Bundesministers für Finanzen gegen Beschlüsse, 
welche die finanziellen Interessen des Bundes 
berühren, Einspruch mit aufschiebender Wirkung 
erheben. Der Vorsitzende hat die Durchführung des 
Beschlusses, gegen den Einspruch erhoben worden 
ist, vorläufig aufzuschieben und die Entscheidung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde, bei einem Einspruch des Vertre­
ters des Bundesministers für Finanzen die Entschei­
dung des Bundesministers für Arbeit und Soziales, 
die dieser im Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster für Finanzen zu treffen hat, einzuholen. 

Aufgaben ,der Aufsicht 

§ 221. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales als Aufsichtsbehörde hat die Gebarung des 
Versicherungsträgers zu überwachen und darauf 
hinzuwirken, daß im Zuge dieser Gebarung nicht 
gegen Rechtsvorschriften verstoßen wird. Er kann 
seine Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit 
erstrecken; er soll sich in diesem Falle auf wichtige 
Fragen beschränken und in das Eigenleben und die 
Selbstverantwortung des Versicherungsträgers nicht 
unnötig eingreifen. Die Aufsichtsbehörde kann in 
Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der 
Verwaltungskörper aufheben. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde und dem Bundesminister für 
Finanzen sind auf Verlangen alle Bücher, Rechnun­
gen, Belege, Urkunden, Wertpapiere, Schriften und 
sonstige Bestände vorzulegen und alle zur Aus­
übung des Aufsichtsrechtes geforderten Mitteilun­
gen zu machen; alle Verlautbarungen sind den 
Bundesministern für Arbeit und Soziales und für 
Finanzen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 
Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann 
die Satzung und Krankenordnung jederzeit über­
prüfen und Änderungen solchef' Bestimmungen 
verlangen, die mit dem Gesetz in Widerspruch 
stehen oder dem Zwecke der Versicherung 
zuwiderlaufen. Wird diesem Verlangen nicht 
binnen drei Monaten entsprochen, so kann er die 
erforderlichen Verfügungen von Amts wegen 
treffen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde kann verlangen, daß die 
Verwaltungs körper mit einer bestimmten Tagesord­
nung zu Sitzungen einberufen werden. Wird dem 
nicht entsprochen, so kann er die Sitzungen selbst 
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anberaumen und die Verhandlungen leiten. Er kann 
zu allen Sitzungen Vertreter· entsenden, denen 
beratende Stimme zukommt. Der Bundesminister 
für Arbeit und Soziales, der mit der Aufsicht 
betraute Bedienstete der Aufsichtsbehörde und der 
Vertreter des Bundesministers für Finanzen sind von 
jeder Sitzung der Verwaltungskörper ebenso in 
Kenntnis zu setzen wie die Mitglieder dieser 
Verwaltungs körper; es sind ihnen auch die diesen 
zur Vedügung gestellten Behelfe (Tagesordnung, 
Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu 
übermitteln. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde und der Bundesminister für 
Finanzen, letzterer zur Wahrung der finanziellen 
Interessen des Bundes, sind berechtigt, den 
Versicherungsträger amtlichen Untersuchungen zu 
unterziehen, wobei sie sich bei Untersuchungen des 
Versicherungsträgers der Mitwirkung des Haupt­
verbandes der österreichischen Sozialversicherungs­
träger sowie geeigneter Sachverständiger bedienen 
können. 

Entscheidungsbefugnis 

§ 222. Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales als Aufsichtsbehörde hat vorbehaltlich der 
gesetzlichen Bestimmungen über die Zuständigkeit 
anderer Stellen und unbeschadet der Rechte Dritter 
bei Streit über Rechte und Pflichten der Verwal­
tungskörper und deren Mitglieder sowie über die 
Auslegung der Satzung zu entscheiden. 

Vorläufiger Verwalter 

§ 223. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales als Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die 
Verwaltungskörper, wenn sie ungeachtet zweimali­
ger schriftlicher Verwarnung gesetzliche oder 
satzungsmäßige Bestimmungen außer acht lassen, 
aufzulösen und die vorläufige Geschäftsführung 
und Vertretung vorübergehend einem vorläufigen 
Verwalter zu übertragen. Diesem ist ein Beirat zur 
Seite zu stellen, der aus Vertretern der Versicherten. 
bestehen soll und dessen Aufgaben und Befugnisse 
vom Bundesminister für Arbeit und Soziales 
bestimmt werden; die Vorschriften der §§ 197 
Abs. 2 bis 6 und 205 sind auf die Mitglieder des 
Beirates entsprechend anzuwenden. Der vorläufige 
Verwalter hat binnen acht Wochen vom Zeitpunkt 
seiner Bestellung an die nötigen Vedügungen 
wegen Neubestellung des Verwaltungskörpers nach 
den Vorschriften des § 198 zu treffen. Ihm obliegt 
die erstmalige Einberufung der Verwaltungskörper. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 über die 
Auflösung eines Verwaltungs körpers und die 
Übertragung der vorläufigen Geschäftsführung und 
Vertretung auf einen vorläufigen Verwalter sind 

entsprechend anzuwenden, solange und soweit ein 
Verwaltungskörper die ihm obliegenden Geschäfte 
nicht ausführt. 

(3) Verfügungen des vorläufigen Verwalter~, die 
über den Rahmen laufender Geschäftsführung 
hinausgehen, wie insbesondere derartige Verfügun­
gen über die dauernde Anlage von Vermögens be­
ständen im Werte von mehr als 200 000 S, über den 
Abschluß von Verträgen, die den Versicherungsträ­
ger für länger als sechs Monate verpflichten, und 
über den Abschluß, die Änderung oder Auflösung 
von Dienstverträgen mit einer Kündigungsfrist von 
mehr als drei Monaten oder von unkündb3,ren 
Dienstverträgen bedürfen der Genehmigung durch 
den Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde. 

Kosten der Aufsicht 

§ 224. Die Kosten der vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde angeord­
neten Maßnahmen belasten den Versicherungsträ­
ger. Zur Deckung der durch die Aufsicht 
erwachsenden sonstigen Kosten hat der Versiche­
rungsträger durch Entrichtung einer Aufsichtsge-· 
bühr beizutragen. Deren Höhe hat der Bundesmini­
ster für Arbeit und Soziales nach Anhörung <ies 
Versicherungsträgers zu bestimmen. 

ABSCHNIlT VI 

Satzung, Krankenordnung und Geschäftsordnungen 

Satzung 

§ 225. (1) Die Satzung hat, soweit dies gesetzlich 
vorgesehen und nicht der Regelung durch die 
Krankenordnung überlassen ist, die Tätigkeit .des 
Versicherungsträgers zu regeln und insbesondere 
Bestimmungen zu enthalten: 

1. über Rechte und Pflichten der Versicherten 
(Anspruchsberechtigten) sowie der Beitrags­
schuldner; 

2. über die Form der Kundmachungen und 
rechtsverbindlichen Akte; 

3. über die in regelmäßigen Abständen abzuhal­
tenden Informationsveranstaltungen, zu der 
Versicherte einzuladen sind; 

4. über die Zahl der Mitglieder des Beirates und 
deren Bestellung; 

5. über die Teilnahme des Vorsitzenden und des 
Vorsitzenden -Stellvertreters des Beirates an 
den Sitzungen der Generalversammlung und 
des Vorstandes mit beratender Stimme. 

(2) Durch die Satzung des Versicherungsträgers 
kann vorgesehen werden, daß Angelegenheiten, die 
in den Wirkungsbereich der Generalversammlung 
oder des Vorstandes fallen, bei Gefahr im Verzug 
zur Abwendung eines d~m Versicherungsträger 

3 
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drohenden Schadens bzw. zur Sicherung eines dem 
Versicherungsträger entgehenden Vorteiles vorläu­
fig durch Verfügung des Obmannes des Versiche­
rungsträgers zu regeln sind, wenn der in Betracht 
kommende Verwaltungskörper nicht rechtzeitig 
zusammentreten kann. Die Verfügungen sind im 
Einvernehmen mit den Stellvertretern des Obman­
nes zu treffen, bei ihrer Abwesenheit oder ihrer 
Verhinderung auch ohne deren Mitwirkung. Der 
Obmann hat in derartigen Fällen vom zuständigen 
Verwaltungskörper die nachträgliche Genehmigung 
einzuholen. 

Krankenordnung 

§ 226. Der Versicherungsträger hat eine Kran­
kenordnung aufzustellen, die insbesondere die 
Pflichten der Versicherten und der Leistungsemp­
fänger im Leistungsfalle, das Verfahren bei 
Inanspruchnahme von Leistungen.der Krankenver­
sicherung und die Kontrolle der Kranken zu regeln 
hat. § 227 ist anzuwenden. 

Genehmigungspflicht 

§ 227. Die Satzung und jede ihrer Änderungen 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit dei Genehmigung 
durch den Bundesminister für Arbeit und Soziales 
und sind binnen vier Monaten nach der Genehmi­
gung in der Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu 
verlautbaren. Nach jeder fünften Änderung der 
Satzung, frühestens am Beginn der Amtsdauer 
(§ 202), ist diese unverzüglich neu zu beschließen. 

Geschäftsordnungen der Verwaltungskörper 

§ 227 a. (1) Die einzelnen Verwaltungskörper des 
Versicherungsträgers haben zur Regelung der 
Vorgangsweise bei der Wahrnehmung der ihnen 
obliegenden Geschäfte für ihre jeweiligen Zustän­
digkeitsbereiche Geschäftsordnungen zu beschlie­
ßen, die insbesondere nähere Bestimmungen über 
die ordnungsgemäße Einberufung und Abwicklung 
der Sitzungen (Verhandlungsleitung, Berichterstat­
tung, Antragsrechte, Protokollführung usw.) zu 
enthalten haben. 

(2) Die Geschäftsordnungen der Verwaltungs­
körper und jede ihrer Änderungen sind innerhalb 
vOn vier Wochen nach der Beschlußfassung dem 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als Auf­
sichtsbehörde gesondert zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Die Geschäftsordnung des Vorstandes hat 
einen Anhang zu enthalten, in dem Zeitpunkt und 
Wortlaut der Beschlüsse dieses Verwaltungskörpers 
anzuführen sind, mit denen dieser einzelne seiner 
Obliegenheiten Ausschüssen oder dem Obmann 
oder die Besorgung bestimmter laufender Angele­
genheiten dem Büro, des Versicherungsträgers 

übertragen hat. Dieser Anhang ist in seiner jeweils 
gültigen Form unverzüglich allen Versicherungsver­
tretern und dem Vorsitzenden des Beirates des 
Versicherungsträgers sowie dem Bundesminister für 
Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde zur 
Kenntnis zu bringen und außerdem in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautba­
ren." 

29. Der Abschnitt VIII des Vierten Teiles lautet: 

"ABSCHNITT VIII 

Bedienstete 

§ 230."0) Die dienst-, besoldungs- und pensions­
rechtlichen Verhältnisse sind für die Bediensteten 
des Versicherungsträgers durch privatrechtliche 
Verträge zu regeln. In begründeten Fällen können 
im Dienstvertrag von den Dienstordnungen (§ 31 
Abs. 3 Z 9 des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes) abweichende Vereinbarungen, ausgenom­
men solche über die Höhe einer Leitungszulage, 
getroffen werden. Der Abschluß solcher Verein~a­
rungen obliegt dem Vorstand j eine Übertragung 
dieser Obliegenheit ist nicht zulässig. Dienstver­
träge mit solchen Vereinbarungen sind als Sonder­
verträge zu bezeichnen und nur dann gültig, wenn 
sie schriftlich abgeschlossen werden und der 
Hauptverband vor dem Abschluß schriftlich zuge­
stimmt hat. Der Versicherungsträger hat unter 
Rücksichtnahme auf seine wirtschaftliche Lage die 
Zahl der Dienstposten auf das unumgängliche Maß 
einzuschränken und darnach für seinen Bereich 
einen Dienstpostenplan zu erstellen. 

(2) Am 31. Dezember 1993 bereits bestehende 
Sonderverträge über die Höhe einer Leitungszulage 
bleiben unberührt. 

(3) Die Bediensteten des Versicherungsträgers 
unterstehen dienstlich dem Vorstand. Der Obmann 
ist berechtigt, nach Maßgabe der dienstrechtlichen 
Bestimmungen eine einstweilige Enthebung vom 
Dienste zu verfügen. 

(4) Der leitende Angestellte und der leitende Arzt 
des Versicherungsträgers dürfen erst nach vorher 
eingeholter Zustimmung des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales bestellt und entlassen werden. 

(5) Der Bedienstete hat beim Dienstantritt dem 
Obmann durch Handschlag zu geloben, die Gesetze 
der Republik Österreich unverbrüchlich zu beach­
ten, sich mit ganzer Kraft dem Dienst zu widmen, 
seine Dienstobliegenheiten gewissenhaft, unpartei­
isch und uneigennützig zu erfüllen, jederzeit auf die 
Wahrung der öffentlichen Interessen bedacht zu 
sein, die dienstlichen Anordnungen seiner Vorge­
setzten zu befolgen, das Dienstgeheimnis treu zu 
bewahren und bei seinem Verhalten in und außer 
Dienst sich seiner Stellung angemessen zu betragen. 
Die Angelobung der Bediensteten der Landesstellen 
kann vom Obmann einem anderen Versicherungs-
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vertreter übertragen werden. Über die Pflichtenan­
gelobung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
der Bedienstc;te zu unterzeichnen hat. 

2. vom 1. Jänner 1996 bis 1. Dezember 1996 die 
letzten 156 Versicherungsmonate 

aus allen Zweigen der Pensionsversicherung heran­
zuziehen sind." 

Verschwiegenheitspflicht der Bediensteten 34. § 259 Abs. 7 lautet: 

§ 231. (1) Die Bediensteten haben über alle ihnen ,,(7) Eine Pension, die gemäß Abs. 6 nach dem am 
in Ausübung des Dienstes oder mit Beziehung auf 30. Juni 1993 geltenden Recht gewährt wird, setzt 
ihre Stellung bekanntgewordenen Angelegenheiten, sich aus zwei Bestandteilen zusammen: 
die im Interesse des Versicherungsträgers oder der 1. der Pension, die auf Grund der ab 1. Juli 1993 
Versicherten und ihrer Angehörigen Geheimhal- geltenden Rechtslage gebühren würde und 
tung erfordern oder ihnen ausdrücklich als 2. einem Ergänzungsbetrag, der sich aus der 
vertraulich bezeichnet worden sind, gegen jeder- _ Differenz der Höhe der Pension gemäß Abs. 6 
mann, dem sie über solche Angelegenheiten eine und der Pension gemäß ZIergibt. 
dienstliche Mitteilung zu machen nicht verpflichtet Die Pension gemäß Z 1 unterliegt sämtlichen 
sind, Verschwiegenheit zu beobachten. Bestimmungen des ab 1. Juli 1993 geltenden 

Rechtes. Der Ergänzungsbetrag gemäß Z 2 unter-
(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeichne-, liegt nur der Anpassung gemäß § 47. Er gebührt nur 

ten Verpflichtung tritt nur insoweit ein, als ein in Verbindung mit der Pension gemäß Z 1." 
Bediensteter für einen bestimmten Fall von der 
Verpflichtung zur Wahrung des Dienstgeheimnisses 35. Die bisherigen Abs. 7 bis 15 des § 259 erhalten 
entbunden wurde. die Bezeichnung 8 bis 16. 

(3) Die Bediensteten sind an die Verschwiegen- 36. § 259 Abs. 8 (neu) lautet: 

heitspflicht auch im Verhältnis außer Dienst, im ,,(8) In den Fällen des Bezuges einer Sonderun-
Ruhestand sowie nach Auflösung des Dienstverhält- terstützung ist Abs. 6 sinngemäß anzuwenden." 
nisses gebunden." 

30. § 259 Abs. 1 Z 3 lautet: 
37. § 259 Abs. 9 (neu) lautet: 

3 .. k . k d . 1 J" 1993 d' §§ 2 Ab d,,(9) Bei einem· Antrag auf eine vorzeitige 
" . ruc wir en mit . anner le S'A- • "ß § 131 d § 131 d f r 25 Ab 2' d F d Art I Z 5 n. terspenslOn gema 0 er a 0 er au 

2
It6'Ae'b 2 2s6' I

A 
n

b 
er 1 asslung es d'l 'eine Alterspension gemäß § 130 ist das am 30. Juni 

s., a s. vor etzter un etzter I d' Rh' d 
S' 72 Ab 2 127 d 149 Ab 4 1993 ge ten e ec t weiter anzuwen en, wenn 

atz, s., a un s. b' . b h'd "ß' k An h 
I· . d F d B d BGBI erelts em esc el ma Ig zu er annter spruc 
It. g m er assung es un esgesetzes . f' p' d V . h f 1'1 d 

Nr. 336/1993," au eme enSlOn aus ~m . erslc erun.gs a er 
, dauernden Erwerbsunfähigkeit, deren Stichtag vor 

31. Im § 259 Abs. 1 Z 5 entfällt der Ausdruck dem 1. Juli 1993 liegt, besteht oder bestanden hat 
,,127 a,". und nicht entzogen wurde. Ein Antrag auf eine 

32. Im § 259 Abs. 5 wird nach dem ersten Satz 
folgender Satz eingefügt: 

,,§ 116 a Abs. 7 ist nicht anzuwenden." 

33. § 259 Abs. 6 erster Satz lautet: 

,,Abweichend von Abs. 4 bleiben, wenn dies für den 
Versicherten günstiger ist, die Bestimmungen ,über 
die Anspruchsvoraussetzungen mit Ausnahme der 
Voraussetzung der §§ 130 Abs. 1 Z 2 und 131 Abs. 1 
lit. e und die Bestimmungen über die Bemessung 
einer Pension - unter Berücksichtigung einer 
allfälligen Erhöhung der Alterspension beim Auf­
schub der Geltendmachung des Anspruches und 
unter Außerachtlassung eines allfälligen Kinderzu­
schusses und Hilflosenzuschusses (Pflegegeldes) -
in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung für 
Versicherungsfälle, deren Stichtag in den Zeitraum 
vom 1. Juli 1993 bis 1. Dezember 1996 fällt, mit der 
Maßgabe weiterhin anwendbar, daß für die 
Ermittlung der Bemessungsgrundlage anstelle der 
letzten 120 Versicherungsmonate bei einem Stichtag 

1. vom 1. Jänner 1995 bis 1. Dezember 1995 die 
letzten 132 Versicherungsmonate, 

vorzeitige Alterspension gemäß § 131 b oder § 131 c 
ist in diesem Fall unzulässig. Dasselbe gilt bei einem 
Antrag auf Alterspension gemäß § 130, wenn bereits 
ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine 
vorzeitige Alterspension gemäß § 131 oder § 131 a, 
deren Stichtag vor dem 1. Juli 1993 liegt, besteht 
oder bestanden hat. Wird bei Pensionen aus dem 
Versicherungsfa:1I der dauernden Erwerbsunfähig­
keit oder bei vorzeitigen Alterspensionen gemäß 
§ 131 oder § 131 a, deren Stichtag vor dem 1. Juli 
1993 liegt, bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei 
Männern bzw. des 60. Lebensjahres bei Frauen kein 
Antrag auf eine Alterspension gemäß § 130 gestellt, 
ist das am 30. Juni 1993 geltende Recht weiter 
anzuwenden." 

38. § 259 Abs. 13 (neu) lautet: 

,,(13) § 145 in der Fassung des Art. I Z 74 des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr.336/1993 ist auf alle 
Versicherungsfälle des Todes, in denen der Stichtag 
nach dem 30. Juni 1993 liegt, anzuwenden; in den 
Fällen des § 145 Abs. 1 Z 3 und 4 ist § 145 Abs. 1 in 
der am 30. J~ni 1993 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden, wenn der Stichtag der Pension des 
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(der) Verstorbenen vor dem 1. Juli 1993 liegt. Art. II 
Abs.4 und 5 der 4. Novelle zum Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz, BGBL Nr. 283/1981, ist 
anzuwenden. " 

39. Nach § 259 wird folgender § 260 angefügt: 

,,§ 260. (1) Es treten in Kraft: 
1. rückwirkend mit 1. Jänner 1993 § 35 a in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. xxxi 
1993; 

2. rückwirkend mit 1. Juli 1993 die §§ 29 Abs. 1, 
116 a, 127 b Abs. 1 erster Satz, erster Halbsatz 
und letzter Satz, 127 b Abs. 2 letzter Satz, 139 
Abs. 2 und 4, 140 Abs. 2 und 3, 143 Abs. 3 bis 
6, 149 Abs. 3,259 Abs. 1 Z 3 und 5 und 259 
Abs.5 bis 16 in der Fassung des Bundesgeset­
zes BGBL Nr. xxx/1993; 

3. mit 1. Jänner 1994 die §§ 1 a, 34, 34 a Abs. 1 
und 2, 44 Abs. 4, 150 Abs. 1 und 2, die 
Abschnitte I bis III des Vierten Teiles (§§ 195 
bis 212), der Abschnitt III a des Vierten Teiles 
(§§ 213 bis 214 e), die §§ 216 Abs.5, 218 
Abs. 1 und 3,219, die Abschnitte V und VI des 
Vierten Teiles (§§ 220 bis 227 a), der Ab­
schnitt VIII des Vierten Teiles (§§ 230 und 
231) und § 260 Abs. 2 bis 8 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. xxx/1993. 

(2) Die Amtsdauer der am 31. Dezember 1993 
bestehenden Verwaltungskörper verlängert sich bis 
zum Zusammentreten der Verwaltungskörper nach 
den am 1. Jänner 1994 geltenden Vorschriften; die 
alten Verwaltungskörper haben die Geschäfte nach 
den am 31. Dezember 1993 geltenden Bestimmun­
gen zu führen. Die Entsendung der Versicherungs­
vertreter in die neuen Verwaltungskörper 'hat bis 
31. März 1994 zu erfolgen. 

(3) Der Obmann, die Obmann-Stellvertreter sowie 
Vorsitzende und Vorsitzenden-Stellvertreter des 
Überwachungsausschusses und der Landesstellen­
ausschüsse, die nach dem 31. Dezember 1993 
weiterhin eine solche Funktion ausüben, haben 
weiterhin Anspruch auf Anwartschaften (Pension) 
nach den Bestimmungen des § 197 Abs. 5 und den 
darauf beruhenden Rechtsvorschriften in der am 
31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen Fassung. 

(4) Den in Abs.3 genannten Personen, deren 
Anwartschaften zum 31. Dezember 1993 nach den 
Bestimmungen des § 197 Abs. 5 und den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften in der zu diesem 
Zeitpunkt in Geltung gestandenen Fassung erfüllt 
sind, bleibt der Anspruch auf Anwartschaften 
(Pension) nach diesen Bestimmungen gewahrt. 

(5) Die Stellvertreter der Vorsitzenden der 
Landesstellenausschüsse, . soweit sie nicht unter 
Abs. 3 oder 4 fallen, haben weiterhin Anspruch auf 
Anwartschaften (Pension) nach den Bestimmungen 
des § 197 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in 
Geltung gestandenen Fassung, wenn sie 

1. nach dem 31. Dezember 1993 weiterhin 
Versicherungsvertreter sind und 

2. vor dem Beginn der neuen Amtsdauer 
mindestens während einer vollen Amtsdauer 
die Funktion eines Stellvertreters des V orsit­
zen den eines Laridesstellenausschusses ausge­
übt haben. 

Die Anwartschaft (Pension) darf das im § 197 Abs. 5 
und den darauf beruhenden Rechtsvorschriften in 
der am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen 
Fassung festgesetzte Mindestausmaß nicht überstei­
gen. 

(6) Die Bestimmungen des § 197 Abs. 5 in der am 
31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen Fas­
sung und die darauf beruhenden Rechtsvorschriften 
sind, soweit sie sich auf Entschädigungsleistungen 
an ausgeschiedene Funktionäre und deren Hinter­
bliebene beziehen, auf die im Abs. 3 angeführten, 
aber aus ihrer Funktion bis spätestens zum Ende der 
Amtsdauet der alten Verwaltungskörper ausge­
schiedenen Personen sowie deren Hinterbliebene 
weiterhin anzuwenden. 

(7) § 34 Abs. 3 lit. a in der am 31. Dezember 1993 
geltenden Fassung ist für eine vor dem 1. Jänner 
1994 gemäß § 219 genehmigte Erwerbung von 
Liegenschaften, ferner für eine vor dem 1. Jänner 
1994 gemäß § 219 genehmigte Errichtung, Erweite­
rung oder einen vor dem 1. Jänner 1994 gemäß 
§ 219 genehmigten Umbau von Gebäuden nur 
insoweit anzuwenden, als die zur Finanzierung 
vorgesehenen Mittel bis 31. Dezember 1993 aufge­
wendet wurden. Für zur Finanzierung dieser 
Vorhaben nach dem 31. Dezember 1993 aufgewen­
dete Mittel gebührt kein Bundesbeitrag. 

(8) Der Bundesbeitrag gemäß § 34 Abs. 3 lit. b 
gebührt letztmalig als Zuschuß zu den vor dem 
1. Jänner 1993 aufgewendeten Mitteln für den 
Umbau von Gebäuden, der gemäß§ 219 in 
Verbindung mit § 31 Abs.6 lit. a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes in der am 31. Dezem­
ber 1993 in Geltung gestandenen Fassung deshalb 
nicht genehmigungspflichtig ist, weil damit keine 
Änderung des Verwendungszwecks verbunden ist." 
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VORBLATT 

A. Problem und Ziel: 

Entsprechend dem Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien für die Dauer der laufenden 
Gesetzgebungsperiode Reform der Struktur des Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft mit 
dem Ziel einer Verwaltungsvereinfachung, Verstärkung der Versichertennähe und Erhöhung der Effizienz 
der Verwaltung. Klarstellungen im Zusammenhang mit der 19. Novelle zum GSVG. 

B. Lösung: 

Verringerung der Zahl der Versicherungsvertreter in den Verwaltungs körpern der Sozialversiche­
rungsanstalt der gewerblichen. Wirtschaft bei gleichzeitiger Vereinheitlichung und Harmonisierung des 
Vollzuges, Schaffung eines Beirates bei der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft als 
spezielle AnlaufsteIle für die Versicherten und Leistungsbezieher. 

C. Alternativen: 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten: 

Durch die Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze entstehen Mehrkosten für den Bund. Diesen 
stehen Einsparungen durch budgetbegleitende Maßnahmen im Jahre 1994 gegenüber, sodaß sich insgesamt 
Mehrkosten für den Bund von 63 Millionen Schilling ergeben. 

E. Konformität mit EG-Recht gegeben. 

1379 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 17 von 69

www.parlament.gv.at



18 1379 der Beilagen 

Erläuterungen 

Der vorliegende Entwurf einer 20. Novelle zum 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz hat das 
Ziel, die Struktur der Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft umfassend zu reformieren. 
Die Basis für die vorgeschlagenen Maßnahmen 
bilden das Arbeitsübereinkommen der Regierungs­
parteien für die Dauer der XVIII. Gesetzgebungs­
periode des Nationalrates, die Organisationsanalyse 
der Schweizer Beratungsfirma Häusermann und 
schließlich die Erfahrungen aus der Vollzugspraxis. 

Im Sinne der daraus gewonnenen Ergebnisse sind 
Schwerpunkte für die Umsetzung des Zieles des 
Entwurfes: 

Die Straffung der Organisation der Sozialver­
sicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft durch eine drastische Verringerung der 
Gesamtzahl der Versicherungsvertreter in den 
Verwaltungskörpern bei gleichzeitiger Ver­
einheitlichung und Harmonisierung des Voll­
zuges; 
die Stärkung der Versichertennähe der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft durch Einführung einer speziellen 
AnlaufsteIle eines Beirates, der aus Vertretern 
der Versicherten, Pensionisten und Beziehern 
pflegebezogener Leistungen zu bilden ist. 

Dazu kommt eine durch das Steuerreformgesetz 
1993 notwendig gewordene Anpassung der Bestim­
mung über den Bundesbeitrag zur Pensionsversiche­
rung nach dem GSVG infolge des Entfalles der 
Gewerbesteuer. ' 

Weiters enthält die Novelle Klarstellungen, die 
sich aus der Vollzugspraxis der 19 . Novelle zum 
GSVG ergeben haben: Diese betreffen· insbesondere 
die Anrechnung der Kindererziehungszeiten, die 
Mehrfachversicherung in der Pensionsversicherung 
und das Übergangs recht. Außerdem sind Begleit­
maßnahmen zum Vollzug des Bundesfinanzgeset­
zes 1994 vorgesehen. 

Letztlich sollen die Ausgleichszulagenrichtsätze 
außertourlich erhöht werden.-

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der 
im vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen 
gründet sich auf den Kompetenztatbestand Sozial­
versicherungswesen des Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG. 

ZuZ 1, 2, 6,11,12,13,14,15,16,17,18,19,20,21, 
22,23,24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 
36, 37 und 38 (§§ 1 a, 29 Abs. 1, 44 Abs.4, 139 
Abs. 2 und 4, 140 Abs. 2 und 3, 143 Abs. 3 bis 6, 149 
Abs.3, 150 Abs. 1 und 2, 195, 196, 197, 198, 199, 
200,201,202,204,205,206,207,208,209,210,211, 
212,213,214,214 a, 214 b, 214 c, 214 e, 216 Abs. 5, 
218 Abs. 1 und 3, 219; 220,221,222,223,224,225, 
226,227,227 a, 230, 231 und 259 Abs. 1 Z 3 und 5, 
Abs. 5,6,7,8,9 und 13): 

. Diese Änderungen entsprechen den gleichartigen 
Änderungen des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes, wie sie im Rahmendes Entwurfes einer 
52. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz vorgeschlagen wurden. Auf eine gesonderte 
Erläuterung dieser Änderungen kann verzichtet und 
auf die entsprechenden Ausführungen zum genann­
ten Entwurf der Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz Bezug genommen werden, weil 
den in Betracht kommenden Erläuterungen vollin­
haltlich auch für die korrespondierenden Ände­
rungsvorschläge des Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetzes Geltung zukommt. Um im Einzelfall 
das Auffinden der gewünschten Erläuterung im 
ASVG-Novellenentwurf zu erleichtern, werden im 
folgenden die in beiden Gesetzen einander entspre­
chenden Vorschriften gegenübergestellt: 

GSVG ASVG 

§ 1a ................ § 3a 
§ 29 Abs. 1 . . . . . . . . . . .. § 73 Abs. 1 
§ 44 Abs. 4 . . . . . . . . . . .. § 84 Abs. 6 
§ 139 Abs. 2 und 4 . . . . . .. § 261 Abs. 2 und 4 
§ 140 Abs. 2 und 3 . . . . . .. § 261 aAbs. 2 und 3 
§ 1.43 Abs. 3 bis6 ........ § 261 b Abs. 3 bis 6 
§ 149 Abs. 3 . . . . . . . . . . .. § 292 Abs. 3 
§ 150 Abs. 1 und 2 . . . . . .. §293 Abs. 1 und 2 
§195 .................. §418 
§196 .................. §419 
§ 197. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 420 
§198 .................. §421 
§ 199 ................. '. § 422 
§ 200. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 423 
§ 201. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 424 
§ 202. . . . . . . . . . . . .. . . .. § 425 
§204 .................. §431 
§ 205. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 432 
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GSVG ASVG 

§ 206. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 433 
§ 207. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 434 
§ 208. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 435 
§ 209. ; . . . . . . . . . . . . . . .. § 436 
§210. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 437 
§211 .................. §438 
§212 .................. §439 
§ 213. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 
§ 214. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 a 
§ 214 a . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 b 
§ 214 b . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 c 
§ 214 c . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 d 
§ 214 e . . . . . . . . . . . . . . .. § 440 f 
§ 216 Abs. 5 . . . . . . . . . . .. § 444 Abs. 7 
§ 218 Abs. 1 und 3 . . . . . .. § 446 Abs. 1 und 3 
§219 .................. §447 
§ 220. . . . . . . . . . . . . . . ... § 448 
§ 221. . . . . . . . . . . . . .. . .. § 449 
§ 222 .................. § 450 
§ 223. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 451 
§ 224 ................... § 452 
§ 225. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 453 
§ 226. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 456 
§ 227. . . . . . . . . . . . . . . . .. § 455 
§ 227 a . . . . . . . . . . . . . . .. § 456 a 
§230 .................. § 460 
§231. ................. §460a 
§ 259 Abs. 1 Z 3 und 5 . . .. § 551 Abs. 1 Z 2 und 9 
§ 259 Abs. 5 . .. .. . . . . . .. § 551 Abs. 7 
§259 Abs. 6 . . . . . . . . . . .. § 551 Abs. 8 
§ 259 Abs. 7 . . . . . . . . . . .. § 551 Abs. 9 
§ 259 Abs. 8 (neu) ....... § 551 Abs. 13 (neu) 
§ 259 Abs. 9 (neu) ....... § 551 Abs. 10 (neu) 
§ 259 Abs. 13 (neu) . . . . .. § 551 Abs. 14 (neu) 

Zu Z 3 (§ 34 Abs. 1): 

Das Steuerreformgesetz 1993 sieht eine Beseiti­
gung der Gewerbesteuer vor. Damit wird der Pen­
sionsversicherung nach dem Gewerblichen Sozial­
versicherungsgesetz die Finanzierungsquelle des im 
§ 34 Abs. 1 GSVG vorgesehenen fiktiven Dienstge­
berbeitrages entzogen. Bei· dessen Entfall hätte der 
Bund auf Grund der Ausfallhaftung einen sogar hö­
heren Betrag (100,2 vH) aus dem allgemeinen Steu­
eraufkommen zu ·ersetzen. Um dies zu verhindern, 
soll mit der gegenständlichen Änderung der fiktive 
Dienstgeberbeitrag aus dem Steueraufkommen der 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz 
Pflichtversicherten getragen werden. 

Zu Z 5, 8, 9 und 10 (§§ 35 a und 127 b Abs. 1 und 2): 

Nach der derzeit bestehenden Rechtslage müßten 
im Fall, daß ein Versicherter gleichzeitig in der 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozi­
alversicherungsgesetz und nach dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz pflichtversichert ist und 
aus der die Versicherungspflicht nach dem Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetz begründenden 

Erwerb stätigkeit ein unter. der Hächstbeitrags­
grundlage liegendes Entgelt erzielt, die Summe 
beider Einkommen aber die Höchstbeitragsgrund­
lage übersteigt, die Beiträge in der Pensionsversi­
cherung nach dem Gewerblichen Sozialversiche­

. rungsgesetz auf der Grundlage sämtlicher Einkünfte 
aus der die Versicherungspflicht nach dem Gewerb­
lichen Sozialversicherungsgesetz begründenden Er­
werbstätigkeit vorgeschrieben werden. Der die 
Höchstbeitragsgrundlage übersteigende Teil an 
Beiträgen würde dann entweder gemäß § 127 b 
Abs. 2 erstattet werden oder als Beitrag zur 
Höherversicherung gelten. Die Vorschreibung 
lediglich der Differenz zwischen der jeweiligen 
Beitragsgrllndlage nach dem Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz und der Hächstbeitragsgrund­
lage findet im Wortlaut des Gesetzes keine 
Deckung, ist jedoch derzeit Praxis des Versiche­
rungsträgers. 

Mit dem vorliegenden Novellierungsvorschlag 
soll diese Praxis eine gesetzliche Grundlage 
erhalten. 

Dies soll in der Weise geschehen, daß der 
Versicherte glaubhaft machen muß, daß die Summe 
aus den monatlichen Beitragsgrundlagen in der 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozi­
alversicherungsgesetz und den Beitragsgrundlagen 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz 
die Summe der monatlichen Hächstbeitragsgrund­
lagen in einem Kalenderjahr überschreiten wird. 
Der Versicherungsträger hat sodann von Amts 
wegen die Beitragsgrundlage nach dem Gewerbli­
chen Sozialversicherungsgesetz vorläufig so festzu­
setzen, daß eine Überschreitung der Höchstbei­
tragsgrundlage nicht zustande kommt; dies aller­
dings nur dann, wenn eine Mehrfachversicherung in 
Form eines gleichzeitigen Bestandes der Pflichtver­
sicherung nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
·rungsgesetz und nach dem Gewerblichen Sozialver­
sicherungsgesetz vorliegt und nicht bei Vorliegen 
von hintereinander bestehenden Pflichtversicherun­
gen. N ach Vorliegen der endgültigen Beitrags­
grundlagen sind entweder noch weitere Beiträge 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz 
zu entricht~n, wobei § 35 a Abs. 2 eine eigene 
Fälligkeit vorsieht; oder es ist nach § 127 b Abs. 1 
und 2 GSVG eine Beitragserstattung bzw. eine 
Höherversicherung festzustellen. 

Die Beitragserstattung erfolgt auch im Gewerbli­
chen Sozialversicherungsgesetz auf Grund des sich 
nach § 51 Abs.l Z 3 lit. a und § 51 a ASVG 
ergebenden halben Beitragssatzes. 

Die bisherige Regelung des § 35 a Abs. 1 und 2 
GSVG über Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge 
für den Fall, daß die auf Grund der die 
Versicherungspflicht nach dem Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz begründenden Erwerbstätigkeit 
erzielten Einkünfte die Hächstbeitragsgrundlage 
überschreiten, kann entfallen, weil sich dieser Fall 
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20 1379 der Beilagen 

nunmehr ohnehin unter die neue generelle Rege-
-' lung subsumieren läßt. 

. Der Bezug auf die monatliche Gesamtbeitrags­
grundlage und nicht auf die Höchstbeitragsgrund­
lage (§ 127 b Abs. 1) erfolgte deshalb, ,weil die 
technische Durchführung zunächst einfacher 
schien. AHerdings hat sich bei der praktischen 
Durchführung ergeben, daß dies zwar stimmt, aber 
in vielen Fällen Bagatellanrechnungen für die 
Höherversicherung vorkommen, wodurch insge­
samt ein erhöhter Verwaltungs aufwand entsteht. 

Der Anteil, der zur Höherversicherung berück­
sichtigt wird, wird erst im Zeitpunkt der Leistungs­
erbringung festgestellt und nicht zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Versicherungsfalles (§ 127 b Abs. 1). 
Eine Klarstellung war daher notwendig. 

Wird erst nachträglich eine Pflichtversicherung 
für das Vorjahr festgestellt, die zu einer Mehrfach­
versicherung führt, kann die Antragsfrist 31. Jänner 
bereits verstrichen sein. Dafür war aber bisher keine 
Regelung vorgesehen (§ 127 b Abs.2). Auch hier 
erfolgt eine Klarstellung. ,/ 

ZuZ7 (§ 116a): 

Der vorliegende Novellierungsvorschlag enthält 
eine teilweise Neuregelung und darüber hinaus 
Klarstellungen hinsichtlich der mit der 19. Novelle 
zum Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz ein­
geführten Ersatzzeit für Zeiten der Kindererzie­
hung, die durch die bisherige praktische Handha­
bung dieser Bestimmung notwendig geworden sind. 

Die Anrechnung der gegenständlichen Ersatzzeit 
soll davon abhängig gemacht werden, daß ihr eine 
Beitragszeit nach dem Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz vorangehen oder nachfolgen muß. 
Nach der Rechtslage auf Grund der 19. Novelle 
zum GSVG wäre es möglich, einen Pensions an­
spruch nur durch die Kombination von Zeiten der 
Kindererziehung und bestimmten anderen Ersatz­
zeiten zu erwerben; dies war nie beabsichtigt und 
entspricht auch nicht den Grundsätzen der 
gesetzlichen Pensionsversicherung. 

In der Sache selbst soll nunmehr in den 
Vordergrund gestellt werden, so wie es auch schon 
bisher beabsichtigt war, daß darauf abzustellen ist, 
wer das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen 
hat. Dies wird nach der geltenden Rechtslage 
eindeutig nur im § 228 Abs.1 Z 10 ASVG zum 
Ausdruck gebracht (... Die Versicherte kann 
zugunsten des Mannes, der dieses Kind erzogen hat, 
auf die Ersatzzeit verzichten ... ). 

Zur praktischen Durchführung enthält die 
Regelung widerlegbare Zuordnungsvermutungen, 
die sich darauf gründen, daß in der Praxis die 
weibliche Versicherte in der weitaus überwiegenden 

Zahl der Fälle die Erziehung des Kindes übernom­
men hat. Die Möglichkeit der Widerlegung dieser 
Vermutung scheint im Hinblick auf das sich 
wechselnde Rollenverhalten der Geschlechter und 
auf das verfassungsrechtlich gebotene Gleichheits­
gebot notwendig. 

Für Adoptivkinder entfällt die Einschränkung 
"sofern die Annahme an Kindes Statt nach dem 
31. Dezember 1987 erfolgte." Das. bedeutet ein 
Gleichziehen in der Behandlung der eigenen und 
der Adoptivkinder. 

Zu Z 22 (§ 198 Abs. 1): 

Wie im § 421 Abs. 1 ASVG in der Fassung des 
Entwurfes soll auch im Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz bei der Entsendung der Versiche­
rungsvertreter auf ihre fachliche Eignung Bedacht 
genommen werden. Die im § 421 Abs.1 ASVG 
zusätzlich eingeführte Regelung, daß die Entsen­
dung unter Berücksichtigung der einzelnen, von der 
entsendeberechtigten Stelle jeweils zu repräsentie­
renden Berufsgruppe zu erfolgen hat, wurde nicht in 
das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz über­
nommen. 

Zu Z 22 (§ 198 Abs. 2): 

Es soll ausdrücklich klargestellt werden, daß die 
auf die einzelnen entsendeberechtigten Stellen 
entfallende Zahl von Versicherungsvertretern -
sowie dies schon bisher in der Praxis geschah -
unter Bedachtnahme auf die Zahl der in der 
Pensionsversicherung nach dem GSVG Pflichtversi­
cherten festgesetzt werden soll. 

Im übrigen wird auf die Erläuterungen zu 
§ 421 ASVG verwiesen. 

Zu Z 22 (§ 203): 

Grundsätzlich wird auf die Erläuterungen zu den 
§§ 427 bis 430 ASVG in der Fassung des Entwurfes 
verwiesen. 

Im Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz er­
gibt sich folgende Reduktion der Anzahl der 
Versicherungsvertreter: 

bisher neu 

Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft ...... 120 69 

Aus dem Verhältnis der Zahlen zueinander 
(69 : 120) ergibt sich somit die folgende Kürzung 
der Gesamtzahl der Versicherungsvertreter im 
GSVG-Bereich: 

a) Kürzung auf 57,5 vH oder' 
b) Kürzung um 42,5 vH. 
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1379 der Beilagen 21 

Verwaltungskörper , Anzahl der Versicherungsvertreter 

Vorstand 
(gleichzeitig General-Versicherungsträger versammlung auch Mitglied 
der General-

versammfung) 

Sozialversicherungsan-
stalt der gewerblichen 
Wirtschaft .. , ........ 60 14 

Die Zahl der Mitglieder in den jeweiligen (neun) 
Landesstellenausschüssen soll, so wie bisher, im 
Gesetz selbst festgelegt werden, wobei die Anzahl 
der Versicherungsvertreter in den Landesstellenaus­
schüssen von derzeit jeweils zehn auf fünf reduziert 
werden soll. 

Zu Z 23 (§214 d): . 

Der Beirat soll sich im Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz aus folgenden Personengruppen 

Landesstellen -
ausschüsse 

(gleichzeitig Kontroll- Gesamtzahl 
auch Mitglied versammlung Gesamtzahl bisher 
der General-
versammlung 

45 9 69 120 

zusammensetzen: 
1. Zwei Sechstel aus Vertretern der Pensionsbe­

zieher, das sind alters- oder erwerbsunfähig­
keitshalber aus dem Erwerbsleben auf Dauer 
ausgeschiedene Bezieher einer Pension. 

2. Drei Sechstel aus Vertretern der beim 
Versicherungsträger Pflichtversicherten. 

3. Ein Sechstel aus Vertretern von Leistungsbe­
ziehern nach . dem Bundespflegegeldgesetz 
(bzw. gleichartigen Landesgesetzen). 

4 
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22 1379 der Beilagen 

Finanzielle Erläuterungen 

A. Strukturreform der Sozialversicherungsträger 

Es wird auf die Finanziellen Erläuterungen zur 
52. Novelle zum ASVG verwiesen. 

B. Finanziell wirksame Maßnahmen 

Durch die außertourliche Erhöhung der Aus­
gIeichszulagenrichtsätze werden im Jahre 1994 
Mehrkosten von voraussichtlich 80 Millionen Schil­
ling entstehen. 

Die als budgetbegleitende Maßnahme. vorgese­
hene Reduzierung der Ausfallhaftung von 100,2% 
auf 100,0% im Jahre 1994 bringt Einsparungen beim 

Bundesbeitrag mit sich. Den weiteren Einsparungen 
durch den Wegfall eines Sonderbundesbeitrages für 
Bauführungen der Pensionsversicherungsträger ste­
hen Mehrkosten gegenüber, die durch die Wieder­
einbeziehung der Abschreibungen von bebauten 
Grundstücken bei der Ermittlung der Ausfallhaf­
tung entstehen. Insgesamt werden die hier beschrie­
benen Maßnahmen den Bund mit rund 17 Millionen 
Schilling entlasten. 

Die vorliegende Novelle enthält zudem noch 
einige notwendig gewordene Präzisierungen der 
19. Novelle, die aber keine finanziellen Auswirkun­
gen besitzen. 
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Textgegenüberstellung 

GSVG - Geltende Fassung 

Beiträge in der Krankenversicherung für Pensionisten 

§ 29. (1) Von jeder an eine der im § 3 Abs.l genannten Personen zur 
Auszahlung gelangenden Pension und Pensionssonderzahlung mit Ausnahme 
von Waisenpensionen ist ein Betrag von 3,5 vH einzubehalten, wenn und solange 
sich der in Betracht kommende Pensionist ständig im Inland aufhält und nicht 
gemäß § 4 Abs. 1 oder 2 von der Pflichtversicherung ausgenommen ist. Zu den 
Pensionen sowie zu den Pensionssonderzahlungen zählt auch die Ausgleichszu­
lage. Der Einbehalt ist auch vorzunehmen, wenn sich der Pensionist ständig in 
einem Staat aufhält, mit dem ein zwischenstaatliches Übereinkommen besteht, auf 
Grund dessen Anspruch auf Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft zu 
Lasten der österreichischen Sozialversicherung besteht, es sei denn, daß das 
Übereinkommen Gegenteiliges bestimmt. 

(2) unverändert. 

Überweisung aus dem Aufkommen an Gewerbesteuer; Bundesbeitrag 

§ 34. (1) In der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz hat der Bund 
dem Versicherungsträger aus dem Aufkommen an Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital für jedes Geschäftsjahr einen Betrag in 
der Höhe der für dieses Jahr fällig gewordenen Beiträge zur Pensionsversiche­
rung gemäß § 27 zu überweisen. 

(2) Über den Betrag gemäß Abs. 1 hinaus leistet der Bund für jedes 
Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe des Betrages, um den 100,2 vH der 
Aufwendungen die Erträge übersteigen. Hiebei sind bei den Aufwendungen die 
Ausgleichszulagen, die außerordentlichen Zuschüsse des Versicherungsträgers als 
Dienstgeber zur Rückstellung für Pensionszwecke und die Abschreibungen von 

GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 1 a. Soweit im folgenden personenbezogene Bezeichnungen nur in 
männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in 
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils 
geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 

Beiträge in der Krankenversicherung für Pensionisten 

§ 29. (1) Von jeder an eine der im § 3 Abs.l genannten Personen zur 
Auszahlung gelangenden Pension und Pensionssonderzahlung mit Ausnahme 
von Waisenpensionen ist ein Betrag von 3,5 vH einzubehalten, wenn und solange 
sich der in Betracht kommende Pensionist ständig im Inland aufhält und nicht 
gemäß § 4 Abs. 1 oder 2 von der Pflichtversicherung ausgenommen ist. Zu den 
Pensionen sowie" zu den Pensionssonderzahlungen zählen auch die Kinderzu­
schüsse und die Ausgleichszulagen. Der Einbehalt ist auch vorzunehmen, wenn 
sich der Pensionist ständig in einem Staat aufhält, mit dem ein zwischenstaatliches 
Übereinkommen besteht, auf Grund dessen Anspruch auf Sachleistungen bei 
Krankheit und· Mutterschaft zu Lasten der österreichischen Sozialversicherung 
besteht, es sei denn, daß das Übereinkommen Gegenteiliges bestimmt. 

(2) unverändert. 

Beitrag des Bundes 

§ 34. (1) In der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz hat der Bund 
dem Versicherungsträger aus dem Steuera~fkommen der nach diesem 
Bundesgesetz Pflichtversicherten für jedes Geschäftsjahr einen Betrag in der 
Höhe der für dieses Jahr fällig gewordenen Beiträge zur Pensionsversicherung 
gemäß § 27 zu überweisen. 

(2) Über den Betrag gemäß Abs. 1 hinaus leistet der Bund für jedes 
"Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe des Betrages, um den 100,2 vH der 
Aufwendungen die Erträge übersteigen. Hiebei sind bei den Aufwendungen die 
Ausgleichszulagen, bei den Erträgen der Bundesbeitrag gemäß Abs. 2 und die 
Ersätze für Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen. 
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GSVG - Gel te n d e Fa s s u n g 

bebauten Grundstücken, bei den Erträgen der Bundesbeitrag nach Abs. 2 und 3 
und die Ersätze für Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen. 

(3) Der Bund leistet über den Beitrag gemäß Abs. 1 und 2 hinaus einen Beitrag 

a) in der Höhe der zur Finanzierung jährlich aufgewendeten Mittel für eine 
nach dem 31. Dezember 1987 gemäß § 219 genehmigte Erwerbung von 
Liegenschaften, ferner für eine nach dem 31. Dezember 1987 gemäß § 219 
genehmigte Errichtung, Erweiterung oder einen nach dem 31. Dezem­
ber 1987 gemäß § 219 genehmigten Umbau von Gebäuden; der Beitrag des 
Bundes darf den Betrag der genehmigten Mittel nicht übersteigen; allfällig 
gebildete Ersatzbeschaffungsrücklagen sind in Abzug zu bringen; 

b) an den Versicherungsträger als Träger der Pensionsversicherung 
2,5 Millionen Schilling als Zuschuß für den Umbau von Gebäuden, der 
gemäß § 219 in Verbindung mit § 31 Abs.6 lit, a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes deshalb nicht genehmigungspflichtig ist, weil 
damit keine Änderung des Verwendungszweckes verbunden ist. 

(4) Der dem Versicherungsträger nach Abs. 1,2 und 3 gebührende Beitrag des 
Bundes ist monatlich im erforderlichen Ausmaß unter Bedachtnahme auf die 
Kassenlage des Bundes zu bevorschussen. 

§ 34 a. Abweichend von § 34 Abs. 2 leistet der Bund für das Geschäftsjahr 1992 
einen Beitrag, der sich aus dem nach § 34 Abs.2 zu ermittelnden Betrag 
vermindert um 300 Millionen Schilling ergibt. 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge zur Pensionsversicherung bei gleichzeitiger 
Ausübung mehrerer versicherungspflichtiger Erwerbstätigkeiten 

§ 35 a. (1) Übt ein nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der 
Pensionsversicherung Pflichtversicherter auch eine Erwerbstätigkeit aus, die die 

,Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
\ 

GSVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

(3) Der dem Versicherungsträger als Träger der Pensionsversicherung gemäß 
Abs. 1 und 2 gebührende Beitrag des Bundes ist monatlich im erforderlichen 
Ausmaß unter Bedachtnahme auf die Kassenlage des Bundes zu bevorschussen. 

§ 34 a. (1) Abweichend von § 34 Abs.2 leistet der Bund für das 
Geschäftsjahr 1992 einen Beitrag, der sich aus dem nach § 34 Abs. 2 zu 
ermittelnden Betrag vermindert um 300 Millionen Schilling ergibt. 

(2) Abweichend von § 34 Abs. 2 leistet der Bund für das Geschäftsjahr 1994 
einen Beitrag in der Höhe des Betrages, um den die Aufwendungen die Erträge 
übersteigen. Hiebei sind bei den Aufwendungen die Ausgleichszulagen, bei den 
Erträgen der Bundesbeitrag gemäß § 34 a Abs. 2 und die Ersätze für 
Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen. 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge zur Pensionsversicherung bei Ausübung 
. mehrerer versicherungspflichtigerErwerbstätigkeiten 

§ 35 a. (1) Übt ein nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der 
Pensionsversicherung Pflichtversicherter auch eine Erwerb~tätigkeit aus, die die 
Pflichtversich~rung in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
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GSVG - Gel te n d e Fa s s u n g 

Sozialversicherungsgesetz begründet, so tritt die Fälligkeit der zur Pensionsversi­
cherung nach diesem Bundesgesetz zu entrichtenden Beiträge zur Pflichtversiche­
rung abweichend von den Bestimmungen des § 35 Abs.1 oder 2 erst mit Beginn 
des folgenden Kalenderjahres ein, wenn der Versicherte dies beantragt und hiebei 
glaubhaft macht, daß im laufenden Kalenderjahr die Summe der allgemeinen 
Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz den 360fachen Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in 
dieser Pensionsversicherung und die Summe der Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) den 60fachen Betrag der 
Höchstbeitragsgrundlage in dieser Pensionsversicherung erreichen oder überstei­
gen werden. 

(2) Erreicht oder übersteigt in einem Kalenderjahr die monatliche 
Gesamtbeitragsgrundlage nach § 127 a die im jeweiligen Beitragsjahr geltende 
Höchstbeitragsgrundlage (§ 48) in der Pensionsversicherung bereits durch 
Beiträge zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, so sind für dieses 
Kalenderjahr Beiträge zur Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz nicht 
zu entrichten. 

Unterstützungsfonds 

§ 44. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Mittel des Unterstützungsfondskönnen in besonders berücksichti­
gungswürdigen Fällen, insbesondere in Berücksichtigung der Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des zu Unterstützenden, für. 
Unterstützungen nach Maßgabe der hiefür vom Vorstand im Einvernehmen mit 
dem Überwachungsausschuß zu erlassenden Richtlinien (§ 209 Abs. 1 Z 6) 
verwendet werden. 

§ 116 a. Als Ersatzzeiten gelten unter der Voraussetzung, daß eine sonstige 
Versicherungszeit nach diesem Bundesgesetz vorangeht oder nachfolgt, überdies: 

GSVG - Vor ge s chi ag e n e F ass u n g 

Sozialversicherungsg'esetz begründet, und macht der Versicherte glaubhaft, daß 
die Summe aus den monatlichen Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz einschließlich der Sonderzah­
lungen und den Beitragsgruncllagen in der Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz die Summe der monatlichen Gesamtbeitragsgrundlagen in einem 
Kalenderjahr (§ 127 bzw. § 127 a Abs.5) überschreiten wird, so ist die 
Beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz für die 
Monate eines gleichzeitigen Bestandes der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und nach 
diesem Bundesgesetz vorläufig in einer Höhe festzusetzen, die voraussichtlich 
nicht zu einer solchen Überschreitung führt. Können die vorgenannten 
Voraussetzungen erst nach Ablauf des Beitragsjahres festgestellt werden, so ist 
eine vorläufige Festsetzung der Beitragsgrundlage so lange zulässig, als die 
Summe der monatlichen Gesamtbtjitragsgrundlagen für dieses Kalenderjahr noch 
nicht endgültig festgestellt werden kann. 

(2) Ergibt sich in den Fällen des Abs. 1 nach Feststellung der endgültigen 
Beitragsgrundlage, daß noch Beiträge zur Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz zu entrichten sind, so sind diese Beiträge mit dem Ablauf des 
zweiten Monates des Kalendervierteljahres fällig, in dem die Vorschreibung 
erfolgt. 

Unterstützungsfonds 

§ 44. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Mittel des Unterstützungsfonds können in besonders berücksichti­
gungswürdigen Fällen, insbesondere in Berücksichtigung der Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des zu Unterstützenden, für 
Unterstützungen nach Maßgabe der hiefür vom Vorstand zu erlassenden 
Richtlinien verwendet werden, 

§ 116 a. (1) Als Ersatzzeiten gelten unter der Voraussetzung, daß eine 
Beitragszeit nach diesem Bundesgesetz vorangeht oder nachfolgt, überdies bei 
einer (einem) Versicherten, die (der) ihr (sein) Kind (Abs. 2) tatsächlich und 
überwiegend erzogen hat, die Zeit dieser Erziehung im Inland im Ausmaß von 
höchstens 48 Kalendermonaten, gezählt ab der Geburt des Kindes. 
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GSVG - Gel t end e F ass u n g 

a) bei einer (einem) Versicherten die Zeit der Erziehung ihres (seines) Kindes 
im Inland bis zum Höchstausmaß von 48 Kalendermonaten ab der Geburt 
des Kindes, 

b) bei einer (einem) Versicherten im Fall der Annahme an Kindes Statt 
(Übernahme der unentgeltlichen Pflege des Kindes) die nach der Annahme 
an Kindes Statt (Übernahme der unentgeltlichen Pflege des Kindes) 
liegende Zeit der Erziehung ihres (seines) Kindes im Inland, bis zum 
Höchstausmaß von 48 Kalendermonaten ab der Geburt des Kindes, sofern 
die Annahme (Übernahme) nach dem 31. Dezember 1987 erfolgte; 

liegt die Geburt (Annahme an Kindes Statt, Übernahme der unentgeltlichen 
Pflege des Kindes) eines weiteren Kindes vor dem Ablauf der 48-Kalendermo­
nate-Frist, so erstreckt sich diese nur bis zu dieser neuerlichen Geburt (Annahme 
an Kindes Statt, Übernahme der unentgeltlichen Pflege des Kindes); der 
Erziehung des Kindes im Inland· steht eine solche in einem Mitgliedstaat des 
Abkommens über den' Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) gleich, wenn für 
dieses Kind Anspruch auf eine Geldleistung aus dem Versicherungsfall der 
Mutterschaft nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz bzw. auf 
Betriebshilfe nach dem Betriebshilfegesetz besteht bzw. bestanden hat und die 
Zeit der Kindererziehung nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens liegt; 
Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht jeweils nur für eine Person. Vorrang 
auf Anspruch hat die Person, die Karenzurlaubsgeld bezieht; wurde kein 
Karenzurlaubsgeld bezogen oder stand beiden Elternteilen Karenzurlaubsgeld 
bei Teilzeitbeschäftigung zu, hat die weibliche Versicherte Anspruch, es sei denn, 
sie hat zugunsten des Mannes auf den Anspruch verzichtet. Ein solcher nicht 
widerrufbarer Verzicht ist spätestens zu dem Zeitpunkt zulässig, zu dem einer der 
beiden Elternteile einen Pensionsantrag stellt. 

GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(2) Als Kind im Sinne des Abs. 1 gelten: 
1. die ehelichen und die legitimierten Kinder des ( der) Versicherten j 
2. die unehelichen Kinder einer weiblichen Versicherten; 
3. die unehelichen Kinder eines männlichen Versicherten, wenn seine 

Vaterschaft durch Urteil oder durch Anerkenntnis festgestellt ist (§ 163 b 
ABGB); 

4. die Stiefkinder; 
5., die Wahlkinder; 
6. die Pflegekinder, sofern die Übernahme der unentgeltlichen Pflege nach 

dem 31. Dezember 1987 erfolgte. 

N 
0--

-V> 
'.J 
~ 

p... 
~ 
C;:t 
!!. 
~ 

aq 
o 
::I 

1379 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
26 von 69

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



GSVG - Gelt end e Fa s s u n g GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(3) Liegt die Geburt (Annahme an Kindes Statt, Übernahme der 
unentgeltlichen Pflege des Kindes) eines weiteren Kindes vor dem Ablauf der 
48-Kalendermonate-Frist, so erstreckt sich diese nur bis zu dieser neuerlichen 
Geburt (Annahme an Kindes Statt, Übernahme der unentgeltlichen Pflege des 
Kindes); endet die Erziehung des weiteren Kindes (Abs. 1) vor Ablauf dieser 
48-Kalendermonate-Frist, sind die folgenden Kalendermonate bis zum Ablauf 
wieder zu zählen. Der Erziehung des Kindes im Inland steht eine solche in einem 
Mitgliedstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 
gleich, wenn für dieses Kind Anspruch auf eine Geldleistung aus dem 
Versicherungsfall der Mutterschaft nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz bzw. auf Betriebshilfe nach dem Betriebshilfegesetz besteht bzw. 
bestanden hat und die Zeit der Kindererziehung nach dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens liegt. 

(4) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 
nur für die Person, die das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. Für die 
Zuordnung zum jeweiligen Elternteil gelten die Abs. 5, 6 und 7. 

(5) Für den Elternteil, 
1. der im maßgeblichen Zeitraum Karenzurlaubsgeld, Sondernotstandshilfe 

oder einer Leistung nach dem Betriebshilfegesetz bezogen hat, oder 
2. der im maßgeblichen Zeitraum nicht der Pflichtversicherung in der 

Pensionsversicherung unterlag, während der andere Elternteil in der 
Pensionsversicherung pflichtversichert war, besteht die Vermutung, daß er 
das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 

Hinsichtlich der in Z 2 genannten Personen kann der Elternteil, der im 
maßgeblichen Zeitraum der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
unterlegen ist, diese Vermutung widerlegen. 

(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversicherung pflichtversichert oder 
lag bei keinem der Elternteile eine PfIichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung bzw. ein Karenzurlaubsgeldbezug vor oder bezogen beide Elternteile 
Karenzurlaubsgeld (Karenzurlaubsgeld bei Teilzeitbeschäftigung) besteht die 
Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich und überwiegend 
erzogen hat. Der männliche Versicherte kann diese Vermutung widerlegen. 

(7) Im F:ille der Abs. 5 und6 ist die Widerlegung der Vermutung bis spätestens 
zu dem Zeitpunkt zulässig, zu dem der Pensionsantrag eines der beiden 
Elternteile bescheidmäßig erledigt ist. 
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GSVG - Gel t end e F ass u n g 

Anrechnung für die Höherversicherung bzw. Erstattung von Beiträgen in der 
Pensionsversicherung 

§ 127 b. (1) Überschreitet in einem Kalenderjahr bei gleichzeitig ausgeübten 
versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeiten nach diesem Bundesgesetz oder nach 
diesem Bundesgesetz und nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz oder bei 
gleichzeitig ausgeübten versicherungspflichtigen Beschäftigungen nach dem 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und selbständigen Erwerbstätigkeiten die 
Summe aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung einschließlich der 
Sonderzahlungen die Summe der monatlichen Gesamtbeitragsgrundlagen im 
Kalenderjahr (§ 127 bzw. § 127 a Abs. 5), so gilt der Beitrag zur Pensionsversi­
cherung, der auf den Überschreitungsbetrag entfällt, wenn nicht nach Abs. 2 
Beiträge erstattet wurden, im Rahmen der Bestimmungen des § 33 als Beitrag zur 
Höherversicherung; hiebei ist als Beitragssatz jeweils der aus der Summe der 
Beitragssätze gemäß § 51 Abs. 1 Z 3lit. a und § 51 a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes sich ergebende Beitragssatz zur Zeit der Entrichtung 
heranzuziehen. Beitragsteile, die im Rahmen der Bestimmungen des § 33 nicht als 
Beitrag zur Höherversicherung gelten, sind bei Eintritt des Versicherungsfalles 
aufgewertet mit dem der zeitlichen Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktor 
(§ 47) in halber Höhe zu erstatten. 

(2) Der (die) Ver~icherte kann bei sonstigem Ausschluß bis 31. Jänner eines 
jeden Kalenderjahres bei einem der beteiligten Versicherungsträger für im 
Vorjahr fällig gewordene Beiträge den Antrag stellen, ihm (ihr) den auf den 
Überschreitungsbetrag (Abs. 1) entfallenden Beitrag oder den gemäß §33 zur 
Höherversicherung nicht anrechenbaren Beitrag zu erstatten, wobei der halbe 
Beitragssatz nach Abs. 1 anzuwenden ist. 

(3) unverändert. 

Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension, Ausmaß 

§ 139. (1) unverändert. 

GSVG - Vor g e s eh La gen e Fa s s u n g 

Anrechnung für die Höherversicherung bzw. Erstattung von Beiträgen in der 
Pensionsversicherung 

§ 127 b. (1) Überschreitet in einem Kalenderjahr bei versicherungspflichtigen 
Erwerbstätigkeiten nach diesem Bundesgesetz oder nach diesem Bundesgesetz 
und nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz oder bei versicherungspflichti­
gen Beschäftigungen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und 
selbStändigen Erwerbstätigkeiten in einem Kalenderjahr die Summe aller 
Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung einschließlich der Sonderzahlungen 
die Summe der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen gemäß § 48 für die im 
Kalenderjahr liegenden Beitragsmonate der Pflichtversicherung, wobei sich 
deckende Beitragsmonate nur einmal zu zählen sind, so gilt der Beitrag zur 
Pensionsversicherung, der auf den Überschreitungsbetrag entfällt, wenn nicht 
nach Abs~ 2 Beiträge erstattet wurden, im Rahmen der Bestimmungen des § 33 als 
Beitrag zur Höherversicherung; hiebei ist als Beitragssatz jeweils der aus der 
Summe der Beitragssätze gemäß § 51 Abs. 1 Z 3 lit. a und § 51 a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes sich ergebende Beitragssatz zur Zeit der Entrichtung 
heranzuziehen. Beitragsteile, die im Rahmen der Bestimmungen des § 33 nicht als 
Beitrag zur Höherversicherung gelten, sind bei Anfall einer Leistung aus den 
Versicherungsfällen des Alters oder der .. dauernden Erwerbsunfähigkeit 
aufgewertet mit dem der zeitlichen Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktor 
(§ 47) in halber Höhe zu erstatten. 

(2) Der (die) Versicherte kann bei sonstigem Ausschluß bis 31. Jänner eines 
jeden Kalenderjahres bei einem der beteiligten Versicherungsträger für im 
Vorjahr fällig gewordene, Beiträge den Antrag stellen, ihm (ihr) den auf den 
Überschreitungsbetrag (Abs. 1) entfallenden Beitrag oder den gemäß § 33 zur 
Höherversicherung' nicht anrechenbaren Beitrag zu erstatten, wobei der halbe 
Beitragssatz nach Abs. 1 anzuwenden ist. Wird eine Pflichtversicherung, die in 
dem betreffenden Kalenderjahr eine Mehrfachversicherung bewirkt, erst nach 
Ablauf des betreffenden Kalenderjahres festgestellt, dann verlängert sich die 
Antragsfrist bis zum Ende des auf die Feststellung der Mehrfachversicherung 
folgenden Kalendermonates. 

(3) unverändert. 

Alters (Erwerbsunfähigkeits ) pension, Ausmaß 

§ 139. (1) unverändert. 
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GSVG - Geltende Fassung 

(2) Der Hundertsatz gemäß Abs. 1 beträgt für je zwölf Versicherungsmonate 
bis zum 360. Monat ...... ; ........................... ' .......... , 1,9, 
vom 361. Monat an ............................................. 1,5. 

Ein Rest von weniger als zwölf Versicherungsmonaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölf tel des nach der 
zeitlichen Lagerung in Betracht kommenden Hundertsatzes heranzuziehen ist; 
der sich ergebende Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(3) unverändert. 

(4) Der Hundertsatz gemäß Abs. 2 bzw. 3 darf 80 nicht übersteigen. 

Zurechnungszuschlag zur Erwerbsunfähigkeitspension 

§ 140. (1) unverändert. 

(2) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt für je zwölf 
Kalendermonate ab dem Stichtag bis zum Monatsersten nach Vollendung des 
56. Lebensjahres mit 1,9 vH der Bemessungsgrundlage (§§ 126, 127 bzw. 127 a) 
mit der Maßgabe, daß der so ermittelte Hundertsatz zusammen mit dem 
Hundertsatz gemäß § 139 Abs. 2 60 nicht übersteigt. § 139 Abs. 2 letzter Satz ist 
anzuwenden. 

GSVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s 5 u n g 

(2) Der Hundertsatz gemäß Abs. 1 beträgt 

1. für Versicherungsmonate mit Ausnahme von Versicherungs monaten für 
Zeiten der Kindererziehung (§ 116 a) für je zwölfVersicherungsmonate 
bis zum 360~ Monat. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,9, 
vom 361. Monat an ............ '. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,5; 

2. für Versicherungsmonate für Zeiten der Kindererziehung für je zwölf 
Versicherungsmonate 1,9. 

Ein Rest von weniger als zwölf Versicherungsmonaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölfte! des nach der 
zeitlichen Lagerung in Betracht kommenden Hundertsatzes heranzuziehen ist; 
der sich ergebende Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu runden. C 

(3) unverändert. 

(4) Der Steigerungsbetrag gemäß Abs. 1 darf 80 vH der höchsten zur 
Anwendung kommenden Bemessungsgrundlage (§§ 122 Abs. 1, 123 Abs. 1, 126) 
nicht übersteigen. 

Zurechnungszuschlag zur Erwerbsunfähigkeitspension 

§ 140. (1) unverändert. 

(2) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt für je zwölf 
Kalendermonate ab dem Stichtag bis zum Monatsersten nach Vollendung des 
56. Lebensjahres mit 1,9vH der Bemessungsgrundlage (§§ 122 Abs. 1 oder 126) 
mit der Maßgabe, daß er zusammen mit dem Steigerungsbetraggemäß § 139 
Abs. 1 60 vH der höchsten zur Anwendung kommenden Bemessungsgrundlage 
(§§ 122 Abs. 1, 123 Abs. 1, 126) nicht übersteigen darf. § 139 Abs. 2 letzter Satz ist 
anzuwenden. 
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GSVG - Geltende Fassung 

(3) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt höchstens mit dem Betrag, 
um den die Summe aus einem Erwerbseinkommen und dem Steigerungsbetrag 
gemäß § 139 Abs. 1 die Bemessungsgrundlage (§§ 126, 127 bzw. 127 a) 
unterschreitet. 

(4) unverändert. 

Erhöhung von Leistungen aus dem Versicherungsfall des Alters bei 
Inanspruchnahme einer Teilpension bzw. bei Wegfall der Pension 

§ 143. (1) und (2) unverändert. 

(3) Der Bundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension, von der die 
Teilpension berechnet wurde, ist für je zwölf Kalendermonate der Inanspruch­
nahme der Teilpension 
bei einer Teilpension von 70 vB und mehr mit dem Faktor ............. 1,009, 
bei einer Teilpension von 50 vH mit dem Faktor ..................... 1,015 
zu vervielfachen. Der Wegfall der Teilpension gemäß § 131 b Abs. 5 und 6 ist 
dabei einer Teilpension von 50 vH gleichzuhalten. Ein Rest von weniger als zwölf 
Monaten wird in der Weise berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein 
Zwölf tel des um 1 verminderten Faktors zu errechnen und die Summe dieser 
Beträge aus den restlichen Monaten um 1 erhöht wird. Der sich ergebende Faktor 
ist auf fünf Dezimalstellen zu runden. Der Hundertsatz darf 80 nicht übersteigen. 

(4) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 3 der zum 
auf den Zeitpunkt der Einstellung der Erwerbstätigkeit folgenden Monatsersten 
zu ermittelnden Bemessungsgrundlage. 

(5) Der Hundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension ist für je zwölf 
Kalendermonate des Wegfalls der Pension, in denen eine Pflichtversicherung 
nach diesem Bundesgesetz, dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem 
Sozialversicherungsgesetz der freiberuflich selbständig Erwerbstätigen oder dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz bestanden hat, mit dem Faktor 1,015 zu 
vervielfachen. Abs. 3 dritter bis fünfter Satz sind anzuwenden. 

GSVG - Vor g e s chI a gen e F ass u n g 

(3) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt höchstens mit dem Betrag, 
um den die Summe aus einem Erwerbseinkommen und dem Steigerungsbetrag 
gemäß § 139 Abs. 1 die Bemessungsgrundlage (§§ 122 Abs. 1 oder 126) 
unterschreitet. 

(4) unverändert. 

Erhöhung von Leistungen aus dem Versicherungsfall des Alters bei 
Inanspruchnahme einer Teilpensionbzw. bei Wegfall der Pension 

§ 143. (1) und (2) unverändert. 

(3) Der Hundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension, von der die 
Teilpension berechnet wurde, ist für je zwölf Kalendermonate der Inanspruch­
nahme der Teilpension 

bei einer Teilpension von 70 vH und mehr mit dem Faktor ........... 1,009, 
bei einer Teilpension von 50 vH mit dem Faktor ................... 1,015 

zu vervielfachen. Der Wegfall der Teilpension gemäß § 131 b Abs. 5 und 6 ist 
dabei einer Teilpension von 50 vH gleichzuhalten. Ein Rest von weniger als zwölf 
Monaten wird in der Weise berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein 
Zwölfte! des um 1 verminderten Faktors zu errechnen und die Summe dieser 
Beträge aus den restlichen Monaten um 1 erhöht wird. Der sich ergebende Faktor 
ist auf fünf Dezimalstellen zu runden. 

(4) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 3 der zum 
auf den Zeitpunkt der Einstellung der Erwerbstätigkeit oder des Erreichens des 
Anfallsalters für die Alterspension gemäß § 130 Abs. 1 folgenden Monatsersten zu 
ermittelnden Bemessungsgrundlage. Er darf den jeweiligen zu erhöhenden 
Steigerungsbetrag nicht unterschreiten. Er darf überdies 80 vH der höchsten zur 
Anwendung kommenden Bemessungsgrundlage (§§ 122 Abs. 1, 123 Abs. 1, 126) 
nicht übersteigen. 

(5) Der Hundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension ist für je zwölf 
Kalendermonate des Wegfalls der Pension, in denen eine Pflichtversicherung 
nach diesem Bundesgesetz, dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem 
Sozialversicherungsgesett der freiberuflich selbständig Erwerbstätigen oder dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz bestanden hat, mit dem Faktor 1,015 zu 
vervielfachen. Abs. 3 dritter und vierter Satz sind anzuwenden. 
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GSVG - Gel t end e F ass u n g 

(6) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 5 der zum 
auf die Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, auf die 
Vollendung des 60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten folgenden 
Monatsersten zu ermittelnden Bemessungsgrundlage. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 149. (1) und (2) unverändert. 

(3). Nettoeinkommen im Sinne der Abs. 1 und 2 ist, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, die Summe sämtlicher Einkünfte in Geld oder Geldeswert 
nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten 
Abzüge. Für die Bewertung der Sachbezüge gilt, soweit nicht Abs. 7 anzuwenden 
ist, die Bewertung für Zwecke der Lohnsteuer. mit der Maßgabe, daß als Wert der 
vollen freien Station bei .einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb mit einem' 
Einheitswert im Sinne des Abs. 7 von 60 000 S der Betrag von 2 552 S vervielfacht 
- unter Bedachtnahme auf § 51 - mit dem Anpassungsfaktor für das Jahr 1993 
heranzuziehen ist; dieser Betrag vermindert sich für Einheitswerte unter 60 000 S 
im Verhältnis des maßgeblichen Einheitswertes zu dem genannten Einheitswert, 
gerundet auf volle Schilling; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres, erstmalig ab 1. Jänner 1994, der unter Bedachtnahme auf § 51 mit 
dem Anpassungsfaktor (§ 47) vervielfachte Betrag. 

(4) bis (12) unverändert. 

Richtsätze 

§ 150. (1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der Bestimmungen des Abs.2 
a) für Pensionsberechtigte aus eigener Pensionsversicherung, 

aa) wenn sie mit dem Ehegatten (der Ehegattin) im 
gemeinsamen Haushalt leben ..... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 967 S, 

GSVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

(6) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 5 der zum 
auf die Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, auf die 
Vollendung des 60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten folgenden 
Monatsersten zu ermittelnden Bemessungsgrundlage. Er darf den jeweiligen zu 
erhöhenden Steigerungsbetrag nicht unterschreiten. Er darf überdies 80 vH der 
höchsten zur Anwendung kommenden Bemessungsgrundlage (§§.122 Abs. 1, 123 
Abs. 1, 126) nicht übersteigen. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 149. (1) und (2) unverändert. 

(3) Nettoeinkommen im Sinne der Abs. 1 und 2 ist, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, die Summe sämtlicher Einkünfte in Geld oder Geldeswert 
nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten 
Abzüge. Für die Bewertung der Sachbezüge gilt, soweit nicht Abs. 7 anzuwenden 
ist, die Bewertung für Zwecke der Lohnsteuer mit der Maßgabe, daß als Wert der 
vollen freien Station der Betrag von 2 654 S heranzuziehen ist; an die Stelle dieses 
Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jah~es, erstmals ab 1. Jänner 1994, der unter 
Bedachtnahme auf § 51 mit dem Anpassungsfaktor (§ 47) vervielfachte Betrag. Im 
Falle des Bezuges einer Hinterbliebenenpension (§ 135) vermindert sich dieser 
Betrag, wenn für die Ermittlung der Ausgleichszulage zur Pension des 
verstorbenen Ehegatten (Elternteiles) Abs. 7 anzuwenden war. oder anzuwenden 
gewesen wäre und der (die) Hinterbliebene nicht Eigentümer (Miteigentümer) 
des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes war, für Einheitswerte unter 60 000 S im 
Verhältnis des maßgeblichen Einheitswertes zu dem genannten Einheitswert, 
gerundet auf volle Schilling; entsprechendes gilt auch bei der Bewertung von 
sonstigen Sachbezügen. 

(4) bis (12) unverändert. 

Richtsätze 

§ 150. (1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 2 
a) für Pensionsberechtigte aus eigener Pensionsversicherung, 

aa) wenn sie mit dem Ehegatten (der Ehegattin) im 
gemeinsamen Haushalt leben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 10 700 S, 
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GSVG - Gel t end e F ass u n g 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 
aa) nicht zutreffen ................................ 7 000 S, 

b) für Pensionsberechtigte aufWitwen(Witwer)pension . . . . . . . . . 7000 S, ' 
c) für Pensionsberechtigte aufWaisenpension: 

aa) bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres ............... 2 614 S, 
falls beide Elternteile verstorben sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 926 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Lebensjahres. . . . . . . . . . . . . . . . . 4644 S, 
falls beide Elternteile verstorben sind. . . . . . . . . . . . . . . . . . 7000S. 

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich um 746 S für jedes Kind (§ 128), dessen 
Nettoeinkommen den Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung 
des 24. Lebensjahres nicht erreicht. 

(2) An die Stelle der Richtsätze und der Richtsatzerhöhung nachAbs.l treten 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab l.Jänner 1994, die unter 
Bedachtnahme auf § 51 mit dem Anpassungsfaktor (§ 47) vervielfachten Beträge. 

(3) bis (5) unverändert~ 

VIERTER TEIL 

Aufbau der Verwaltung 

ABSCHNITT I 

Hauptstelle und Landesstellen 

§ 195. (1) Die Verwaltung des Versicherungsträgers ist durch die Hauptstelle 
und durch Landesstellen zu führen. 

(2) Die Hauptstelle ist am Sitz des Versicherungsträgers eingerichtet. Die 
HauptsteIle hat die Verwaltung des Versicherungsträgers zu führen, soweit nicht 
einzelne Aufgaben durch Gesetz oder Satzung den Landesstellen zugewiesen 
sind. 

(3) Der Versicherungsträger führt die Verwaltung durch Landesstellen in Wien 
für das Land Wien, in Linz für das Land Oberösterreich, in Salzburg für das Land 
Salzburg, in Innsbruck für das Land Tirol, in Feldkirch für das Land Vorarlberg, 
in Klagenfurt für das Land Kärnten, in Graz für das Land Steiermark und in 
Eisenstadt für das Land Burgenland. Die Landesstelle für das Land 

GSVG - Vor g e s chi ag e n e F ass u n g 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 
aa) nicht zutreffen ................................. 7 500 $, 

b) für Pensionsberechtigte auf Witwen(Witwer)pension . . . . . . . . . 7 500 S, 
c) für Pensionsberechtigte aufWaisenpension: 

aa) bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres ............... 2 801 S, 
falls beide Elternteile verstorben sind . . . . . . . .. . . . . . . . . . 4 206 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Lebensjahres. . . . . . . . . . . . . . . . . 4 976 S, 
falls beide Elternteile verstorben sind ........... :. . . . . . 7 500 S. 

Der Richtsatz gemäß lit. a erhöht sich um 799 S für jedes Kind (§ 128), dessen 
Nettoeinkommen den Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung 
des 24. Lebensjahres nicht erreicht. 

. (2) An die Stelle der Richtsätze und der Richtsatzerhöhung gemäß Abs. 1 
treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1995, die unter 
Bedachtnahme auf § 51 mit dem Anpassungsfaktor (§ 47) vervielfachten Beträge. 

(3) bis (5) unverändert. 

VIERTER TEIL 

Aufbau der Verwaltung 

ABSCHNITT I 

Haupt-, Landes- und Außenstellen 

§ 195. (1) Die Verwaltung des Versicherungsträgers ist durch die HauptsteIle, 
durch Landesstellen nach Maßgabe der Abs. 3, 5, 6 und 7 und, soweit dies nach 
Abs. 4 vorgesehen ist, durch Außenstellen zu führen. 

(2) Die HauptsteIle ist am Sitz des Versicherungsträgers eingerichtet. Die 
HauptsteIle hat die Verwaltung des Versicherungsträgers zu führen, soweit nicht 
einzelne Aufgaben durch Gesetz den Landesstellen zugewiesen sind. 

(3) Der Versicherungsträger führt die Verwaltung durch Landesstellen in'Wien 
für das Land Wien, in Linz für das Land Oberösterreich, in Salzburg für das Land 
Salzburg, in Innsbruck für das Land Tirol, in Feldkirch für das Land V orarlberg, 
in Klagenfurt für· das Land Kärnten, in Graz für das Land Steiermark und in 
Eisenstadt für das Land Burgenland. Die Landesstelle für das Land 
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GSVG - Geltende Fassung 

Niederösterreich ist nach Maßgabe des Abs. 5 in Wien und in Baden bei Wien 
eingerichtet. 

(4) Die Landesstellen haben unbeschadet des Abs.5 für den Bereich ihres 
Sprengels folgende Aufgaben zu besorgen: 

1. Entgegennahme der Meldungen; 
2. Standesführung und Kontrolle der Versicherten und Leistungsempfänger; 
3. Feststellung der Versicherungspflicht und der Versicherungsberechtigung; 
4. Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und Eintreibung der 

Beiträge sowie der Kostenanteile ; 
5. Entgegennahme von Leistungsanträgen ; 
6. Feststellung der Leistungen aus der Krankenversicherung und Mitwirkung 

an der Feststellung aller übrigen Leistungen sowie Vorlage der 
Leistungsanträge an den zur Entscheidung zuständigen Verwaltungskör­
per; 

7. Gewährung von Leistungen aus dem Unterstützungsfonds, soweit sie den 
Landesstellen durch die Satzung übertragen ist; 

8. Mitwirkung an der Durchführung der Rehabilitation und der Maßnahmen 
der Gesundheitsvorsorge sowie zur Festigung der Gesundheit; 

9. Mitw:irkung bei der Durchführung der Gesamtverträge und der damit 
verbundenen Kontroll- und Verrechnungstätigkeit; 

10. Bestellung von Bevollmächtigten zur Vertretung des Versicherungsträgers 
bei den für ihren Sprengel in Betracht kommenden Landes(Kreis)gerichten 
als Arbeits- und Sozialgerichte bzw. dem Arbeits- und Sozialgericht Wien, 
dem Oberlandesgericht und dem Landeshauptmann sowie bei anderen 
Behörden für das in Betracht kommende Land; 

11. Verwaltung des Liegenschaftsvermögens der aufgelösten Gewerblichen 
Selbständigenkrankenkassen, die im Bereich ihres Sprengels ihren Sitz 
hatten. 

(5) Die Landesstelle für Niederösterreich hat an ihrem Sitz in Baden bei Wien 
für den Bereich ihres Sprengels folgende Aufgaben zu besorgen: 

1. im Bereich der Kranken- und Pensionsversicherung 
a) Standesführung der Versicherten;· 
b) Feststellung der Versicherungspflicht und der Versicherungsberechti­

gung; 
c) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und Eintreibung der 

Beiträge; 
2. im Bereich der Krankenversicherung 

GSVG - Vor g e s chI ag e n e F ass u n g 

Niederösterreich ist nach Maßgabe des Abs. 6 in Wien und in Baden bei Wien 
eingerichtet. 

(4) Der Versicherungsträger kann, soweit. eine im Verhältnis zu den 
Versicherten örtlich nahe Verwaltung zweckmäßig ist, Außenstellen einrichten. 

(5) Die Landesstellen haben unbeschadet des Abs.6 für den Bereich ihres 
Sprengels folgende Aufgaben zu besorgen: 

1. Entgegennahme der Meldungen; 

2. Standes führung und Kontrolle der Versicherten und Leistungsempfänger ; 
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GSVG ~ Gel t end e F ass u n g 

a) Entgegennahme der Meldungen und Kontrolle der Versicherten und 
Leistungsempfänger ; 

b) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und Eintreibung der 
Kostenanteile ; 

c) Entgegennahme von Leistungsanträgen und Feststellung der Leistungen. 

Die Besorgung aller übrigen den Landesstellen gemäß Abs. 4 zustehenden 
Aufgaben hat die Landesstelle für Niederösterreich an ihrem Sitz in Wien 
vorzunehmen. Die Satzung des Versicherungsträgers kann auf Antrag des 
Landesstellenausschusses für Niederösterreich bestimmen, daß alle oder 
bestimmte der unter Z 1 und 2 genannten Aufgaben der Landesstelle an 
ihrem Sitz in Wien besorgt werden, wenn dies der Verwaltungsvereinfa­
churtg dient und Interessen der Versicherten nicht entgegenstehen. 

\,/1 

(6) Durch die Satzung können auch andere als die in Abs. 4 angeführten 
Angelegenheiten wegen eines besonderen Naheverhältnisses zu den Versicherten 
den Landesstellen übertragen werden. 

GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

3. Feststellung der Versicherungspflicht und der Versicherungs berechtigung; 
4. Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und Eintreibung der 

Beiträge sowie der Kostenanteile; 
5. Entgegennahme von Leistungsanträgen; 
6. Feststellung der Leistungen aus der Krankenversicherung und Mitwirkung 

an der Feststellung aller übrigen Leistungen sowie Vorlage der 
Leistungsanträge an den zur Entscheidung zuständigen Verwaltungskör­
per; 

7. Mitwirkung an der Durchführung der Rehabilitation und der Maßriahmen 
der Gesundheitsvorsorge sowie zur Festigung der Gesundheit; 

8. Mitwirkung bei der Durchführung der Gesamtverträge und der damit 
verbundenen Kontroll- und Verrechnungstätigkeit; 

9. Bestellung von Bevolh;nächtigten zur Vertretung des Versicherungsträgers 
bei den für ihren Sprengel in Betracht kommenden Landesgerichten als 
Arbeits- und Sozialgerichte bzw. dem Arbeits- und Sozialgericht Wien, 
dem Oberlandesgericht und dem Landeshauptmann sowie bei anderen 
Behörden für das in Betracht kommende Land; 

1 O. Verwaltung des Liegenschaftsvermögens der aufgelösten Gewerblichen 
Selbständigenkrankenkassen, die im Bereich ihres Sprengels ihren Sitz 
hatten. 

(6) Die Landesstelle für Niederösterreich hat an ihrem Sitz in Baden bei Wien 
für den Bereich ihres Sprengels folgende Aufgaben zu besorgen: 
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GSVG - Geltende Fassung 

(7) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstelle richtet sich nach dem Standort 
des Betriebes bzw. in Ermangelung eines solchen nach dem Wohnsitz des 
Versicherten. . 

(8) Auftraggeber im Sinne des § 3 Z 3 des Datenschutzgesetzes, BGBI. 
Nr. 565/1978, ist hinsichtlich der in den Abs.4 bis 7 genannten Aufgaben stets die 
HauptsteIle des VersicherungSträgers. 

ABSCHNITT II 

Verwaltungskörper 

Arten der Verwaltungskörper 

§ 196. (1) Die Verwaltungskörper des Versicherungsträgers sind: 
1. die Hauptversammlung; 
2. der Vorstand; 
3. der Überwachungsausschuß; 
4. der Pensionsausschuß sowie der Rehabilitationsausschuß bzw., wenn gemäß 

Abs. 2 mehrere Pensionsausschüsse errichtet werden, die Pensionsaus­
schüsse; 

GSVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

1. im Bereich der Kranken- und Pensionsversicherung 
a) Standesführung der Versicherten; 
b) Feststellung der Versicherungspflicht und der Versicherungsberechti­

gung; 
c) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und Eintreibung der 

Beiträge; 
2. im Bereich der Krankenversicherung 

a) Entgegennahme der Meldungen und Kontrolle der Versicherten und 
Leistungsempfänger ; 

b) Mitwirkung an der Vorschreibung, Einhebung und Eintreibung der 
Kostenanteile ; 

c) Entgegennahme von Leistungsanträgen und Feststellung der Leistungen. 
Die Besorgung aller übrigen den Landesstellen gemäß Abs. 5 zustehenden 
Aufgaben hat die Landesstelle für Niederösterreich an ihrem Sitz in Wien 
vorzunehmen. 

(7) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstelle richtet sich nach dem Standort 
des Betriebes bzw. in Ermangelung eines solchen nach dem Wohnsitz des 
Versicherten. 

(8) Auftraggeber im Sinne des § 3 Z 3 des Datenschutzgesetzes, 
BGBI. Nr. 565/1978, ist hinsichtlich der in den Abs. 5 und 6 genannten Aufgaben 
stets die HauptsteIle des Versicherungsträgers. 

(9) Die den Landesstellen nach den am 31. Dezember 1993 in Geltung 
stehenden Satzungsbestimmungen übertragenen Aufgaben gelten ab 1. Jän­
ner 1994 als durch den Vorstand gemäß § 207 Abs.l übertragene Obliegenheiten. 

ABSCHNITT II 

Verwaltungskörper 

Arten der Verwaltungskörper 

§ 196. Die Verwaltungskörper des Versicherungsträgers sind 
1. der Vorstand; 
2. die Generalversammlung; 
3. die Kontrollversammlung; 
4. die Landesstellenausschüsse. 
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GSVG - Geltende Fassung 

5. die Landesstellenausschüsse. 

(2) Am Sitz des Versicherungsträgers ist für das gesamte Gebiet der Republik 
Österreich ein Pensions ausschuß zu errichten. Durch die Satzung kann bestimmt 
werden, daß nach Bedarf auch mehrere Pensionsausschüsse am Sitz des 
Versicherungsträgers für das gesamte Gebiet der Republik Österreich errichtet 
werden. 

(3) Am Sitz des Versicherungsträgers ist für das gesamte Gebiet der Republik 
Österreich ein Rehabilitationsausschuß zu errichten. 

Versicherungsvertreter 

§ 197. (1) Die Verwaltungskörper bestehen, soweit in diesem Bundesgesetz 
nichts anderes vorgesehen ist, aus Vertretern der Versicherten. 

(2) Versicherungsvertreter können nur österreichische Staatsbürger sein, die 
nicht vom Wahlrecht in die gesetzgebenden Organe ausgeschlossen sind, am Tag 
der Berufung das 24. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnort oder Betriebssitz 
im Gebiet der Republik Österreich haben. Sie müssen entweder. seit mindestens 
sechs Monaten in Österreich eine die Pflichtversicherung in der Kranken- bzw. 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz begründende selbständige 
Erwerbstätigkeit ausüben oder Vorstandsmitglieder oder Bedienstete einer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung oder einer Berufsvereinigung der nach 
diesem Bundesgesetz pflichtversicherten selbständig Erwerbstätigen sein. 

(3) Jeder Versicherungsvertreter muß, sofern es sich nicht um ein 
Vorstandsmitglied oder um einen Bediensteten einer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung oder einer Berufsvereinigung der nach diesem Bundesgesetz 
pflichtversicherten selbständig Erwerbstätigen handelt, im Zeitpunkt seiner 
Entsendung dem Versicherungsträger als Pflichtversicherter oder als freiwillig 
Versicherter angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungskörpers darf in diesem mehr als eine 
Stimme führen. 

(5) Die Mitglieder der Verwaltungskötper versehen ihr Amt auf Grund einer 
öffentlichen Verpflichtung als Ehrenamt; ihre Tätigkeit in Ausübung dieses 
Amtes begründet kein Dienstverhältnis zum Versicherungsträger. Den 
Mitgliedern der Verwaltungskörper, ferner den aus ihrer Funktion ausgeschiede-

GSVG - Vor ge sc h lag e n e Fa s s u n g 

Versicherungsvertreter 

§ 197. (1) Die Verwaltungskörper bestehen aus Vertretern der Versicherten 
(Versicherungsvertreter). 

(2) Versicherungsvertreter können nur österreichische Staatsbürger sein, die 
nicht vom Wahlrecht in die gesetzgebenden Organe ausgeschlossen sind, am Tag 
der Berufung das 19. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnort oder Betriebssitz 
im Gebiet der Republik Österreich haben. Sie müssen entweder seit mindestens 
sechs Monaten in Österreich eine die Pflichtversicherung in der Kranken- bzw. 
Pensionsversicherung nach diesem. Bundesgesetz begründende selbständige 
Erwerbstätigkeit ausüben oder Vorstandsmitglieder oder Bedienstete einer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung oder einer Berufsvereinigung der nach 
diesem . Bundesgesetz pflichtversichenen selbständig Erwerbstätigen sein. 

(3) Jeder Versicherungsvertreter muß, sofern es sich nicht um ein 
Vorstandsmitglied oder um einen Bediensteten einer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung oder einer Berufsvereinigung der nach diesem Bundesgesetz 
pflichtversicherten selbständig Erwerbstätigen handelt, im Zeitpunkt seiner 
Entsendung dem Versicherungsträger als Pflichtversicherter oder als freiwillig 
Versicherter angehören. 

(4) Kein Mitglied eines Verwaltungs körpers darf in diesem mehr als eine 
Stimme führen. 

(5) Die Tätigkeit als Mitglied eines Verwaltungskörpers erfolgt auf Grund 
einer öffentlichen VerpfIichtung und begründet kein Dienstverhältnis zum 
Versicherungsträger. Hiefür gebühren Entschädigungen nach folgenden 
Grundsätzen: 
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GSVG - Gel t end e Fa s s u n g 

nen Obmännern, Obmann-Stellvertretern, Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stell­
vertretern des Überwachungsausschusses, Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stell­
vertretern der Landesstellenausschüsse sowie den Hinterbliebenen der genannten 
Funktionäre können jedoch Entschädigungen gewährt werden. Die Entscheidung 
über die Gewährung der Entschädigungen sowie über ihr Ausmaß obliegt dem 
Vorstand. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat hiefür nach Anhörung 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger Grundsätze 
aufzustellen und für verbindlich zu erklären; in diesen Grundsätzen sind 
einheitliche Höchstsätze für Reisekostenentschädigungen und Sitzungsgelder 
sowie unter Berücksichtigung des örtlichen Wirkungsbereiches, der Zahl der 
Versicherten und der Dauer der Funktionsausübung 

a) Höchstsätze für die Funktionsgebühren der Mitglieder der Verwaltungs­
körper festzusetzen und 

b) das Höchstausmaß und die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Entschädigungen an ausgeschiedene Funktionäre bzw. deren Hinterblie­
bene in der Weise zu regeln, daß die Gewährung der Entschädigung unter 
Bedachtnahme auf die Richtlinien für die pensionsrechtlichen Verhältnisse 
der Sozialversicherungsbediensteten von der Erreichung eines bestimmten 
Anfallsalters sowie von einer Mindestdauer der Ausübung der Funktion 
abhängig gemacht wird; ferner ist vorzusehen, daß auf die Entschädigung 
alle Einkünfte des ausgeschiedenen Funktionärs bzw. der Hinterbliebenen 

fmit Ausnahme der Pension aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
anzurechnen sind; nicht anzurechnen ist' ferner ein Ruhe- oder 
Versorgungsgenuß von einer öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaft, 
insoweit er nach Art und Ausmaß mit einer Pension aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung vergleichbar ist. 

§ 76 Abs. 4 gilt entsprechend. 

GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben Anspruch auf Ersatz der 
Reise- und Aufenthaltskosten gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 der Reisegebührenvor­
schrift 1955, BGBI. Nr. 133. 

2. Der Obmann und die Obmann-Stellvertreter, der Vorsitzende und der 
Vorsitzende-Stellvertreter der Kontrollversammlung und die Vorsitzenden 
und Vorsitzenden-Stellvertreter der Landesstellenausschüsse haben An­
spruch auf Funktionsgebühren. Das Nähere hat der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales nach Anhörung des Hauptverbandes durch Verordnung 
unter Bedachtnahme auf den örtlichen Wirkungsbereich, die Zahl der 
Versicherten des Versicherurtgsträgers und eine Mindestdauer der Funktion 
zu bestimmen; dabei darf die für einen Monat zustehende Funktionsgebühr 
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(6) Bedienstete eines Versicherungsträgers und des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger sowie Personen, die auf Grund einer 
von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen in regelmäßigen 
geschäftlichen Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren Vermögen der 
Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, sind von der Entsendung in 
das Amt eines Versicherungsvertreters ausgeschlossen. 

(7) Aufgehoben. 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 198. (1) Die Versicherungsvertreter sind von den sachlich zuständigen 
gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach diesem Bundesgesetz Versicher­
ten in die Verwaltungskörper des Versicherungsträgers zu entsenden. Bestehen 
solche Interessenvertretungen nicht, so sind die Versicherungsvertreter vom 
Bundesminister für Arbeit und Soziales zu entsenden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat die auf die einzelnen 
entsendeberechtigten Stellen entfallende Zahl von Versicherungsvertretern unter 
Bedachtnahme auf die Zahl der Versicherten in den den einzelnen Stellen 
zugehörigen Versichertengruppen festzusetzen. Die Zahl der Versicherten ist auf 
Grund einer i~ Monat Juli des der Neubestellung der Verwaltungskörper 
zweitvorangegangenen Kalenderjahres durchzuführenden Stichtagserhebung zu 
ermitteln. Die Berechnung der auf die einzelnen Stellen entfallenden Zahl von 
Versicherungsvertretern hat nach dem System d'Hondt zu erfolgen. Die 
Wahl zahl ist in Dezimalzahlen zu errechnen. Haben nach dieser Berechnung 
mehrere Stellen den gleichen Anspruch auf einen Versicherungsvertreter,so 
.entscheidet das Los. Die Auf teilung gilt jeweils für die betreffende Amtsda~er. 
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90 vH des Betrages nicht übersteigen, der dem Anfangsbezug ewes 
Mitgliedes des Nationalrates entspricht. 

3. Die Mitglieder der Verwaltungskörper, soweit sie nicht unter Z2 fallen, 
haben Anspruch auf Sitzungsgeld, dessen Höhe durch Verordnung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales nach Anhörung des Hauptverban­
des festzusetzen ist. 

§ 76 Abs. 4 ist anzuwenden. 

(6) Bedienstete eines Versicherungsträgers und des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger sowie Personen, die auf Grund einer 
von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen in regelmäßigen 
geschäftlichen Beziehungen stehen, ferner Personen, über deren Vermögen ein 
Insolvenzverfahren eröffnet ist, sind von der Entsendung in das Amt eines 
Versicherungsvertreters ausgeschlossen. 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 198. (1) Die Versicherungsvertreter sind von den sachlich zuständigen 
gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach diesem Bundesgesetz Versicher­
ten nach ihrer fachlichen Eignung in die Verwaltungs körper des Versicherungs­
trägers zu entsenden. Bestehen solche Interessenvertretungen nicht, so sind die 
Versicherungsvertreter vom Bundesminister für Arbeit und Soziales zu entsenden. 
Die gleichzeitige Entsendung ein und derselben Person als Versicherungsvertre­
ter sowohl in die Kontrollversammlung als auch in die Generalversammlung 
desselben Versicherungsträgers ist unzulässig. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und . Soziales hat die auf die einzelnen 
entsendeberechtigten Stellen entfallende Zahl von Versicherungsvertretern unter 
Bedachtnahme auf die Zahl der in der Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz pflichtversicherten in den den einzelnen Stellen zugehörigen 
Versichertengruppen festzusetzen. Die Zahl der Pflichtversicherten ist auf Grund 
einer im Monat Juli des der Neubestellung der Verwaltungskörper 
zweitvorangegangenen Kalenderjahres durchzuführenden Stichtagserhebung zu 
ermitteln. Die Berechnung der auf die einzelnen Stellen entfallenden Zahl von 
Versicherungsvertretern hat unter Berücksichtigung des § 203 Abs. 2 nach dem 
System d'Hondt zu erfolgen. :pie Wahlzahl ist ungerundet zu errechnen. Haben 
nach dieser Berechnung mehrere Stellen den gleichen Anspruch auf einen 
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(3) Der Bundesminister :für Arbeit und Soziales hat die in Betracht kommenden 
entsendeberechtigten Stellen aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer 
angemessenen Frist, die mindestens einen Monat zu betragen hat, zu entsenden: 
Werden die Vertreter innerhalb dieser Frist nicht entsendet, so hat sie der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales zu bestellen, ohne an einen Vorschlag 
gebunden zu sein. 

(4) Vor Aufteilung der Zahl der Versicherungsvertreter im Sinne des Abs. 2 ist 
den in Betracht kommenden entsendeberechtigten Stellen Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

(5) Für jedes Mitglied eines Verwaltungskörpers ist gleichzeitig mit dessen 
Bestellung und auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu bestellen. Dieser hat das 
Mitglied zu vertreten, wenn es an der Ausübung seiner Funktion verhindert ist. 
Für die Mitglieder des Pensionsausschusses (der Pensionsausschüsse) können 
nach Bedarf auch mehrere Stellvertreter bestellt werden. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter dauernd aus, so hat die Stelle, 
die d~n Ausgeschiedenen bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein neues 
Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. Bis zur Bestellung des neuen 
Mitgliedes gilt Abs.5 zweiter Satz entsprechend. Ist die Bestellung des neuen 
Mitgliedes (Stellvertreters) durch eine Enthebung des ausgeschiedenen 
Mitgliedes (Stellvertreters) von seinem Amt (§ 200) erforderlich geworden und 
tritt nachträglich die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so 
erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der Bestellung 
des neuen Mitgliedes (Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 199. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) darf nur aus 
wichtigen Gründen abgelehnt werden. Nach mindestens zweijähriger Amtsfüh­
rung kann eine Wiederbestellung für die nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) hat von der Annahme seiner 
Bestellung (§ 198) den Versicherimgsträger nachweislich in Kenntnis zu setzen 
und ist unbeschadet des § 202 zweiter Satz ab dem Zeitpunkt des Einlangens 
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Versicherungsvertreter, so entscheidet das Los. Die Auf teilung gilt jeweils für die 
betreffende Amtsdauer. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat die in Betracht kommenden 
entsendeberechtigten Stellen aufzufordern, die Vertreter innerhalb einer 
angemessenen Frist, die mindestens einen Monat zu betragen hat, zu entsenden. 
Werden die Vertreter innerhalb dieser Frist nicht entsendet, so hat sie der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales zu bestellen, ohne an einen Vorschlag 
gebunden zu sein. 

(4) Vor Auf teilung der Zahl der Versicherungsvertreter im Sinne des Abs. 2 ist 
den \ in Betracht kommenden entsende berechtigten Stellen Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

(5) Für jeden Versicherungsvertreter ist gleichzeitig mit dessen B~stellung und 
auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu bestellen. Der bestellte Stellvertreter hat das 
Mitglied zu vertreten, wenn es an der Ausübung seiner Funktion in 
Verwaltungskörpern oder Ausschüssen verhindert ist. Mitglieder von Verwal­
tungskörpern oder Ausschüssen können ihre Stellvertretung im Einzelfall auch 
einem Mitglied der Generalversammlung übertragen. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter dauernd aus, so hat'die Stelle, 
die den Ausgeschiedenen bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer 1 ein neues 
Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. Bis zur Bestellung des neuen 
Mitgliedes gilt Abs. 5 zweiter Satz. Ist die Bestellung des neuen Mitgliedes 
(Stellvertreters) durch eine Enthebung des ausgeschiedenen Mitgliedes 
(Stellvertreters) von seinem Amt (§ 200) erforderlich geworden und tritt 
nachträglich die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen 
mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der Bestellung des neuen 
Mitgliedes (Stellvertreters). 

Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 199. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) darf nur aus 
wichtigen Gründen abgelehnt werden. Nach mindestens zweijähriger Amtsfüh­
rung kann eine Wiederbestellung für die nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) hat von der Annahme seiner 
Bestellung (§ 198) den Versicherungsträger nachweislich in Kenntnis zu setzen 
und ist unbeschadet des § 202 zweiter Satz ab dem Zeitpunkt des Einlangens 

..... ..., 
'I 
'i:> 
0-
(1) ... 
t:I:I 
~. 

~ 
(1) 

;:l 

..., 
'-D 

1379 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
39 von 69

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



GSVG - Geltende Fassung 

dieser Mitteilung beim Versicherungsträger zur Ausübung seines Amtes ab dem 
Zeitpunkt, ab dem er bestellt ist, berechtigt. 

Enthebung von 'versicherungsvertreteru (Stellvertretern) 

§ 200. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) ist seines Amtes zu 
entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine Bestellung ausschließen würden; 
2. wenn sich der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seinen Pflichten 

entzieht; 
3. unbeschadet der Bestimmung des § 197 Abs. 2 zweiter Satz, wenn ein 

Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seit mehr als drei Monaten aufgehört 
hat, der Gruppe der Versicherten anzugehören, für die er bestellt wurde; 

4. wenn ein wichtiger persönlicher Grund zur Enthebung vorliegt und der 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine Enthebung unter Berufung 
darauf beantragt; 

5. wenn einer der im § 197 Abs. 6 genannten Ausschließungsgründe nach der 
Entsendung eingetreten ist. 

Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters (Stellvertreters) gemäß Z 4 
oder 5 ist die zur Entsendung berufene Stelle anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes und der Vorsitzenden des Überwachungs­
ausschusses und der Landesstellenausschüsse sowie deren Stellvertreter steht dem 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde, die der sonstigen 
Mitglieder des Überwachungsausschusses dem Vorsitzenden dieses Ausschusses, 
die der sonstigen Versicherungsvertreter (Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde kann 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter) auf begründeten Antrag der zur 
Entsendung berufenen Stelle ihres Amtes entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) gemäß 
Abs. 1 Z 1 bis 3, Abs. 2 und 3 ist diesem Gelegenheit zur Äußerung zu geben und 
gleichzeitig die zur Entsendung berufene Stelle zu verständigen. Dem vom 
Obmann oder vom Vorsitzenden des Überwachungs ausschusses Enthobenen 
steht das Recht der Beschwerde zu. Sie ist binnen zwei Wochen nach Zustellung 
des Beschlusses über die Enthebung beim Bundesminister für Arbeit und Soziales 
als Aufsichtsbehörde einzubringen. Dieser entscheidet endgültig. 
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dieser Mitteilung beim Versicherungsträger zur Ausübung seines Amtes ab dem 
. Zeitpunkt, ab dem er bestellt ist, berechtigt. 

Enthebung von Versicherungsvertretern (Stellvertretern) 

§ 200. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertreter) ist seines Amtes zu 
entheben: 

1. wenn Tatsachen bekannt werden, die seine Bestellung ausschließen würden; 
2. wenn der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine Pflichten verletzt; 

3. unbeschadet der Bestimmung des § 197 Abs. 2 zweiter Satz, wenn ein 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seit mehr als drei Monaten aufgehört 
hat, der Gruppe der Versicherten anzugehören, für die er bestellt wurde; 

4. wenn ein wichtiger persönlicher Grund zur Enthebung vorliegt und der 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter) seine Enthebung unter, Berufung 
darauf beantragt; " 

5. wenn einer der im § 197 Abs.6 genannten Ausschließungsgründe nach der 
Entsendung eingetreten ist. 

Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters (Stellvertreters) gemäß Z 4 
oder 5 ist die zur Entsendung berufene Stelle anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes, des Vorsitzenden der Kontrollversammlung 
und der Landesstellenausschüsse sowie deren Stellvertreter· steht dem 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde, die der sonstigen 
Mitglieder der Kontrollversammlung dem Vorsitzenden dieserVersammlung, die 
der sonstigen Versicherungsvertreter (Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde kann 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter) auf begründeten Antrag der zur 
Entsendung berufenen Stelle ihres Amtes entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertreters (Stellvertreters) gemäß 
Abs. 1 Z 1 bis 3, Abs. 2 und 3 ist diesem Gelegenheit zur Äußerung zu geben und 
gleichzeitig die zur Entsendung berufene Stelle zu verständigen. Dem vom 
Obmann oder vom Vorsitzenden der Kontrollversammlung Enthobenen steht das 
Recht der Beschwerde zu. Sie ist binnen zwei Wochen nach Zustellung des 
Beschlusses über die Enthebung beim Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde einzubringen. Dieser entscheidet endgültig. 
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(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat dem 
Antrag einer zur Entsendung berufenen gesetzlichen beruflichen Vertretung auf 
Enthebung der von dieser entsendeten Versicherungsvertreter (Stellvertreter) zu 
entsprechen, wenn der Antrag aus dem Grunde der Neuwahl in die betreffende 
gesetzliche berufliche Vertretung innerhalb von sechs Monaten nach der 
Neuwahl gestellt wird. In diesem Fall entfällt die Anhörung der zu enthebenden 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter). 

(6) Ist das Mitglied eines Verwaltungskörpers gleichzeitig auch Mitglied eines 
anderen Verwaltungskörpers beim Versicherungsträger (§ 203 Abs. 2), so 
erstreckt sich die Enthebung auch auf das Amt im anderen Verwaltungskörper. 

(7) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen, die die 
entsendeberechtigte Stelle zur Entsendung eines neuen Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) aufzufordern hat. 

(8) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) von seinem Amt kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine 
Aufhebung der Entscheidung über die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) wirkt nicht zurück. 

Pflichten und Haftung der Versicherungsvertreter 

§ 201. Die Mitglieder der Verwaltungs körper des Versicherun~strägers haben 
bei der Ausübung ihres Amtes die Gesetze der Republik Osterreich, die 
Satzungen des Versicherungsträgers und die darauf beruhenden sonstigen 
Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur Amtsverschwiegenheit sowie zur 
gewissenhaften und unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie haften 
unbeschadet der Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes für jeden Schaden, der 
dem Versicherungsträger aus der Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst. Der 
Versicherungsträger kann auf Ansprüche aus der Haftung nur mit Genehmigung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde verzichten. 
Macht der Versicherungsträger trotz mangelnder Genehmigung die Haftung 
nicht geltend, so kann der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde die Haftung an Stelle und auf Kosten des Versicherungsträgers 
geltend machen. 

Amtsdauer 

§ 202. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper währt jeweils fünf Jahre. Nach 
Ablauf der Amtsdauer hat der alte Verwaltungskörper die Geschäfte so lange 
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(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat dem 
Antrag einer zur Entsendung berufenen gesetzlichen beruflichen Vertretung auf 
Enthebung der von dieser entsendeten Versicherungsvertreter (Stellvertreter) zu 
entsprechen, wenn der Antrag aus dem Grunde der Neuwahl in die betreffende 
gesetzliche berufliche Vertretung innerhalb von sechs Monaten nach der 
Neuwahl gestellt wird. In diesem Fall entfällt die Anhörung der zu enthebenden 
Versicherungsvertreter (Stellvertreter). 

(6) Ist das Mitglied eines Verwaltungs körpers gleichzeitig auch Mitglied eines 
anderen Verwaltungskörpers beim Versicherungsträger (§ 203 Abs. 2), so 
erstreckt sich die Enthebung auch auf das Amt in anderen Verwaltungskörpern. 

(7) Von einer Enthebung ist die Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen, die die 
entsendeberechtigte Stelle zur Entsendung eines neuen Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) aufzufordern hat. 

(8) Der Beschwerde gegen die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) von seinem Amt kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine 
Aufhebung der Entscheidung über die Enthebung eines Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) wirkt nicht zurück. 

Pflichten und Haftung der Versicherungsvertreter 

§ 201. Die Mitglieder der Verwaltungskörper des Versicherungsträgers haben 
bei der Ausübung ihres Amtes die Gesetze der Republik Österreich, die Satzung 
des Versicherungsträgers und die darauf beruhenden sonstigen Rechtsvorschrif­
ten zu beachten. Sie sind zur Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften 
und unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie haften unbeschadet 
der Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes für jeden Schaden, der dein 
Versicherungsträger aus der Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst. Der 
Versicherungsträger kann auf Ansprüche aus der Haftung nur mit Genehmigung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde verzichten. 
Macht der Versicherungsträger trotz mangelnder Genehmigung die Haftung 
nicht geltend, so kann der Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde die Haftung an Stelle und auf Kosten des Versicherungsträgers 
geltend machen. 

Amtsdauer 

§ 202. Die Amtsdauer der Verwaltungskörper währt jeweils fünf Jahre. Nach 
Ablauf der Amtsdauer hat der alte Verwaltungskörper die Geschäfte so lange 
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weiterzuführen, bis der neue Verwaltungskörper zusammentritt. Die Zeit der 
Weiterführung der Geschäfte durch den alten Verwaltungs körper zählt auf die 
fünf jährige Amtsdauer des neuen Verwaltungskörpers. 

Zusammensetzung der Verwaltungskörper 

§ 203. (1) Die Zahl der Versicherungsvertreter beträgt: 
1. in der Hauptversammlung ................................... 120, 
2. im Vorstand. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30, 
3. im Überwachungsausschuß . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12, 
4. in jedem Landesstellenausschuß . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes, d~s Überwachungsausschusses und der 
Landesstellenauschüsse sowie die Versicherungsvertreter im Pensionsausschuß 
(in den. Pensionsausschüssen) und im Rehabilitationsausschuß gehören 
gleichzeitig der Hauptversammlung an. Ihre Zahl ist auf die Zahl der 
Versicherungsvertreter in der Hauptversammlung in der Gruppe anzurechnen, 
der sie im Vorstand bzw. im Überwachungsausschuß, Landesstellenausschuß 
oder Pensionsausschuß bzw. Rehabilitationsausschuß angehören. Die Vorsitzen­
den der Landesstellenausschüsse sind gleichzeitig Mitglieder des Vorstandes. 

(3) Der Pensionsausschuß (bei Errichtung mehrerer Pensionsausschüsse jeder 
Pensions ausschuß) sowie der Rehabilitationsausschuß bestehen aus zwei 
Vertretern der Versicherten, die weder dem Vorstand noch den Landesstellenaus­
schüssen angehören dürfen, und einem vom Obmann für alle oder für jeweils im 
vorhinein festgelegte Angelegenheiten des Ausschusses bestimmten Bediensteten 
des Versicherungsträgers. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 204. (1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung und im Vorstand hat der vom 
Vorstand auf dessen Amtsdauer gewählte Obmann zu führen. Der Obmann muß 
der Anstalt nicht als Versicherter angehören. 

(2) Gleichzeitig mit dem Obmann sind zwei Stellvertreter zu wählen. Die 
Bestimmung des zweiten Satzes des Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden. 
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weiterzuführen, bis der neue Verwaltungskörper zusammentritt. Die Zeit der 
Weiterführung der Geschäfte durch den alten Verwaltungskörper zählt auf die 
fünf jährige Amtsdauer des neuen Verwaltungskörpers. 

Zusammensetzung der Verwaltungskörper 

§ 203. (1) Die Zahl der Versicherungs~ertreter beträgt: 
1. in der Generalversammlung ............. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 60, 
2. im Vorstand ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 14, 
3. in der Kontrollversammlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9, 
4. in jedem Landesstellenausschuß . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 5. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes und der Landesstellenausschüsse gehören 
gleichzeitig der Generalversammlung an. Ihre Zahl ist auf die Zahl der 
Versicherungsvertreter in der Generalversammlung in der Gruppe anzurechnen, 
der sie im Vorstand und in den Landesstellenausschüssen angehören. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 204. (1) Den Vorsitz im Vorstand und in der Generalversammlung hat der 
vom Vorstand auf dessen Amtsdauer gewählte Obmann zu führen. Der Obmann 
ist aus der Mitte des Vorstandes zu wählen. Für die Wahl ist die einfache 
Mehrheit aller Versicherungsvertreter im Vorstand erforderlich.. 

(2) Im Anschluß an die Wahl des Obmannes sind für diesen aus der Mitte des 
Vorstandes zwei Stellvertreter zu wählen. 
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(3) Den Vorsitzenden des überwachungsausschusses hat der Ausschuß aus 
seiner Mitte zu wählen. Gleichzeitig ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden zu 
wählen. 

(4) Die Landesstellenausschüsse haben aus ihrer Mitte die Vorsitzenden zu 
wählen. Gleichzeitig sind zwei Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. Die. 
Wahl kann auf einen Stellvertreter des Vorsitzenden beschränkt werden, wenn 
die Erfüllung der Geschäftsführungsaufgaben (§ 210) auch im Falle der 
Verhinderung des Vorsitzenden und seines Stellvertreters sichergestellt wird. 

(5) Die gewählten Vorsitzenden von Verwaltungskörpern und ihre 
Stellvertreter sind ab dem Zeitpunkt, für den sie gewählt wurden, Zur Ausübung 
ihrer Funktionen berechtigt, sobald sie die Annahme ihrer Wahl dem zur Wahl 
berufenen Verwaltungskörper ausdrücklich erklärt haben. 

(6) Scheidet der Vorsitzende (Stellvertreter des Vorsitzenden) eines 
Verwaltungskörpers infolge einer Enthebung von seinem Amt als Versicherungs­
vertreter (§ 200) aus und tritt nachträglich die Entscheidung über diese 
Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen 
Wirkungen einer bereits erfolgten Wahl seines Nachfolgers, und es ist neuerlich 
eine entsprechende Wahl durchzuführen. 

(7) Den Vorsitz im Pensionsausschuß und im Rehabilitationsausschuß hat 
abwechselnd einer der beiden Vertreter der Versicherten zu führen. 

Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 205. Der Obmann, die Vorsitzenden des überwachungsausschusses sowie 
der Landesstellenausschüsse und deren Stellvertreter sind von der Aufsichtsbe­
hörde, die übrigen Versicherungsvertreter vom Obmann bzw. vom vorläufigen 
Verwalter anzugeloben und dabei nachweislich auf ihre Pflichten gemäß § 201 
hinzuweisen. 

ABSCHNITT III 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben der Hauptversammlung 

§ 206. (1) Die Hauptversammlung hat jährlich mindestens einmal zusammen­
zutreten. Sie ist vom Vorstand einzuberufen. Ihr ist jedenfalls vorbehalten: 

GSVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

(3) Den Vorsitzenden der Kontrollversammlung hat die Versammlung aus 
ihrer Mitte zu wählen. Im Anschluß daran ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden 
zu wählen. 

(4) Den Vorsitzenden des Landesstellenausschusses hat dieser Ausschuß aus 
seiner Mitte zu wählen. Im Anschluß daran ist ein Stellvertreter des Vorsitzenden 
zu wählen. 

(5) Der gewählte Obmann und die sonstigen Vorsitzenden von Verwaltungs­
körpern sowie ihre Stellvertreter sind, wenn sie die Annahme der Wahl dem zur 
Wahl berufenen Verwaltungskörper ausdrücklich erklärt haben, sofort oder ab 
einem anläßlich der Wahl vom Verwaltungskörper festgelegten Zeitpunkt zur 
Ausübung ihrer Funktion berechtigt. 

(6) Scheidet ein Vorsitzender (Stellvertreter) eines Verwaltungskörpers infolge 
einer Enthebung von seinem Amt als Versicherungsvertreter (§ 200) aus und tritt 
nachträglich die Entscheidung über diese Enthebung außer Kraft, so erlöschen 
mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer bereits erfolgten 
Wahl seines Nachfolgers, und es ist neuerlich eine entsprechende Wahl 
durchzuführen. 

Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 205. Der Obmann und die sonstigen Vorsitzenden der Verwaltungskörper 
sowie ihre Stellvertreter sind von der Aufsichtsbehörde, die übrigen 
Versicherungsvertreter vom Obmann bzw. vom vorläufigen Verwalter 
anzugeloben und dabei nachweislich auf ihre Pflichten gemäß § 201 hinzuweisen. 

ABSCHNITT III 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben der Generalversammlung 

§ 206. (1) Die Generalversammlung hat jährlich mindestens einmal 
zusammenzutreten. Sie ist vom Vorstand einzuberufen. Ihr ist vorbehalten: 
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1. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag (Haushaltsplan); 
2. die Beschlußfassung über den aus dem Rechnungsabschluß und den 

statistischen Nachweisungen bestehenden Jahresbericht des Vorstandes und 
über die Entlastung des Vorstandes sowie der ständigen Ausschüsse gemäß 
§ 225 Abs. 2; 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen an den Unterstützungs­
fonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und deren Änderung; 
5. die Entscheidung über die Verfolgung von Ansprüchen, die dem 

Versicherungsträger gegen Mitglieder der Verwaltungskörper aus deren 
Amtsführung erwachsen, und die Bestellung der zur Verfolgung dieser 
Ansprüche Beauftragten. 

(2) Über die im Abs. 1 Z 2 und 4 genannten Gegenstände' kann nur mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß gefaßt 
werden. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde kann 
eine vorläufige Verfügung treffen, wenn innerhalb einer von ihm festgesetzten 
Frist ein gültiger Beschluß der Hauptversammlung über die Satzung und deren 
Änderung nicht zustande kommt. Die vorläufige Verfügung des Bundesministers 
für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, sobald ein 
gesetzmäßiger gültiger Beschluß der Hauptversammlung über die Satzung bzw. 
deren Änderung gefaßt und dem. Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gebracht worden ist. Bei Ablehnung der 
Entlastung hat der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde 
zu entscheiden. . 

Aufgaben des Vorstandes und seiner Ausschüsse 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäftsführung, soweit diese nicht 
durch Gesetz oder Satzung anderen Verwaltungskörpern (ständigen Ausschüs­
sen) zugewiesen ist. Er kann unbeschadet seiner eigenen Verantwortlichkeit und 
der Bestimmung des Abs. 2 einzelne seiner Obliegenheiten engeren Ausschüssen 
oder dem Obmann (Obmannstellvertreter), ebenso die Besorgung bestimmter 
laufender Angelegenheiten dem Büro des Versicherungsträgers übertragen. 

GSVG - Vorgeschlagene Fassung 

1. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag (Haushaltsplan); 
2. die ·Beschlußfassung über den aus dem Rechnungsabschluß und den 

Statistischen Nachweisungen bestehenden Jahresbericht des Vorstandes und 
über dessen Entlastung; 

3. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen an den Unterstützungs­
fonds; 

4. die Beschlußfassung über die Satzung und deren Änderung; 
5. die Entscheidung über die Verfolgung von Ansprüchen, die dem 

Versicherungsträger gegen Mitglieder der Verwaltungskörper aus deren 
Amtsführung erwachsen, und die Bestellung der zur Verfolgung dieser 
Ansprüche Beauftragten; 

6. die Beschlußfassung über die Zahl der Mitglieder des Beirates und deren 
Bestellung. 

(2) Über die im Abs. 1 Z 2 und 4 genannten Gegenstände kann nur mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluß gefaßt 
werden. Die Aufsichtsbehörde kann eine vorläufige Verfügung treffen, wenn 
innerhalb einer von ihr festgesetzten Frist ein gültiger Beschluß der 
Generalversammlung über die Satzung und deren Änderung nicht zustande 
kommt. Die vorläufige Verfügung der Aufsichtsbehörde tritt außer Kraft, sobald 
ein gesetzmäßiger gültiger Beschluß der Generalversammlung über die Satzung 
bzw. deren Änderung gefaßt und. der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gebracht 
worden ist. Bei Ablehnung der Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu 
entscheiden. 

Aufgaben des Vorstandes und Vertretung des Versicherungsträgers 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäftsführung, soweit diese nicht 
durch das Gesetz der Generalversammlung oder einem Landesstellenausschuß 
zugewiesen ist, sowie die Vertretung des Versicherungsträgers. Er kann 
unbeschadet seiner eigenen Verantwortlichkeit Ausschüsse aus Mitgliedern der 
Generalversammlung einsetzen und diesen sowie einem Landesstellenausschuß 
einzelne seiner Obliegenheiten übertragen; darüber hinaus kann er einzelne 
seiner Obliegenheiten dem Obmann bzw. dem Vorsitzenden eines Landesstellen­
ausschusses und die Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro 
des Versicherungsträgers übertragen. 
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GSVG - Gelte~de Fassung 

(2) Der Vorstand hat den Versicherungsträger im Rahmen seiner 
Geschäftsbefugnisse gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten; insoweit hat er 
die Stellung eines gesetzliChen Vertreters. 

(3) Die Satzung hat zu bestimmen, inwieweit die Vorsitzenden und andere 
Versicherungsvertreter in den geschäftsführenden Verwaltungskörpern den 
Versicherungsträger vertreten können. 

(4) Zum Nachweis der Vertretungsbefugnis genügt eine Bescheinigung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde. 

Aufgaben des Überwachungsausschusses 

§ 208. (1) Der Überwachungsausschuß ist berufen, die gesamte Gebarung des 
VersicherungSträgers ständig zu überwachen, zu diesem Zweck insbesondere die 
Buch- \lnd Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu überprüfen, über seine 
Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die entsprechenden Anträge zu stellen. 

I 

(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte des Versicherungsträgers sind 
verpflichtet, dem Überwachungsausschuß alle Aufklärungen zu geben und alle 
Belege und Behelfe vorzulegen, die er zur Ausübung seiner Tätigkeit benötigt. 
Dem Überwachungsausschuß ist vor der Beschlußfassung über den Jahresvoran­
schlag Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Der Überwachungsausschuß ist berechtigt, an den Sitzungen des 
V orstahdes durch drei Vertreter mit beratender Stimme teilzunehmen. Er ist 
deshalb von jeder Vorstandssitzung ebenso in Kenntnis zu setzen wie die 
Mitglieder des Vorstandes; in gleicher Weise ist er auch mit den den 
Vorstandsmitgliedern etwa zur Verfügung gestellten Behelfen (Tagesordnung, 
Ausweisen, Berichten und anderen Behelfen) zu beteilen. Das gleiche Recht steht· 
dem Vorstand. hinsichtlich der Sitzungen des Überwachungs ausschusses zu. 

(4) Auf Begehren des Vorstandes hat der Überwachungs ausschuß seine 
Anträge samt deren Begründung dem Vorstand auch schriftlich ausgefertigt zu 
übergeben. Der Überwachungs ausschuß ist berechtigt, seine Ausführungen 
binnen drei Tagen nach der durch den Vorstand erfolgten Beschlußfassung zu 
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(2) In jenen Fällen, in denen der Vorstand die Vertretung des 
Versicherungsträgers übertragen hat, genügt zum Nachweis der Vertretungsbe­
fugnis eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Der Vorstand ist berechtigt, an den Sitzungen der Kontrollversammlung 
durch drei. Vertreter mit beratender Stimme teilzunehmen. Er ist deshalb von 
jeder Sitzung der Kontrollversammlung ebenso in Kenntnis zu setzen wie deren 
Mitglieder; in gleicher Weise ist er auch mit den den Mitgliedern der 
Kontrollversammlung etwa zur Verfügung gestellten Behelfen (Tagesordnung, 
Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu beteilen. 

Aufgaben der Landesstellenausschüsse 

§ 208. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt die Geschäftsführung 
hinsichtlich der den Landesstellen zugewiesenen Aufgaben. Der Landesstellen­
ausschuß kann unbeschadet seiner eigenen Verantwortlichkeit einzelne seiner 
Obliegenheiten dem Vorsitzenden und die Besorgung bestimmter laufender 
Angelegenheiten dem Büro der Landesstelle übertragen. 

(2) Die Landesstellenausschüsse sind bei ihrer Geschäftsführung an die 
Beschlüsse des Vorstandes gebunden. Dieser kann auch Beschlüsse der genannten 
Ausschüsse aufheben oder abändern. 
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GSVG - Gel t end e Fa s s u n g 

ergänzen. Handelt es sich um Beschlüsse des Vorstandes, die zu ihrem Vollzug 
der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbe­
hörde bedürfen, so hat er dem Ansuchen um Erteilung dieser Genehmigung die 
Ausführungen des Überwachungsausschusses beizuschließen. 

(5) Der Überwachungsausschuß kann mit Zweidrittelmehrheit die Einberufung 
einer außerordentlichen Hauptversammlung beschließen. Der Obmann ist 
verpflichtet, einen solchen Beschluß des Überwachungsausschusses ohne Verzug 
zu vollziehen. 

(6) Beschließt die Hauptversammlung ungeachtet eines Antrages des 
Überwachungsausschusses auf Verfolgung von Ansprüchen gegen Mitglieder des 
Vorstandes von einer Verfolgung abzusehen, so hat der Überwachungsausschuß 
hievon den Bundesminister für Arbeit und· Soziales als Aufsichtsbehörde in 
Kenntnis zu setzen. Dieser kann in einem solchen Fall auf Antrag des 
Überwachungsausschusses dessen Vorsitzenden beauftragen, die Verfolgung 
namens des Versicherungsträgers einzuleiten. 

Gemeinsame Aufgaben des Vorstandes und des Überwachungsausschusses ; 
Aufgaben des erweiterten Vorstandes 

§ 209. (1) In nachstehenden Angelegenheiten hat der Vorstand im 
Einverständnis mi~ dem Überwachungs ausschuß vorzugehen: 

1. bei der dauernden Veranlagung von Vermögensbeständen, insbesondere bei 
der Erwerbung, Belastung oder Veräußerung von Liegenschaften; 

2. bei der Errichtung von Gebäuden, die Zwecken der Verwaltung, der 
Krankenbehandlung, der Anstaltspflege, der Jugendlichen- und Vor­
sorge(Gesunden)untersuchungen, der Rehabilitation, der Maßnahmen zur 
Festigung der Gesundheit, der Krankheitsverhütung oder der Gesundheits­
vorsorge dienen sollen sowie bei der Schaffung von derartigen Zwecken 
dienenden Einrichtungen in eigenen oder fremden Gebäuden; das gleiche 
gilt auch für die Erweiterung von Gebäuden oder Einrichtungen, soweit es 
sich nicht nur um die Erhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten oder um die 
Erneuerung des Inventars handelt; 

3. bei der Bestellung, Kündigung und Entlassung des leitenden Angestellten 
und des leitenden Arztes sowie deren ständiger Stellvertreter; . 

4. bei der Regelung der dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen 
Verhältnisse der Bediensteten und bei der Systemisierung von Dienststellen; 

GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Aufgaben der Kontrollversammlung 

§ 209, (1) Die Kontrollversammlung ist berufen, die gesamte Gebarung des 
Versicherungsträgers ständig zu überwachen, zu diesem Zweck insbesondere die 
Buch- und Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu überprüfen, über ihre 
Wahrnehmungen Bericht zu erstatten und die entsprechenden Anträge zu stellen. 
Insbesondere hat sie den Antrag auf Genehmigung des Rechnungsabschlusses 
und Entlastung des Vorstandes in der Generalversammlung zu stellen. 
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GSVG - Geltende Fassung 

5. beim Abschluß von Verträgen mit den im Dritten Teil des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes bezeichneten und sonstigen Vertragspartnern, 
wenn diese Verträge eine wesentliche dauernde Belastung des Versiche­
rungsträgers herbeiführen; 

6. bei der Erstellung von Richtlinien für den Unterstützungsfonds (§ 44). 

(2) Kommt ein Einverständnis in den im Abs. 1 bezeichneten Angelegenheiten 
nicht zustande, so ist hierüber in gemeinsaIJler Sitzung des Vorstandes und des 
Überwachungsausschusses, bei der der Obmann den Vorsitz führt (erweiterter 
Vorstand), Beschluß zu fassen. Für die Gültigkeit eines solchen Beschlusses ist die 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(3) Kommt ein gültiger Beschluß des erweiterten Vorstandes gemäß Abs. 2 
nicht zustande, so hat der Obmann den Sachverhalt unter Anschluß der 
erforderlichen Unterlagen dem Hauptverband der österreichischen Sozialversi­
cherungsträger mitzuteilen. Der Hauptverband hat das Einvernehmen mit dem 
Versicherungsträger herzustellen, um eine gültige Beschlußfassung im Bereich 
des Versicherungsträgers herbeizuführen. Kommt eine solche auch auf diese 
Weise nicht zustande, so kann der Obmann, wenn wichtige Interessen des 
Versicherungsträgers gefährdet erscheinen, die Angelegenheit dem Bundesmini­
ster für Arbeit und Soziales zur Entscheidung vorlegen. Ein vom Bundesminister 
für Arbeit und Soziales genehmigter Beschluß des Vorstandes ist zu vollziehen, 
auch wenn der Überwachungsausschuß nicht zugestimmt hat oder wenn ein 
gültiger Beschluß des erweiterten Vorstandes nicht zustande gekommen ist. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann in den im Abs. 1 Z 3 bis 5 
bezeichneten Angelegenheiten eine vorläufige Verfügung treffen, wenn innerhalb 
einer von ihm festgesetzten Frist gültige einverständliche Beschlüsse des 
Vorstandes und des Überwachungsausschusses oder ein gültiger Beschluß des 
erweiterten Vorstandes nicht zustande kommen. § 206 Abs. 2 vorletzter Satz ist 
entsprechend anzuwenden. 
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(2) Der Vorstand und der leitende Angestellte des Versicherungsträgers sind 
verpflichtet, der Kontrollversammlung alle Aufklärungen zu geben und alle 
Belege und Behelfe vorzulegen, die sie zur Ausübung ihrer Tätigkeit benötigt. 
Der Kontrollversammlung ist vor der Beschlußfassung über den Jahresvoran-
schlag Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. .. -

(3) Die Kontrollversammlung ist berechtigt, an den Sitzungen der 
Generalversammlung und des Vorstandes durch je drei Vertreter mit beratender 
Stimme teilzunehmen. Sie ist deshalb von jeder Sitzung der Generalversammlung 
und des Vorstandes ebenso in Kenntnis zu setzen wie deren Mitglieder; in 
gleicher Weise ist sie auch mit den den Mitgliedern der Generalversammlung oder 
des Vorstandes etwa zur Verfügung gestellten Behelfen (Tagesordnung, 
Ausweisen, Berichten und anderen Behelfen) zu beteilen. 

(4) Auf Begehren des Vorstandes hat die Kontrollversammlung ihre Anträge 
samt deren Begründung dem Vorstand auch schriftlich ausgefertigt zu übergeben. 
Die Kontrollversammlung ist berechtigt, ihre Ausführungen binnen drei Tagen 
nach der durch den Vorstand erfolgten Beschlußfassung zu ergänzen. Handelt es 
sich um Beschlüsse des Vorstandes, die zu ihrem Vollzug der Genehmigung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales bedürfen, so hat er dem Ansuchen um 
Erteilung dieser Genehmigung die Ausführungen der Kontrollversammlung 
beizuschließen. 

(5) Die Kontrollversammlung kann mit Zweidrittelmehrheit die Einberufung 
einer außerordentlichen Generalversammlung beschließen. Der Obmann ist 
verpflichtet, einen solchen Beschluß der Kontrollversammlung ohne Verzug zu 
vollziehen. 

(6) Beschließt die Generalversammlung ungeachtet eines Antrages der 
Kontrollversammlung auf Verfolgung von Ansprüchen gegen Mitglieder des 
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Aufgaben der Landesstellenausschüsse 

§ 210. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt die Geschäftsführung 
hinsichtlich der den Landesstellen zugewiesenen Aufgaben. Der Landesstellen­
ausschuß kann unbeschadet seiner eigenen Verantwortlichkeit einzelne seiner 
Obliegenheiten engeren Ausschüssen oder dem Vorsitzenden (seinem Stellvertre­
ter),ebenso die Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro der 
Landesstelle übertragen. 
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Vorstandes von einer Verfolgung abzusehen, so hat die Kontrollversammlung 
hievon die Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen. Diese kann in einem solchen 
Fall auf Antrag der Kontrollversammlung deren Vorsitzenden beauftragen, die 
Verfolgung namens des Versicherungsträgers einzuleiten. 

Zustimmung der Kontrollversammlung 

§ 210.(1) In folgenden Angelegenheiten bedürfen Beschlüsse des Vorstandes 
zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Kontrollversammlung: 

1. die dauernde Veranlagung von Vermögensbeständen, soweit sie nicht unter 
Z 2 fallen; . 

2. die Beschlußfassung über Veränderungen im Bestand von Liegenschaften, 
insbesondere über . die Erwerbung, Belastung oder Veräußerung von 
Liegenschaften, ferner über die Errichtung oder Erweiterung von 
Gebäuden; das gleiche gilt bei der Schaffung von Einrichtungen, die 
Zwecken der Verwaltung, der Krankenbehandlung, der Zahnbehandlung, 
der Anstaltspflege, der Jugendlichen- und Vorsorge(Gesunden)untersu­
chungen, der Rehabilitation, der Maßnahmen zur Festigung der 
Gesundheit, der Krankheitsverhütung oder der Gesundheitsvorsorge dienen 
sollen, in eigenen oder fremden Gebäuden sowie für Umbauten von 
Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwendungszweckes 
verbunden ist; Erhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten oder die 
Erneuerung des Inventars bedürfen nicht der Zustimmung der Kontrollver­
sammlung, sofern sie nicht mit diesen Vorhaben in einem ursächlichen 
Zusammenhang stehen; 

3. die Beschlußfassung über eine Beteiligung an fremden Einrichtungen gemäß 
§ 15 Abs. 2; . 

4. die Beschlußfassung über die Bestellung, Kündigung und Entlassung des 
leitenden Angestellten und des leitenden Arztes sowie· deren ständigen 
Stellvertreter; 

5. die Regelung der dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Verhältnisse 
. der Bediensteten und die Erstellung von Dienstpostenplänen ; 
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GSVG - Gel t end e F ass u n g 

(2) Die Landesstellenausschüsse sind bei ihrer Geschäftsführung an die 
Beschlüsse des Vorstandes gebunden. Dieser kann auch Beschlüsse der genannten 
Ausschüsse aufheben oder abändern. 

(3) Das Nähere über den Aufgabenbereich und die Beschlußfassung der 
Landesstellenausschüsse sowie über die Ausfertigung ihrer B~schlüsse hat die 
Satzung des Versicherungsträgers zu bestimmen. 

Aufgaben des Pensionsausschusses (der Pensionsausschüsse) 

§ 211. (1) Dem Pensionsausschuß (den Pensionsausschüssen) obliegt 
unbeschadet der Bestimmungen des § 212 die Feststellung der Leistungen der 
Pensionsversicherung sowie außerhalb des Leistungsfeststellungsverfahrens auch 
die Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung. 

(2) Der Pensionsausschuß (bei Errichtung mehrerer Pensionsausschüsse jeder 
Pensionsausschuß) kann mit Zustimmung des Obmannes des Versicherungsträ­
gers beschließen, daß genau zu bezeichnende Gruppen von Entscheidungsfällen, 
sofern nicht der Obmann im Einzelfall auf der Entscheidung des Pensions aus­
schusses besteht, ohne seine Mitwirkung voin Versicherungsträger mit 
Bürobescheid entschieden werden. 

(3) Zur Gültigkeit von Beschlüssen des Pensionsausschusses (der Pensionsaus­
schüsse) ist Einstimmigkeit erforderlich. 

GSVG - Vor g e sc h lag e ne Fa s s u n g 

6. der Abschluß von Verträgen mit den im Dritten Teil dieses Bundesgesetzes 
bezeichneten und sonstigen Vertragspartnern, wenn diese Verträge eine 
wesentliche dauernde Belastung des Versicherungsträgers herbeiführen; 

7. die Erlassung von Richtlinien gemäß § 44 Abs. 4 über die Verwendung der 
Mittel des Unterstützungsfonds. 

(2) Stimmt die Kontrollversammlung in den in Abs. 1 bezeichneten 
Angelegenheiten dem Beschluß des Vorstandes nicht zu, so hat eine 
außerordentliche Generalversammlung hierüber zu beschließen und diesen 
Beschluß der Kontrollversammlung zu seiner Wirksamkeit zur Zustimmung 
vorzulegen. Die außerordentliche Generalversammlung ist innerhalb einer 
angemessenen Frist vom Obmann einzuberufen. 

(3) Stimmt die Kontrollversammlung auch dem Beschluß der außerordentli­
chen Generalversammlung gemäß Abs. 2 nicht zu, so hat sie den Obmann 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen und die Angelegenheit dem Bundesminister 
für Arbeit und Soziales zur Entscheidung vorzulegen. Dieser hat diesen Beschluß 
der außerordentlichen Generalversammlung entweder zu bestätigen oder 
aufzuheben. Ein bestätigter Beschluß der außerordentlichen Generalversamm­
lung ist zu vollziehen. 

Sitzungen 

§ 211. (1) Die Sitzungen der Verwaltungskörper sind nichtöffentlich. Der 
leitende Angestellte und seine Stellvertreter sind berechtigt, an den Sitzungen der 
Verwaltungskörper und ihrer Ausschüsse mit beratender Stimrrie teilzunehmen. 
Der Obmann kann die Teilnahme von Bediensteten des Versicherungsträgers 
verfügen. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwaltungskörper ist bei Anwesenheit 
eines Vorsitzenden und von mindestens der Hälfte der Versicherungsvertreter 
beschlußfähig. Der Vorsitzende zählt hiebei· auf die erforderliche Mindestzahl 
von anwesenden Versicherungsvertretern. 

(3) In den. Sitzungen der Verwaltungskörper hat auch der Vorsitzende 
Stimmrecht, bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag, sofern dieses 
Bundesgesetz nichts anderes bestimmt. 
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GSVG - Geltende Fassung 

(4) Kommt kein einstimmiger Beschluß des Pensionsausschusses zustande, so 
steht die Entscheidung dem Vorstand des Versicherungsträgers zu, an den der 
Verhandlungsakt unter Darlegung der abweichenden Meinungen und ihrer 
Gründe abzutreten ist. 

(5) Der Pensionsausschuß kann den Antrag auf Einleitung von Maßnahmen 
der Gesundheitsvorsorge stellen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand des 
Versicherungsträgers. 

(6) Das Nähere über den Aufgabenbereich und über die Beschlußfassung des 
Pensionsausschusses (der Pensionsausschüsse) sowie über die Ausfertigung seiner 
(ihrer) Beschlüsse hat die Satzung des Versicherungsträgers zu bestimmen. 

Aufgaben des Rehabilitationsausschusses 

§ 212. (1) Dem Rehabilitationsausschuß (§ 196 Abs. 3) obliegt die Entschei­
dung über die Gewährung von Maßnahmen der Rehabilitation. Die Entscheidung 
soll auf der Grundlage eines Rehabilitationsplanes erfolgen und hat insbesondere 
die Art und die Dauer der Maßnahmen der Rehabilitation zu bezeichnen, von 
deren Gewährung die Erreichung des im § 157 angestrebten Zieles im 
Entscheidungsfall zu erwarten ist. Der Rehabilitationsausschuß hat die 
Durchführung der gewährten Maßnahmen der Rehabilitation zu beobachten 
und, falls dies im Entscheidungsfall erforderlich ist, mit der zuständigen 
Einrichtung (Dienststelle) im Sinne des § 166 Abs. 2 bzw., falls der Behinderte bei 
einem anderen Krankenversicherungsträger versichert ist, mit diesem das 
Einvernehmen herzustellen. 

(2) § 211 Abs. 2 bis 6 gilt entsprechend. 

GSVG - Vor g es chi a gen e Fa s s u n g 

(4 ) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers gegen eine Rechtsvor~ 
schrift oder in einer wichtigen Frage gegen den Grundsatz der Zweckmäßigkeit 
der Gebarung des Versicherungsträgers, so hat der Obmann oder der 
Vorsitzende des Verwaltungs körpers ihre Durchführung vorläufig aufzuschieben 
und unter gleichzeitiger Angabe der Gründe für seine Vorgangsweise die 
Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen der Verwaltungskörper des 
'Versicherungsträgers 

§ 212. (1) An den Sitzungen der Generalversammlung, des Vorstandes und der 
Landesstellenausschüsse und, insoweit Angelegenheiten zur Erörterung stehen, 
die Belange der Bediensteten berühren, auch an den Sitzungen der Ausschüsse 
(§ 207 Abs.l) ist die Betriebsvertretung des Versicherungsträgers mit zwei 
Vertretern mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt. 

(2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, BGBI. Nr. 22/1974, in Betracht 
kommende Organ der Betriebsvertretung hat dem Obmann des Versicherungs­
trägers die für die Teilnahme an den Sitzungen der Verwaltungs körper 
vorgesehenen Vertreter namhaft zu machen. Diese Vertreter sind von jeder 
Sitzung des Verwaltungs körpers ebenso in Kenntnis zu setzen wie die Mitglieder 
dieses Verwaltungskörpers; es sind ihnen auch die diesen zur Verfügung 
gestellten Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu 
übermitteln. 
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<> Sitzungen 

§ 213. (1) Die Sitzungen der Verwaltungs körper sind nicht öffentlich. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Verwaltungskörper, ausgenommen der 
Pensions ausschuß und der Rehabilitationsausschuß, ist bei Anwesenheit eines 
Vorsitzenden und von mindestens der Hälfte der Versicherungsvertreter· 
beschlußfähig; die Beschlußfähigkeit des Pensionsausschusses und des 
Rehabilitationsausschusses ist nur bei Anwesenheit aller Mitglieder gegeben. 
Gehört der Vorsitzende dem Verwaltungskörper als Versicherungsvertreter an, 
so zählt er hiebei auf die erforderliche Mindestzahl von anwesenden 
Versicherungsvertretern. 

(3) In den Sitzungen der Verwaltungskörper hat auch der Vorsitzende 
Stimmrecht, bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag, sofern dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt. 

(4) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungs körpers gegen Gesetz oder 
Satzung, so hat der Vorsitzende deren Durchführung vorläufig aufzuschieben 
und die Entscheidung des Bundesministers für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde einzuholen. 

GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

ABSCHNITT III a 

Beirat 

Aufgaben des Beirates 

§ 213. (1) Der Versicherungsträger hat zur Wahrnehmung sozialversiche­
rungsrechtlicher Anliegen der Versicherten und der Leistungsbezieher (§ 214) an 
seinem Sitz einen Beirat zu errichten. 

(2) Der Beirat hat jährlich mindestens einmal zusammenzutreten. Er ist vom 
Vorsitzenden des Beirates einzuberufen. 

(3) Der Beirat kann unter Bedachtnahme auf die Aufgaben des 
Versicherungsträgers in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung seine Anhörung 
verlangen. Darüber kann nur mit der absoluten Mehrheit der Stimmen aller 
Mitglieder des Beirates Beschluß gefaßt werden. Der Obmann oder ein von ihm 
bestimmter Versicherungsvertreter und der leitende Angestellte oder ein von ihm 
bestimmter Bediensteter haben an den Sitzungen des Beirates mit beratender 
Stimme teilzunehmen. . 

(4) Das Nähere über die Sitzungen und die Beschlußfassung hat die vom Beirat 
zu beschließende Geschäftsordnun.~ zu bestimmen. Für die Beschlußfassung der 
Geschäftsordnung und jede ihrer Anderungen gilt Abs. 3 zweiter Satz. 

Teilnahme der Betriebsvertretung an den Sitzungen Mitglieder des Beirates 

§ 214. (1) An den Sitzungen der Hauptversammlung, des Vorstandes sowie der § 214. (1) Der beim Versicherungsträger errichtete Beirat besteht aus 
Landesstellenausschüsse und, soweit Angelegenheiten zur Erörterung stehen, die Vertretern von 
Belange der Bediensteten berühren, auch an den Sitzungen der ständigen 
Ausschüsse (§ 225 Abs. 2), ist die Betriebsvertretung des Versicherungsträgers mit 
zwei Vertretern mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt. 

-Vo> 
...... 
~ 

0-
~ 
t;,:j 

~. 
;;;­

(l'Q 
t'D 
;:l 

VI 

1379 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
51 von 69

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



GSVG - Geltende Fassung 

(2) Das nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, BG BI. N r. 22/1974, in Betracht 
kommende Organ der Betriebsvertretung hat dem Obmann des Versicherungs­
trägers die für die Teilnahme an den Sitzungen der Verwaltungskörper 
vorgesehenen Vertreter namhaft zu machen. Diese Vertreter sind von jeder 
Sitzung des Verwaltungskörpers ebenso in Kenntnis zu setzen, wie die Mitglieder 
dieses Verwaltungskörpers; es sind ihnen auch die diesen zur Verfügung 
gestellten Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere Behelfe) zu 
übermitteln. . 

d> 

GSVG - Vor g e s chi ag e n e F ass u n g 

1. Beziehern einer Pension, sofern sie auf Dauer aus dem Erwerbsleben 
ausgeschieden sind, 

2. nach diesem Bundesgesetz Pflichtversicherten, 
3. Beziehern einer Leistung nach dem Bundespflegegeldgesetz oder nach einer 

gleichartigen I,andesgesetzlichen Vorschrift, sofern sie die Voraussetzungen 
bezüglich der Altersgrenze für eine Leistung aus einem der Versicherungs­
fälle des Alters nicht erfüllen. 

(2) Die Beiratsmitglieder müssen im Zeitpunkt ihrer Bestellung das 
19. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnsitz oder Betriebssitz im Gebiet der 
Republik Österreich haben. Überdies müssen sie zu diesem Zeitpunkt dem 
Versicherungsträger als Leistungsberechtigte oder Pflichtversicherte angehören. 
Beiratsmitglieder können auch Vorstandsmitglieder oder Bedienstete von gemäß 
§ 214 b Abs. 2 vorschlagsberechtigten Vereinen und deren Verbänden sein. 

(3) Versicherungsvertreter, Bedienstete eines Versicherungsträgers und des 
Hauptverbandes sind von der Bestellung als Beiratsmitglied ausgeschlossen. 

(4) § 197 Abs. 5 Z 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß Reise- und 
Aufenthaltskosten 

1. höchstens viermal im Kalenderjahr, beschränkt auf die Teilnahme an 
Sitzungen des Beirates gemäß § 213 Abs. 2, 

2. für die Teilnahme an Sitzungen der Generalversammlung und des 
Vorstandes (§ 225 Abs. 1 Z 5) 

gebühren. 

Pflichten der Beiratsmitglieder 

§ 214 a. (1) Den Mitgliedern des Beirates obliegt es, 
1. zum Zwecke der Information und Vertretung im sozialversicherungsrecht­

lichen Bereich Verbindung zu möglichst vielen Mitgliedern jenes 
Personenkreises aufzunehmen; als dessen Vertreter sie bestellt worden sind, 
und 

2. an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen und dabei unter Bedachtnahme 
auf die Aufgaben des Versicherungsträgers die sozialversicherungsrechtli­
chen Interessen des von ihnen zu vertretenden Personenkreises durch die 
Anregung von und die Teilnahme an darauf abzielenden Erörterungen 
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sowie die Einbringung entsprechender Anträge an den Beirat wahrzuneh­
men. 

(2) § 201 erster und zweiter Satz ist anzuwenden: 

Bestellung der Beiratsmitglieder , 

§ 214 b. (1) Die Mitglieder des beim Versicherungsträger errichteten Beirates 
werden über Vorschlag eines gemäß Abs. 2 in Betracht kommenden Vereins von 
der Generalversammlung des Versicherungsträgers für die Amtsdauer der 
Verwaltungskörper (§ 202) bestellt. Für jedes Mitglied des Beirates ist gleichzeitig 
mit dessen Bestellung auf dieselbe Art ein Stellvertreter zu bestellen. Bei der 
Bestellung der Beiratsmitglieder ist für jede der im Beirat vertretenen Gruppen im 
Verhältnis der Zahl der den Vereinen angehörenden Mitgliedern nach dem 
System d'Hondt vorzugehen und nach Möglichkeit auf regionale, betriebliche 
oder wirtschaftliche Interessen der Gruppen Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Vorschlagsrecht steht Vereinen zu, die sich beim Versicherungsträger 
angemeldet haben und der Generalversammlung glaubhaft machen, daß sie ,durch 
die Zahl ihrer Mitglieder und durch die Qualität ihrer Vereinstätigkeit die 
Interessen des von ihnen vertretenen Personenkreises wirksam vertreten können. 
Sofern sie diese Voraussetzungen erfüllen, stehen Vorschlagsrechte insbesondere 
folgenden Vereinen zu: 

1. Hinsichtlich der Vertreter von Pensionsbeziehern jenen Vereinen, zu deren 
Vereinszwecken die Wahrnehmung oder Förderung der Interessen von 
Pensions beziehern gehört, 

2. hinsichtlich der Vertreter von beim Versicherungsträger Pflichtversicherten 
jenen Vereinen, zu deren Vereinszwecken die Wahrnehmung oder 
Förderung der Interessen auch solcher Versicherter gehört, 

3. hinsichtlich der Vertreter der im § 214 Abs. 1 Z 3 genannten Leistungsbezie­
her jenen Vereinen, die von ihrer Tätigkeit her dazu geeignet erscheinen, die 
Interessen dieses Personenkreises wahrzunehmen oder zumindest wirksam 
zu fördern. 

(3) Die Bestellungsvorschläge sind Spätestens am Tag vor Beginn einer neuen 
Amtsdauer zugleich mit dem Nachweis der Voraussetzungen nach Abs. 2 beim 
Versicherungsträger einzubringen. .' 
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Enthebung von Beiratsmitgliedern (Stellvertretern) 

§ 214 c. (1) Ein Mitglied des Beirates (Stellvertreter) ist von seinem Amt zu 
entheben: 

1. wenn die im § 214 Abs. 2 genannten Bedingungen nicht mehr zutreffen; 
.2. wenn einer der im § 214 Abs. 3 bezeichneten Ausschließungsgründe nach 

der Bestellung eingetreten ist. 
Überdies findet § 200 Abs. 1 Z 1 bis 4 Anwendung. 

(2) Die Enthebung des Vorsitzenden des Beirates steht der Generalversamm­
lung, die Enthebung der sonstigen Mitglieder (Stellvertreter) des Beirates dem 
Vorstand zu. . 

Zusammensetzung des Beirates 

§ 214 d. (1) Die Generalversammlung hat unter Berücksichtigung des 
sachlichen und örtlichen Wirkungskreises des Versicherungsträgers die Zahl der 
Mitglieder des Beirates festzusetzen; sie muß durch sechs teilbar sein und darf 18 
nicht übersteigen. 

(2) Die Mitglieder des Beirates setzen sich zusammen zu 
1. zwei Sechsteln aus Vertretern der im§ 214 Abs. 1 Z 1 bezeichneten Gruppe, 
2. drei Sechsteln aus Vertretern der im § 214 Abs. 1 Z 2 bezeichneten Gruppe, 
3. einem Sechstel aus Vertretern der im § 214 Abs. 1 Z 3 bezeichneten Gruppe. 

Vorsitz im Beirat, Sitzungen 

§ 214 e. (1) Den Vorsitz im Beirat hat der vom Beirat aus der Gruppe der im 
§ 214 Abs. 1 Z 1 und Z 3 genannten Personen und für dessen Amtsdauer gewählte 
Vorsitzende zu führen. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit sowohl aller 
Beiratsmitglieder als auch jener Gruppe der Beiratsmitglieder, welcher der zu 
Wählende angehört, erforderlich. Gleichzeitig ist auf dieselbe Art ein 
Stellvertreter zu wählen. Der Vorsitzende hat unbeschadet des Abs. 2 zu den 
Sitzungen einzuberufen. 

(2) Die erstmalige Sitzung des Beirates ist vom Obmann des Versicherungsträ­
gers einzuberufen. Er hat dabei auf die Wahl des Vorsitzenden des Beirates 
hinzuwirken. Bis zu dessen Wahl hat seine Obliegenheiten der Obmann 
wahrzunehmen. 
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GSVG - Geltende Fassung 

Rechnu~gsabsch1uß und Nachwe~ungen 

§ 216. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Der Versicherungsträger hat die von der Hauptversammlung beschlossene 
Erfolgsrechnung binnen vier Monaten nach der Beschlußfassung in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

Vermögensanlage 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 
zinsbripgend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet der Bestimmungen des § 219 nur 
angelegt werden: 

1. bis 4. unverändert. 

(2) unverändert. 

(3) Im übrigen kann eine VOn den Vorschriften des Abs. 1 und 2 abweichende 
Veranlagungs art nur für jeden einzelnen Fall gesondert vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
gestattet werden. 

Genehmigung der Veränderunge~ von Vermögensbeständen 

§ 219. Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im Bestand von 
Liegenschaften, insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder Veräußerung 
von Liegenschaften, ferner über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden 
bedürfen - nach Zustimmung des Hauptverbandes gemäß § 31 Abs. 6 lit. ades 

GSVG - Vor g es chi a gen e Fa s s u n g 

(3) Die Sitzungen des Beirates sind nichtöffentlich. Der ordnungsgemäß 
einberufene Beirat ist bei Anwesenheit des Vorsitzenden und von mindestens zwei 
Dritteln seiner Mitglieder beschlußfähig. 

Rechnungsabschluß und Nachweisungen 

§ 216. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Der Versicherungsträger hat die von der Generalversammlung beschlossene 
Erfolgsrechnung binnen vier Monaten nach der Beschlußfassung in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

Vermögensanlage 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 
zinsbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet des Abs. 3 und des § 219 nur 
angelegt werden: 

1. bis 4. unverändert. 

(2) unverändert. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von den Vorschriften der Abs. 1 
und 2 abweichende Vermögens anlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl 
konkrete Vermögens anlagen in einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende Vermö­
gensanlagen sein; letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerkmale (zB die 
Art und die sonstigen näheren Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, 
insbesondere auch der vorzusehende Mindestertrag) im Beschlußwortlaut 
festzulegen. 

Genehmigung der Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 219. Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im Bestand von 
Liegenschaften, insbesondere über die Erwerbung, Belastung oder Veräußerung 
von Liegenschaften, ferner über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden 
bedürfen - nach Zustimmung des Hauptverbandes gemäß § 31 Abs. 7 Z 1 des 
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Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Das gleiche gilt für einen Umbau von 
Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwendungszweckes (§ 31 Abs. 6 
lit. a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) verbunden ist. 

ABSCHNITIV 

Aufsicht des Bundes 

Aufsichtsbehörde 

§ 220. (1) Der Versicherungsträger samt seinen Anstalten und Einrichtungen 
unterliegt der Aufsicht des Bundes. Die Aufsicht ist vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales auszuüben. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann bestimmte Bedienstete des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für Finanzen kann zu den 
Sitzungen der Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen Vertreter zur 
Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes entsenden. Den mit der 
Ausübung der Aufsicht (mit der Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes) 
betrauten Bediensteten können Aufwandsentschädigungen gewährt werden, 
deren Höhe der Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister fur Finanzen festzusetzen hat. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen Beschlüsse eines 
Verwaltungskörpers, die gegen Gesetz oder Satzung verstoßen, der Vertreter des 
Bundesministers für Finanzen gegen Beschlüsse, die die finanziellen Interessen 
des Bundes berühren, Einspruch mit aufschiebender Wirkung erheben. Der 
Vorsitzende hat die Durchführung des Beschlusses, gegen den Einspruch erhoben 
worden ist, vorläufig aufzuschieben und die Entscheidung des Bundesministers 
für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde, bei einem Einspruch des Vertreters 
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Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Das gleiche gilt für Umbauten von Gebäuden, 
wenn damit eine Änderung des Verwendungszweckes verbunden ist. Erhaltungs­
oder Instandsetzungsarbeiten, sofern sie nicht mit diesen Vorhaben in einem 
ursächlichen Zusammenhang stehen, fallen nicht unter die Genehmigungspflicht. 

ABSCHNITIV 

Aufsicht des Bundes 

Aufsichtsbehärde 

§ 220. (1) Der Versicherungsträger samt seinen Anstalten und Einrichtungen 
unterliegt der Aufsicht des Bundes. Die Aufsicht ist vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales auszuüben. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann bestimmte Bedienstete des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales mit der Aufsicht über den 
Versicherungsträger betrauen. Der Bundesminister für Finanzen kann zu den 
Sitzungen der Verwaltungskörper des Versicherungsträgers einen Vertreter zur 
Wahrung der finanziellen Interessen des Bundes entsenden. Den mit der 
Ausübung der Aufsicht bzw. mit der Wahrung der finanziellen Interessen des 
Bundes betrauten Bediensteten (deren Stellvertretern) sind Aufwandsentschädi­
gungen zu gewähren, deren Höhe 60 vH der niedrigsten Funktionsgebühr (§ 197 
Abs. 5) des Vorsitzenden (des Stellvertreters des Vorsitzenden) der Kontrollver­
sammlung des beaufsichtigten Versicherungsträgers entspricht. Bei mehrfacher 
Aufsichtstätigkeit nach diesem Bundesgesetz, nach dem Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetz, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten-Kranken­
und Unfallversicherungs gesetz oder dem Notarversicherungsgesetz 1972 gebührt 
nur eine, und zwar die jeweils höhere Aufwandsentschädigung. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen Beschlüsse eines 
Verwaltungskörpers, die gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, der Vertreter des 
Bundesministers für Finanzen gegen Beschlüsse, welche die finanziellen 
Interessen des Bundes berühren, Einspruch mit aufschiebender Wirkung erheben. 
Der Vorsitzende hat die Durchführung des Beschlusses, gegen den Einspruch 
erhoben worden ist, vorläufig aufzuschieben und die Entscheidung des 
Bundesministers für Arbeit urid Soziales als Aufsichtsbehörde, . bei einem 
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des Bundesministers für Finanzen die Entscheidung des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales, die dieser im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen zu treffen hat, einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 221. (1) Der Bundesministerfür Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat 
die Gebarung des Versicherungsträgers dahin zu überwachen, daß Gesetz und 
Satzung sowie die darauf beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften beachtet 
werden. Er kann seine Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; er 
soll sich in diesem Fall auf wichtige Fragen beschränken und in das Eigenleben 
und die Selbstverantwortung des Versicherungsträgers nicht unnötig eingreifen. 
Die Aufsichtsbehörde kann in Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der 
Verwaltungskörper aufheben. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde und dem 
Bundesminister für Finanzen sind auf Verlangen alle Bücher, Rechnungen, 
Belege, Urkunden, Wertpapiere, Schriften und sonstige Bestände vorzulegen und 
alle zur Ausübung des Aufsichtsrechtes geforderten Mitteilungen zu machen; alle 
Verlautbarungen sind den Bundesministern für Arbeit und Soziales und für 
Finanzen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Der Bundesminister für Arbeit 
und Soziales kann die Satzung und Krankenordnung jederzeit überprüfen und 
Änderungen solcher Bestimmungen verlangen, die mit dem Gesetz in' 
Widerspruch stehen oder dem Zwecke der Versicherung zuwiderlaufen. Wird 
diesem Verlangen nicht binnen drei Monaten entsprochen, so kann er die 
erforderlichen Verfügungen von Amts wegen treffen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde kann 
verlangen, daß die Verwaltungskörper mit einer bestimmten Tagesordnung zu 
Sitzungen einberufen werden. Wird dem nicht entsprochen, so kann er die 
Sitzungen selbst anberaumen und die Verhandlungen leiten. Er kann zu allen 
Sitzungen Vertreter entsenden, denen beratende Stimme zukommt. Der 
Bundesminister für Arbeit und,soziales, der mit der Aufsicht betraute Bedienstete 
der Aufsichtsbehörde und der Vertreter des Bundesministers für Finanzen sind 
von jeder Sitzung der Verwaltungskörper ebenso in Kenntnis zu setzen wie die 
Mitglieder dieser Verwaltungskörper; es sind ihnen auch die diesen zur 
Verfügung gestellten Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere 
Behelfe) zu übermitteln. 
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Einspruch des Vertreters des Bundesministers für Finanzen die Entscheidung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales, die dieser im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen zu treffen hat, einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 221. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat 
die Gebarung des Versicherungsträgers zu überwachen und darauf hinzuwirken, 
daß im Zuge dieser Gebarung nicht gegen Rechtsvorschriften verstoßen wird. Er 
kann seine Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; er soll sich in 
diesem Falle auf wichtige Fragen beschränken und in das Eigenleben und die 
Selbstverantwortung des Versicherungsträgers nicht unnötig eingreifen. Die 
Aufsichtsbehörde kann in Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der 
Verwaltungs körper aufheben. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde und dem 
Bundesminister für Finanzen sind auf Verlangen alle Bücher, Rechnungen, 
Belege, Urkunden, Wertpapiere, Schriften und sonstige Bestände vorzulegen und 
alle zur Ausübung des Aufsichtsrechtes geforderten Mitteilungen zu machen; alle 
Verlautbarungen sind den Bundesministern für Arbeit und Soziales und für 
Finanzen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Der Bundesminister für Arbeit 
und Soziales kann die Satzung und Krankenordnung jederzeit überprüfen und 
Änderungen solcher Bestimmungen verlangen, die mit dem Gesetz in 
Widerspruch stehen oder dem Zwecke der Versicherung zuwiderlaufen. Wird 
diesem Verlangen nicht binnen drei Monaten entsprochen, so kann er die 
erforderlichen Verfügungen von Amts wegen treffen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde kann 
verlangen, daß die Verwaltungskörper mit einer bestimmten Tagesordnung zu 
Sitzungen einberufen werden. Wird dem nicht entsprochen, so kann er die 
Sitzungen selbst anberaumen und die Verhandlungen leiten. Er kann zu allen 
Sitzungen Vertreter entsenden, denen beratende Stimme zukommt. Der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales, der mit der Aufsicht betraute Bedienstete 
der Aufsichtsbehörde und der Vertreter des Bundesministers für Finanzen sind 
von jeder Sitzung der Verwaltungskörper ebenso in Kenntnis zu setzen wie die 
Mitglieder dieser Verwaltungskörper; es sind ihnen auch die diesen zur 
Verfügung gestellten Behelfe (Tagesordnung, Ausweise, Berichte und andere 
Behelfe) zu übermitteln. 
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(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde und der 
Bundesminister für Finanzen, letzterer zur Wahrung der finanziellen Interessen 
des Bundes, sind berechtigt, den Versicherungsträger amtlichen Untersuchungen 
zu unterziehen, wobei sie·· sich der Mitwirkung des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger sowie geeigneter Sachverständiger 
bedienen können. 

Entscheidungsbefugnis 

§ 222. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde hat 
unbeschadet der Rechte Dritter bei Streit über Rechte und Pflichten der 
Verwaltungskörper und deren Mitglieder sowie über die Auslegung der Satzung 
zu entscheiden. 

Vorläufiger Verwalter 

§ 223. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde ist 
berechtigt, die Verwaltungskörper, wenn sie ungeachtet zweimaliger schriftlicher 
Verwarnung gesetzliche oder satzungsmäßige Bestimmungen außer Acht lassen, 
aufzulösen und die vorläufige Geschäftsführung und Vertretung vorübergehend 
einem vorläufigen Verwalter zu übertragen. Diesem ist ein Beirat zur Seite zu 
stellen, der aus Vertretern der Versicherten bestehen soll und dessen Aufgaben 
und Befugnisse vom Bundesminister für Arbeit und Soziales bestimmt werden; die 
Vorschriften der §§ 197 Abs. 2 bis 7 und 205 sind auf die Mitglieder des Beirates 
entsprechend anzuwenden. Der vorläufige Verwalter hat binnen acht Wochen 
vom Zeitpunkt seiner Bestellung an die nötigen Verfügungen wegen 
Neubestellung des Verwaltungs körpers nach den Vorschriften des § 198 zu 
treffen. Ihm obliegt die erstmalige Einberufung der Verwaltungskörper. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 über die Auflösung eines Verwaltungskörpers 
und die Übertragung der vorläufigen Geschäftsführung und Vertretung auf einen 
vorläufigen Verwalter sind entsprechend anzuwenden, solange und soweit ein 
Verwaltungskörper die ihm obliegenden Geschäfte nicht ausführt. 

(3) Verfügungen des vorläufigen Verwalters, die über den Rahmen laufender 
Geschäftsführung hinausgehen, wie insbesondere derartige Verfügungen über die 
dauernde Anlage von Vermögensbeständen im Werte von mehr als 200 000 S, 
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(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde und der 
Bundesminister für Finanzen, letzterer zur Wahrung der finanziellen Interessen 
des Bundes, sind berechtigt, den Versicherungsträger amtlichen Untersuchungen 
zu unterziehen, wobei sie sich bei Untersuchungen des Versicherungsträgers der 
Mitwirkung des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
spwie geeigneter Sachverständiger bedienen können. 

~ntscheidungsbefugnis 

§ 222. Der Bundesminister für Arb'ht und Soziales als Aufsichtsbehörde hat 
vorbehaltlich der gesetzlichen Bestimmungen über die Zuständigkeit anderer 
Stellen und unbeschadet der Rechte Dritter bei Streit über Rechte und Pflichten 
der Verwaltungskörper und deren Mitglieder sowie über die Auslegung der 
Satzung zu entscheiden. 

Vorläufiger Verwalter 

§223. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde ist 
berechtigt, die Verwaltungskörper, wenn sie ungeachtet zweimaliger schriftlicher 
Verwarnung gesetzliche oder satzungsmäßige Bestimmungen außer Acht lassen, 
aufzulösen und die vorläufige Geschäftsführung und Vertretung vorübergehend 
einem. vorläufigen Verwalter zu übertragen. Diesem ist ein Beirat zur Seite zu 
stellen, der aus Vertretern der Versicherten bestehen soll und dessen Aufgaben 
und Befugnisse vom Bundesminister für Arbeit und Soziales bestimmt werden; die 
Vorschriften der §§ 197 Abs. 2 bis 6 und 205 sind auf die Mitglieder des Beirates 
entsprechend anzuwenden. Der vorläufige Verwalter hat binnen acht Wochen 
vom Zeitpunkt seiner Bestellung an die nötigen Verfügungen wegen 
Neubestellung des Verwaltungskörpers nach den Vorschriften des § 198 zu 
treffen. Ihm obliegt die erstmalige Einberufung der Verwaltungskörper. 

(2) Die Bestimmungen eies Abs. 1 über die Auflösung eines Verwaltungskörpers 
und die Übertragung der vorläufigen Geschäftsführung und Vertretung auf einen 
vorläufigen Verwalter sind entsprechend anzuwenden, solange und soweit ein 
Verwaltungskörper die ihm obliegende!:l Geschäfte nicht ausführt. 

(3) Verfügungen des vorläufigen Verwalters, die über den Rahmen laufender 
Geschäftsführung hinausgehen, wie insbesondere derartige Verfügungen über die 
dauernde Anlage von Vermögens beständen im Werte von mehr als 200 000 S, 
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über den Abschluß vQn Verträgen, die den Versicherungsträger für länger als 
sechs Monate verpflichten, und über den Abschluß, die Änderung oder Auflösung 
von Dienstverträgen mit einer Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten oder 
von unkündbaren Dienstverträgen bedürfen der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde. 

Kosten der Aufsicht 

§ 224. Die Kosten der vom Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde angeordneten Maßnahmen belasten den Versicherungsträger. 
Zur Deckung der durch die Aufsicht erwachsenden sonstigen Kosten hat der 
Versicherungsträger durch Entrichtung einer Aufsichtsgebühr beizutragen. 
Deren Höhe hat der Bundesminister für Arbeit und Soziales nach Anhörung des 
Versicherungsträgers zu bestimmen. 

ABSCHNITT VI 

Satzung und Krankenordnung 

Satzung 

§ 225. (1) Die Satz~ng hat auf Grund der Vorschriften dieses Bundesgesetzes, 
soweit dies nicht der Regelung durch die Krankenordnung überlassen ist, die 
Tätigkeit des Versicherungsträgers zu regeln und insbesondere Bestimmungen 
über Nachstehendes zu enthalten: 

1. über die Vertretung des Versicherungsträgers nach außen; 

2. über die Form der Kundmachungen und rechtsverbindlichen Akte; 
3. über die Geschäftsführung der Verwaltungskörper. 

(2) Die Satzung kann bestimmen, daß Außenstellen des Büros errichtet ~erden, 
soweit eine im Verhältnis zu den Versicherten örtlich nahe Verwaltung 
zweckmäßig ist. Die Satzung hat in diesem Falle auch den Aufgabenkreis und die 
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über den Abschluß von Verträgen, die den Versicherungsträger für länger als 
sechs Monate verpflichten, und über den Abschluß, die Änderung oder Auflösung 
von Dienstverträgen mit einer Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten oder 
von unkündbaren Dienstverträgen bedürfen der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde. 

Kosten der Aufsicht 

§ 224. Die Kosten der vom Bundesminister für Arbeit und Soziales als 
Aufsichtsbehörde angeordneten Maßnahmen belasten den Versicherungsträger. 
Zur Deckung der durch die Aufsicht erwachsenden sonstigen Kosten hat der 
Versicherungsträger durch Entrichtung einer Aufsichtsgebühr beizutragen. 
Deren Höhe hat der Bundesminister für Arbeit und Soziales nach Anhörung des 
Versicherungsträgers zu bestimmen. 

ABSCHNITT VI 

Satzung, Krankenordnung und Geschäftsordnungen 

Satzung 

§ 225. (1) Die Satzung hat, soweit dies gesetzlich vorgesehen und nicht der 
Regelung durch die Krankenordnung überlassen ist, die Tätigkeit des 
Versicherungsträgers zu regeln und insbesondere Bestimmungen zu enthalten: 

1. über Rechte und Pflichten der Versicherten (Anspruchs berechtigten) sowie 
der Beitragsschuldner; 

2. über die Form der Kundmachungen und rechtsverbindlichen Akte; 
3. über die in regelmäßigen Abständen abzuhaltenden Informationsveranstal­

tungen, zu der Versicherte einzuladen sind; 
4. über die Zahl der Mitglieder des Beirates und deren Bestellung; 
5. über die Teilnahme des Vorsitzenden und des Vorsitzenden-Stellvertreters 

des Beirates an den Sitzungen der Generalversammlung und des Vorstandes 
mit beratender Stimme. 

(2) Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann vorgesehen werden, daß 
Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des 
Vorstandes fallen, bei Gefahr im Verzug zur Abwendung eines dem 
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Sprengel dieser Außenstellen festzusetzen. Die Satzung kann überdies, wenn es 
vom Standpunkt der Verwaltungsökonomie gerechtfertigt erscheint, auch die 
Errichtung ständiger Ausschüsse vorsehen; sie hat hiebei auch den Wirkungskreis, 
die Geschäftsführung und die Beschlußfassung eines jeden derartigen 
Ausschusses zu bestimmen. 

(3) Durch die Satzung des Versicherungsträgers kann vorgesehen werden, daß 
Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der Hauptversammlung, des 
Vorstandes oder eines durch die Satzung errichteten ständigen Ausschusses 
fallen, bei Gefahr im Verzug zur Abwendung eines dem Versicherungsträger 
drohenden Schadens bzw. zur Sicherung eines dem Versicherungsträger 
entgehenden Vorteiles vorläufig durch Verfügung des Obmannes zu regeln sind, 
wenn der in Betracht kommende Verwaltungs körper nicht rechtzeitig 
zusammentreten kann. Die Verfügungen sind im Einvernehmen mit den 
Stellvertretern des Obmannes zu treffen, bei ihrer Abwesenheit oder ihrer 
Verhinderung auch ohne deren Mitwirkung. Der Obmann hat in derartigen 
Fällen vom zuständigen Verwaltungs körper die nachträgliche Genehmigung 
einzuholen. 

(4) In Angelegenheiten, die in den Wirkungskreis des Landesstellenausschusses 
fallen, gilt Abs. 3 entsprechend mit der Maßgabe, daß die dort bezeichneten 
Befugnisse des Obinannes dem Vorsitzenden des betreffenden Verwaltungskör­
pers zustehen. 

Krankenordnung 

§ 226. Der Versicherungsträger hat eine Krankenordnung aufzustellen, die 
insbesondere das Verhalten der Versicherten und der Leistungsempfänger im 
Leistungsfalle, das Verfahren bei Inanspruchnahme von Leistu~gen der 
Krankenversicherung und die Überwachung der Kranken zu regeln hat. 

Genehmigungspflicht 

§ 227. Die Satzung und jede ihrer Änderungen sowie die Krankenordnung und 
jede ihrer Änderungen bedürfen der Genehmigung des Bundesministers für 

\ 
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Versicherungsträger drohenden Schadens bzw. zur Sicherung eines dem 
Versicherungsträger entgehenden Vorteiles vorläufig durch Verfügung des 
Obmannes des Versicherungsträgers zu regeln sind, wenn der in Betracht 
kommende Verwaltungskörper nicht rechtzeitig zusammentreten kann. Die 
Verfügungen sind im Einvernehmen mit den Stellvertretern des Obmannes zu 
treffen, bei ihrer Abwesenheit oder ihrer Verhinderung auch ohne deren 
Mitwirkung. Der Obmann hat in derartigen Fällen vom zuständigen 
Verwaltungskörper die nachträgliche Genehmigung einzuholen. 

Krankenordnung 

§ 226. Der Versicherungsträger hat eine Krankenordnung aufzustellen, die 
insbesondere die Pflichten der Versicherten und der Leistungsempfänger im 
Leistungsfalle, das Verfahren bei Inanspruchnahme von Leistungen der 
Krankenversicherung und die Kontrolle der Kranken zu regeln hat. § 227 ist 
anzuwenden. 

Genehmigungspflicht 

§ 227. Die Satzung und jede ihrer Änderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung durch den Bundesminister für Arbeit und Soziales und sind 
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Arbeit und Soziales und sind binnen vier Monaten nach der Genehmigung in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

ABSCHNITI VIII 

Bedienstete 

§ 230. (1) Die dienst-, besoldungs- und pensions rechtlichen Verhältnisse für die 
Bediensteten des Versicherungsträgers sind durch privatrechtliche Verträge zu 
regeln. In begründeten Fällen können im Dienstvertrag von den Richtlinien (§ 31 
Abs. 3 Z 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) abweichende Vereinba~ 
rungen getroffen werden. Solche Dienstverträge sind als Sonderverträge zu 
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binnen vier Monaten nach der Genehmigung in der Fachzeitschrift "Soziale 
Sicherheit" zu verlautbaren. Nach jeder fünften Änderung der Satzung, 
frühestens am Beginn der Amtsdauer (§ 202), ist diese unverzüglich neu zu 
beschließen. 

. Geschäftsordnungen der Verwaltungskörper 

§ 227 a. (1) Die einzelnen Verwaltungskörper des Versicherungsträgers haben 
zur Regelung der Vorgangsweise bei der Wahrnehmung der ihnen obliegenden 
Geschäfte für ihre jeweiligen Zuständigkeitsbereiche Geschäftsordnungen zu 
beschließen, die insbesondere nähere Bestimmungen über di!! ordnungsgemäße 
Einberufung und Abwicklung der Sitzungen (Verhandlungsleitung, Berichterstat­
tung, Antragsrechte, .Protokollführung usw.) zu enthalten haben. 

(2) Die Geschäftsordnungen derVerwaltungskörper und jede ihrer 
Änderungen sind innerhalb von .vier Wochen nach der Beschlußfassung dem 
Bundesminister für Arbeit und Soziales als Aufsichtsbehörde gesondert zur 
Kenntnis zu bringen. 

(3) Die Geschäftsordnung des Vorstandes hat einen Anh~ng zu enthalten, in 
dem Zeitpunkt und Wortlaut der Beschlüsse dieses Verwaltungskörpers 
anzuführen sind, mit denen dieser einzelne seiner Obliegenheiten Ausschüssen 
oder dem Obmann oder die Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten 
dem Büro des Versicherungsträgers übertragen hat. Dieser Anhang ist in seiner 
jeweils gültigen Form unverzüglich allen Versicherungsvertretern und dem 
Vorsitzenden' des Beirates des Versicherungsträgers sowie dem Bundesminister 
für Arbeit und Soziales als AufsiChtsbehörde zur Kenntnis zu bringen und 
außerdem in der Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

ABSCHNITI VIII 

Bedienstete 

§ 230. (1) Die dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Verhältnisse sind 
für die Bediensteten des Versicherungsträgers durch privatrechtliche Verträge zu 
regeln. In begründeten Fällen können im Dienstvertrag von den Dienstordnungen 
(§ 31 Abs.3 Z 9 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) abweichende 
Vereinbarungen, ausgenommen solche' über die . Höhe einer Leitungszulage, 
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bezeichnen und nur dann 'gültig, wenn sie schriftlich abgeschlossen werden und 
der Hauptverband vor dem Abschluß schriftlich zugestimmt hat. Der 
Versicherungsträger hat unter Rücksichtnahme auf seine wirtschaftliche Lage die 
Zahl der Dienstposten auf das unumgängliche Maß einzuschränken und darnach 
für seinen Bereich einen Dienstpostenplanzu erstellen. 

(2) Die Bediensteten des Versicherungsträgers unterstehen dienstlich dem 
Vorstand. Der Obmann ist berechtigt, nach Maßgabe der dienstrechtlichen 
Bestimmungen eine einstweilige Enthebung vom Dienste zu verfügen. 

(3) Der leitende Angestellte und der leitende Arzt des Versicherungsträgers 
dürfen erst nach vorher eingeholter Zustimmung des Bundesministers für Arbe{t 
und Soziales bestellt und entlassen werden. Das gleiche gilt für die leitenden 
Angestellten und leitenden Ärzte der Landesstellen. 

(4) Der Bedienstete hat beim Dienstantritt dem Obmann durch Handschlag zu 
geloben, die Gesetze der Republik Österreich unverbrüchlich zu beachten, sich 
mit ganzer Kraft dem Dienst zu widmen, seine Dienstobliegenheiten 
gewissenhaft, unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, jederzeit auf die 
Wahrung der öffentlichen Interessen bedacht zu sein, die dienstlichen 
Anordnungen seiner Vorgesetzten zu befolgen, das Dienstgeheimnis treu zu 
bewahren und bei seinem Verhalten im und außer Dienst sich seiner Stellung 
angemessen zu betragen. Über die Pflichtenangelobung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen, die der Bedienstete zu unterzeichnen hat. 
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getroffen werden. Der Abschluß solcher Vereinbarungen obliegt dem Vorstand; 
eine Übertragung dieser Obliegenheit ist nicht zulässig. Dienstverträge mit 
solc~en Vereinbarungen sind als Sonderverträge zu bezeichnen und nur dann 
gültig, wenn sie schriftlich abgeschlossen werden und der Hauptverband vor dem 
Abschluß schriftlich zugestimmt hat. Der Versicherungsträger .hat unter 
Rücksichtnahme auf seine wirtschaftliche Lage die Zahl der Dienstposten auf das 
unumgängliche Maß einzuschränken und darnach für seinen Bereich einen 
Dienstpostenplan zu erstellen. 

(2) Am 31. Dezember 1993 bereits bestehende Sonderverträge über die Höhe 
einer Leitungszulage bleiben unberührt. 

(3) Die Bediensteten des Versicherungsträgers unterstehen dienstlich dem 
Vorstand. Der Obmann ist berechtigt, nach Maßgabe der dienstrechtlichen 
Bestimmungen eine einstweilige Enthebung vom Dienste zu verfügen. 

(4) Der leitende Angestellte und der leitende Arzt des Versicherungsträgers 
dürfen erst nach vorher eingeholter Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales bestellt und entlassen werden. 

(5) Der Bedienstete hat beim Dienstantritt dem Obmann durch Handschlag zu 
geloben, die Gesetze der Republik Österreich unverbrüchlich zu beachten; sich 
mit ganzer Kraft dem Dienst zu widmen, seine Dienstobliegenheiten 
gewissenhaft, unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, jederzeit auf die 
Wahrung der öffentlichen Interessen bedacht zu sein, die dienstlichen 
Anordnungen seiner Vorgesetzten zu befolgen, das Dienstgeheimnis treu zu 
bewahren und bei seinem Verhalten in und außer Dienst sich seiner Stellung 
angemessen zu betragen. Die Angelobung der Bediensteten der Landesstellen 
kann vom Obmann einem anderen Versicherungsvertreter übertragen werden. 
Über die Pflichtenangelobung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die der 
Bedienstete zu unterzeichnen hat. 
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Verschwiegenheitspflicht der Bediensteten 

§ 231. (1) Die Bediensteten haben über alle ihnen in Ausübung des Dienstes 
oder mit Beziehung auf ihre Stellung bekanntgewordenen Angelegenheiten, die 
im Interesse des Versicherungsträgers oder der Versicherten und ihrer 
Angehörigen Geheimhaltung erfordern oder ihnen ausdrücklich als vertraulich 
bezeichnet worden sind, gegen jedermann, dem sie über solche Angelegenheiten 
eine dienstliche Mitteilung zu machen nicht verpflichtet sind, Verschwiegenheit 
zu beobachten. 

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeichneten Verpflichtung tritt nur 
insoweit ein, als ein Bediensteter für einen bestimmten Fall von der Verpflichtung 
zur W~hrung des Dienstgeheimnisses entbunden wurde. 

(3) Die Bediensteten sind an die Verschwiegenheitspflicht auch im Verhältnis 
außer Dienst, im Ruhestand sowie nach Auflösung des Dienstverhältnisses 
gebunden. 

§ 259. (1) Es treten in Kraft: 
1. und 2. unverändert. 
3. rückwirkend mit 1. Jänner 1993 die §§ 2 Abs. 3 lit. e, 25 Abs. 2 in der 

Fassung des Art. I Z 5, 26 Abs. 2, 26 a Abs. 1 vorletzter und letzter Satz, 72 
Abs. 2 und 149 Abs. 4 lit. g in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr.336/1993; 

4. unverändert. 
5. mit 1. Juli 1993 weiters die §§ 3 Abs. 1, 20 Abs. 2, 26 Abs. 4 und 5, 27 Abs. 7, 

33 Abs. 1, 35 a Abs. 2, Abschnitt VII des Ersten Teiles, 62 Abs. 1 und 3, 67 
Abs. 3Z 2 und 3 und Abs. 4, 112 Abs. 1 Z 1, 113 Abs. 2, 114, 116 Abs. 8, 
116 a, 117, 119, 119 a, 120 Abs. 1 und 3 bis 6,122,122 a, 123, 124, 125, 126, 
127,127 a, 127 b, 129 Abs. 4lit. bund c und Abs. 7 Z 3,4 und 7, 130, 131 
Abs. 1,2 und 4,131 a, 131 b, 131 c, 132 Abs. 1 und 4, 133 Abs. 2, 139,140, 
141 samt Überschrift, 142, 143, 143 a, 144, 145 in der Fassung des Art. I 
Z 74, 147, 148 in der Fassung des Art. I Z 77, 148 a Abs. 2, 149 Abs. 1, 164 
Abs. 2 und 239 Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr.336/1993; 

6. und 7. unverändert. 

(2) bis (4) unverändert. 

(5) Bei Personen mit Stichtag 1. Jänner 1993 bis 1. Juni 1993, bei denen Zeiten 
gemäß § 116 a nach der am 1. Juli 1993 geltenden Rechtslage für die Pension zu 
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Verschwiegenheitspflicht der Bediensteten 

§ 231. (1) Die Bediensteten haben über alle ihnen in Ausübung des Dienstes 
oder mit Beziehung auf ihre Stellung bekanntgewordenen Angelegenheiten, die 
im Interesse des Versicherungsträgers oder der Versicherten und ihrer 
Angehörigen Geheimhaltung erfordern oder ihnen ausdrücklich als vertraulich 
bezeichnet worden sind, gegen jedermann, dem sie über solche Angelegenheiten 
eine dienstliche Mitteilung zu machen nicht verpflichtet sind, Verschwiegenheit 
zu beobachten. 

(2) Eine Ausnahme von der im Abs. 1 bezeichneten Verpflichtung tritt nur 
insoweit ein, als ein Bediensteter für einen bestimmten Fall von der Verpflichtung 
zur Wahrung des Dienstgeheimnisses entbunden wurde. 

(3) Die Bediensteten sind an die Verschwiegenheitspflicht auch im Verhältnis 
außer Dienst, im Ruhestand sowie nach Auflösung des Dienstverhältnisses 
gebunden. . 

§ 259. (1) Es treten in Kraft: 
1. und 2. unverändert. 
3. rückwirkend mit 1. Jänner 1993 die §§ 2 Abs. 3 lit. e, 25 Abs. 2 in der 

Fassung des Art. I Z 5, 26 Abs. 2, 26 a Abs. 1 vorletzter und letzter Satz, 72 
Abs; 2, 127 a und 149 Abs.4 lit. g in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 336/1993; 

4. unverändert. 
5. mit 1. Juli 1993 weiters die §§ 3 Abs. 1,20 Abs. 2,26 Abs. 4 und 5,27 Abs. 7, 

33 Abs. 1, 35 a Abs. 2, Abschnitt VII des Ersten Teiles, 62 Abs. 1 und 3,67 
Abs.3 Z 2 und 3 und Abs. 4, 112 Abs. 1 Z 1, 113 Abs. 2, 114, 116 Abs. 8, 
116 a, 117, 119, 119 a, 120 Abs. 1 lind 3 bis 6,122,122 a, 123, 124, 125, 126, 
127,127 b, 129 Abs. 4lit. bund c und Abs. 7 Z 3, 4 und 7,130,131 Abs. 1,2 
und 4,131 a, 131 b, 131 c, 132 Abs. 1 und 4,133 Abs. 2, 139, 140, 141 samt 
Überschrift, 142, 143, 143 a, 144, 145 in der Fassung des Art. I Z 74, 147, 
148 in der Fassung des Art. I Z 77, 148 a Abs. 2, 149 Abs. 1, 164 Abs. 2 und 
239 Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 336/1993; 

6. und 7. unverändert. 

(2) bis (4) unverändert. 

(5) Bei Personen mit Stichtag 1. Jänner 1993 bis 1. Juni 1993, bei denen Zeiten 
gemäß § 116 a nach der am 1. Juli 1993 geltenden Rechtslage für die Pension zu 
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berücksichtigen gewesen wären, wenn diese Rechtslage bereits am 1. Jänner 1993 
in Kraft getreten wäre, ist die Pension von Amts wegen auf Grund der am 
1. Juli 1993 geltenden Rechtslage (gesamtes Bemessungsrecht) neu zu bemessen. 
Wenn es für sie günstiger ist, gebührt die neu bemessene Pension rückwirkend ab 
Pensionsbeginn. . 

(6) Abweichend von Abs. 4 bleiben; wenn dies für den Versicherten günstiger 
ist, die Bestimmungen des Zweiten Teiles Abschnitt In über die Bemessung einer 
Pension in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung für Versicherungsfälle, deren 
Stichtag in den Zeitraum vom 1. Juli 1993 bis 1. Dezember 1996 fällt, mit der 
Maßgabe weiterhin anwendbar, daß für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
anstelle der letzten 120 Versicherungsmonate bei einem Stichtag 

1. vom 1. Jänner 1995 bis 1. Dezember 1995 die letzten 132 Versicherungsmo­
nate, 

2. vom 1. Jänner 1996 bis 1. Dezember 1996 die letzten 156 Versicherungsmo-
nate 

aus allen Zweigen der Pensionsversicherung heranzuziehen sind. Dies gilt bei 
Anwendung des § 122 Abs. 2 Z 1 und 2 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung 
inden Fällen der Z 1, wenn der Stichtag vor bzw. nach Vollendung des 
51. Lebensjahres liegt, in den Fällen der Z 2, wenn der Stichtag vor bzw: nach 
Vollendung des 53. Lebensjahres liegt. Dabei ist § 51 dieses Bundesgesetzes in 
Verbindung mit § 108 c des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der am 
30. Juni 1993 in Geltung gestandenen Fassung mit der Maßgabe weiter 
anzuwenden, daß bei der Festsetzung der Aufwertungsfaktoren für die 
Jahre 1994 bis 1996 anstelle des Richtwertes der jeweils geltende Anpassungsfak­
tor des zweitvorangegangenen Kalenderjahres tritt. 

(7) § 125 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung ist in den Fällen des 
Bezuges von Sonderunterstützung nach den Bestimmungen des Sonderunterstüt­
zungsgesetzes für den in Betracht kommenden Versicherungsfall, dessen Stichtag 
vor dem 1. Juli 1993 liegt, weiterhin anzuwenden. 
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berücksichtigen gewesen wären, wenn diese Rechtslage bereits am 1. Jänner 1993 .. 
in Kraft getreten wäre, ist die Pension von Amts wegen auf Grund der am 
1. Juli 1993 geltenden Rechtslage (gesamtes Bemessungsrecht) neu zu bemessen. 
§ 116 a: Abs. 7 ist nicht anzuwenden. Wenn es fm· sie günstiger ist, gebührt die neu 
bemessene Pension rückwirkend ab Pensionsbeginn. 

(6) Abweichend von Abs. 4 bleiben, wenn dies für den Versicherten günstiger 
ist, die Bestimmungen über die Anspruchsvoraussetzungen mit Ausnahme der 
Voraussetzung der §§ 130 Abs. 1 Z 2 und 131 Abs. llit. e und die Bestimmungen 
über die Bemessung einer Pension - unter Berücksichtigung einer allfälligen 
Erhöhung der Alterspension beim Aufschub der Geltendmachung. des Anspruches 
und unter Außerachtiassung eines allfälligen Kinderzuschusses und Hilflosenzu­
schusses (Pflege gel des) - in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung für 
Versicherungsfälle, deren Stichtag in den Zeitraum vom 1. Juli 1993 bis 
1. Dezember 1996 fällt, mit der Maßgabe weiterhin anwendbar, daß für die 
Ermittlung der Bemessungsgrundlage anstelle der letzten 120 Versicherungsmo­
nate bei einem Stichtag 

1. vom 1. Jänner 1995 bis 1. Dezember 1995 die letzten 132 Versicherungsmo­
nate, 

2. vom 1. Jänner 1996 bis 1. Dezember 1996 die letzten 156 Versicherungsmo-
nate 

aus allen Zweigen der Pensionsversicherung heranzuziehen sind. Dies gilt bei 
Anwendung des § 122 Abs. 2 Z 1 und 2 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung 
in den Fällen der Z 1, wenn der Stichtag vor bzw. nach Vollendung des 
51. Lebensjahres liegt, in den Fällen der Z 2, wenn der Stichtag vor bzw. nach 
Vollendung des 53. Lebensjahres liegt. Dabei ist § 51 dieses Bundesgesetzes in 
Verbindung mit § 108 c des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der am 
30. Juni 1993 in Geltung gestandenen Fassung mit der Maßgabe weiter 
anzuwenden, daß bei der Festsetzung der Aufwertungsfaktoren für die 
Jahre 1994 bis 1996 anstelle des Richtwertes der jeweils geltende Anpassungsfak­
tor des zweitvorangegangenen Kalenderjahres tritt. 

(7) Eine Pension, die gemäß Abs. 6 nach dem am 30. Juni 1993 geltenden Recht 
gewährt wird, setzt sich aus zwei Bestandteilen zusammen: 

1. der Pension, die auf Grund der ab 1. Juli 1993 geltenden Rechtslage 
gebühren würde und 

2. einem Ergänzungsbetrag, der sich aus der Differenz der Höhe der Pension 
gemäß Abs. 6 und der Pension gemäß ZIergibt. 
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(8) Bei Pensionen aus dem Versicherungsfall der dauernden Erwerbsunfähig­
keit, bei vorzeitigen Alterspensionen gemäß § 131 und § 131 a, deren Stichtag vor 
d~m 1. Juli 1993 liegt, ist bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei Männern bzw. 
des 60. Lebensjahres bei Frauen § 130 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden. 

(9) Ein am 30. Juni 1993 bestandener Anspruch auf Höherversicherungspen­
sion gemäß § 141 Abs. 2 und 5 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung bleibt 
auch über diesen Zeitpunkt hinaus so lange weiterbestehen, solange die 
Voraussetzungen für den Anspruch nach der arn 30. Juni 1993 geltenden 
Rechtslage gegeben sind; bei Anfall einer Alterspension gemäß § 130 gilt § 141 
Abs. 3 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung. 

(10) Ein am 30. Juni 1993 bestandener Anspruch auf Kinderzuschuß gemäß 
§ 144 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung bleibt auch über diesen 
Zeitpunkt hinaus so lange weiter bestehen, solange die Veraussetzungen für den 
Anspruch nach der am 30. Juni 1993 geltenden Rechtslage gegeben sind. Die bis 
30. Juni 1993 den Kinderzuschuß betreffenden Bestimmungen sind dabei weiter 
anzuwenden. 

(11) § 144 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 336/1993 ist nur auf 
Leistungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1993 anfallen. 

GSVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

Die Pension gemäß Z 1 unterliegt sämtlichen Bestimmungen des ab 1. Juli 1993 
geltenden Rechtes. Der Ergänzungsbetrag gemäß Z 2 unterliegt nur der 
Anpassung gemäß §47. Er gebühn nur in Verbindung mit der Pension gemäß 
Z1. 

(8) In den Fällen des Bezuges einer Sonderunterstützung ist Abs. 6 sinngemaß 
anzuwenden. 

(9) Bei einem Antrag auf eine vorzeitige Alterspension gemäß § 131 oder 
§ 131 a oder auf eine Alterspension gemäß § 130 ist das am 30. Juni 1993 geltende 
Recht weiter anz~wenden, wenn bereits ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch 
auf eine Pension aus dem Versicherungsfall der dauernden Erwerbsunfähigkeit, 
deren Stichtag vor dem 1. Juli 1993 liegt, besteht oder bestanden hat und nicht 
entzogen wurde. Ein Antrag auf eine vorzeitige Alterspension gemäß § 131 b oder 
§ 131 c ist in diesem Fall unzulässig. Oasselbe gilt bei einem Antrag auf 
Alterspension gemäß § 130, wenn bereits ein bescheidmäßig zuerkannter 
Anspruch auf eine vorzeitige Alterspension gemäß § 131 oder § 131 a, deren 
Stichtag vor dem 1. Juli 1993 liegt, besteht oder bestanden hat. Wird bei 
Pensionen aus dem Versicherungsfall der dauernden Erwerbsunfähigkeit oder bei 
vorzeitigen Alterspensionen gemäß § 131 oder § 131 a, deren Stichtag vor dem 
1. Juli 1993 liegt, bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei Männern bzw. des 
60. Lebensjahres bei Frauen kein Antrag auf eine Alterspension gemäß § 130 
gestellt, ist das am 30. Juni 1993 geltende Recht weiter anzuwenden. 

(10) Ein am 30. Juni 1993 bestandener Anspruch auf Höherversicherungspen­
sion gemäß § 141 Abs. 2 und 5 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung bleibt 
auch über· diesen Zeitpunkt hinaus so lange weiterbestehen, solange die 
Voraussetzungen für den Anspruch nach der am 30. Juni 1993 geltenden 
Rechtslage gegeben sind; bei Anfall einer Alterspension gemäß § 130 gilt § 141 
Abs. 3 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung. 

(11) Ein am 30. Juni 1993 bestandener Anspruch auf Kinderzuschuß gemäß 
§ 144 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung bleibt auch über diesen 
Zeitpunkt hinaus solange weiter bestehen, solange die Voraussetzungen für den 
Anspruch nach der am 30. Juni 1993 geltenden Rechtslage', gegeben sind. Die bis 
30. Juni 1993 den Kinderzuschuß betreffenden Bestimmungen sind dabei weiter 
anzuwenden. ' 
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(12) § 145 in der Fassung des Art. I Z 74 des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. 336/1993 ist auf alle Versicherungsfälle des Todes, in denen der Stichtag 
nach dem 30. Juni 1993 liegt, anzuwenden; in den. Fällen des § 145 Abs. 1 Z 3 
und 4 ist § 145 Abs. 1 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden. Art. 11 Abs. 4 und 5 der 4. Novelle zum Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz, BGBI. Nr. 283/1981, ist anzuwenden. 

(13) § 145 in der Fassung des Art. I Z 75 des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. 336/1993 ist anzuwenden: 

1. auf alle Versicherungsfälle des Todes, in denen der Stichtag nach dem 
31. Dezember 1994 liegt. In den Fällen des § 145 Abs. 1 Z 3 und 4 ist, sofern 
der Stichtag der Pension des (der) Verstorbenen vor dem 1. Juli 1993 liegt, 
§ 145 Abs. 1 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß der Hundertsatz von 60 durch den im § 145 Abs. 1 erster 
Satz in der ab 1. Jänner 1995 geltenden Fassung genannten Hundertsatz 
ersetzt wird; 

2. auf die gemäß § 136 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes in der 
Fassung des Art. I Z 6 der 4. Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz, BGBI. Nr. 283/1981, gebührenden Witwerpensionen, in denen 
der Versicherungsfall nach dem 31. Mai 1981 eingetreten ist, mit Ausnahme 
der im Art. 11 Abs. 5 der 4. Novelle zum Gewerblichen Sozialversicherungs­
gesetz bezeichneten Pensionen. 

(14) Abweichend von § 162 Abs. 5 kann der Versicherungsträger für die dort 
genannten Zwecke im Geschäftsjahr 1993 bis zu 0,06 vT der Erträge an 
Versicherungsbeiträgen aufwenden. 

GSVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(12) § iH in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 336/1993 ist nur auf 
Leistungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1993 anfallen. 

(13) § 145 in der Fassung des Art. I Z 74 des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 336/1993 ist auf alle Versicherungsfälle des Todes, in denen der Stichtag 
nach dem 30. Juni 1993 liegt, anzuwenden; in den Fällen des § 145 Abs. 1 Z 3 
und 4 ist § 145 Abs.l in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden, wenn der Stichtag der Pension des (der) Verstorbenen vor dem 
1. Juli 1993 liegt. Art.II Abs.4 und 5 der 4. Novelle zum Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 283/1981, ist anzuwenden. 

(14) § 145 in der Fassung des Art. I Z 75 des Bundesgesetzes 
BGBI.Nr.336/1993 ist anzuwenden: 

1. auf alle Versicherungsfälle des Todes, in denen der Stichtag nach dem 
31. Dezember 1994 liegt. In den Fällen des § 145 Abs. 1 Z 3 und 4 ist, sofern 
der Stichtag der Pension des (der) Verstorbenen vor dem 1. Juli 1993 liegt, 
§ 145 Abs. 1 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß der Hundertsatz von 60 durch den im § 145 Abs. 1 erster 
Satz in der ab 1. Jänner 1995 geltenden Fassung genannten Hundertsatz 
ersetzt wird; 
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(15) § 116a in der Fassung des Art. I Z33 ist für·vor dem 1. Jänner 1956 
gelegene Zeiten mit der Maßgabe anzuwenden, daß die (der) Versicherte im 
Zeitpunkt der Geburt des Kindes ihren (seinen) Wohnsitz im Inland hatte. 

GSVG - Vor g e s chI a gen e F ass u n g 

2. auf die gemäß § 136 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes in der· 
Fassung des Art. I Z 6 der 4. Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz, BGBI. Nr. 283/1981, gebührenden Witwerpensionen, in denen 
der Versicherungsfall nach dem 31. Mai 1981 eingetreten ist, mit Ausnahme 
der im Art. 11 Abs. 5 der 4. Novelle zum Gewerblichen Sozialversicherungs-
gesetz bezeichneten Pensionen. . 

(15) Abweichend von § 162 Abs. 5 kann der Versicherungsträger für die dort 
genannten Zwecke im Geschäftsjahr 1993 bis zu 0,06 vT der Erträge an 
Versicherungsbeiträgen aufwenden. 

(16) § 116 a in der Fassung des Art. I Z 33 ist für vor dem 1. Jänner 1956 
gelegene Zeiten mit der Maßgabe anzuwenden, daß die (der) Versicherte im 
Zeitpunkt der Geburt des Kindes ihren (seinen) Wohnsitz im Inland hatte. 

§ 260. (1) Es treten in Kraft: 
1. rückwirkend mit 1. Jänner 1993 § 35 a in Fassung des Bundesgesetzes 

BGBI. Nr. xxx/1993; 
2. rückwirkend mit 1. Juli 1993 die §§ 29 Abs. 1, 116 a, 127 b Abs. 1 erster 

Satz, erster Halbsatz und letzter Satz, 127 b Abs. 2 letzter Satz, 139 Abs. 2 
und 4, 140 Abs. 2 und 3, 143 Abs. 3 bis 6, 149 Abs. 3, 259 Abs. 1 Z 3 und 5 
und 259 Abs. 5 bis 16 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxxi 
1993; 

3. mit 1. Jä.nner 1994 die §§ 1 a, 34, 34 a Abs. 1 und 2, 44 Abs. 4, 150 Abs. 1 
und 2, die Abschnitte I bis III des Vierten Teiles (§§ 195 bis 212), der 
Abschnitt III a des Vierten Teiles (§§ 213 bis 214 e), die §§ 216 Abs. 5, 218 
Abs.l und 3,219, die AbschnitteV und VI des Vierten Teiles (§§ 220 bis 
227 a), der Abschnitt VIII des Vierten Teiles (§§ 230 und 231) und 260 
Abs. 2 bis 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxx/1993. 

(2) Die Amtsdauer der am 31. Dezember 1993 bestehenden Verwaltungskör­
per verlängert sich bis zum Zusammentreten der Verwaltungskörper nach den am 
1. Jänner 1994 geltenden Vorschriften; die alten Verwaltungskörper haben die 
Geschäfte nach den am 31. Dezember 1993 geltenden Bestimmungen zu führen. 
Die Entsendung der Versicherungsvertreter in die neuen Venvaltungskörper hat 
bis 31. März 1994 zu erfolgen. 

(3) Der Obmann, die Obmann-Stellvertreter sowie Vorsitzende und 
Vorsitzenden-Stellvertreter des Überwachungsausschusses und der Landesstel­
lenausschüsse, die nach dem 31. Dezember 1993 weiterhin eine solche Funktion 
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ausüben, haben weiterhin Anspruch auf Anwartschaften (Pension) nach den 
Bestimmungen des § 197 Abs. 5 und den darauf beruhenden Rechtsvorschriften in 
der am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen Fassung. 

(4) Den in Abs.3 genannten Personen, deren Anwartschaften zum 
31. Dezember 1993 -nach den Bestimmungen des § 197 Abs. 5 und den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften in der zu diesem Zeitpunkt in Geltung 
gestandenen Fassung erfüllt sind, bleibt der Anspruch auf Anwartschaften' 
(Pension) nach diesen Bestimmungen gewahrt. 

(5) Die Stellvertreter der Vorsitzenden der Landesstellenausschüsse, soweit sie 
nicht unter Abs. 3 oder 4 fallen, haben weiterhin Anspruch auf Anwartschaften 
(Pension) nach den Bestimmungen des § 197 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen 
Fassung, wenn sie 

1. nach dem 31. Dezember 1993 weiterhin Versicherungsvertreter sind Und 
2. vor dem Beginn der neuen Amtsdauer mindestens während einer vollen 

Amtsdauer die Funktion eines Stellvertreters des Vorsitzenden eines 
Landesstellenausschusses ausgeübt haben. 

Die Anwartschaft (Pension) darf das im § 197 Abs. 5 und den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften in der am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen 
Fassung festgesetzte Mindestausmaß nicht übersteigen. 

(6) Die Bestimmungen des § 197 Abs.5 in der am 31. Dezember 1993 in 
Geltung gestandenen Fassung und die darauf beruhenden Rechtsvorschriften 
sind, soweit sie sich auf Entschädigungsleistungen an ausgeschiedene Funktionäre 
und deren Hinterbliebene beziehen, auf die im Abs. 3 angeführten, aber aus ihrer 
Funktion bis spätestenS zum Ende der Amtsdauer der alten Verwaltungskörper 
ausgeschiedenen Personen sowie deren Hinterbliebene weiterhin anzuwenden. 

(7) § 34 Abs. 3 lit. a in der am 31. Dezember 1993 geltenden Fassung ist für eine 
vor dem 1. Jänner 1994 gemäß § 219 genehmigte Erwerbung von Liegenschaften, 
ferner für eine vor dem 1. Jänner 1994 gemäß § 219 genehmigte Errichtung, 
Erweiterung oder' einen vor dem· 1. Jänner 1994 gemäß § 219 genehmigten 
Umbau von Gebäuden nur insoweit anzuwenden, als die zur Finanzierung 
vorgesehenen Mittel bis 31. Dezember 1993 aufgewendet wurden. Für zur 
Finanzierung dieser Vorhaben nach dem 31. Dezember 1993 aufgewendete 
Mittel gebührt kein Bundesbeitrag. 
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(8) Der Bundesbeitrag gemäß § 34 Abs. 3 lit. b gebührt letztmalig als Zu schuß 
zu den vor dem 1. Jänner 1993 aufgewendeten Mitteln für den Umbau von 
Gebäuden, der gemäß § 219 in Verbindung mit § 31 Abs. 6lit. a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes in der am 31. Dezember 1993 in Geltung I$estande­
nen Fassung deshalb nicht genehmigungspflichtig ist, weil damit keine Anderung 
des Verwendungszwecks verbunden ist. 
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